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Mitteilung des Senats vom 18. Mai 2021

Sechsundzwanzigste Verordnung zum Schutz vor Neuinfektionen mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2
(Sechsundzwanzigste Coronaverordnung)

Der Senat uberreicht der Burgerschaft (Landtag) die Sechsundzwanzigste Ver-
ordnung zum Schutz vor Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
mit der Bitte um Beschlussfassung.

Die Sechsundzwanzigste Coronaverordnung ist als Anlage beigefiigt.



Gesetzblatt
der
Freien Hansestadt Bremen

2021 Verkiundet am 21. April 2021 Nr.

Sechsundzwanzigste Verordnung zum Schutz vor Neuinfektionen
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
(Sechsundzwanzigste Coronaverordnung)

Vom 19. Mai 2021

Auf Grund des 8 32 Satz 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000
(BGBI. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 7. Mai 2021 (BGBI. |
S. 850) geéandert worden ist, in Verbindung mit § 6 Satz 1 der Verordnung tber die
zustandigen Behdrden nach dem Infektionsschutzgesetz vom 11. September 2018
(Brem.GBI. S. 425 — 2126-e-1), die durch Verordnung vom 12. Mai 2020 (Brem.GBlI.
S. 292) geandert worden ist, wird verordnet:

1. Teil
Veranstaltungen und Einrichtungen des gesellschaftlichen Lebens

§1
Abstandsgebot

(1) Aulzerhalb der eigenen Wohnung nebst dem umfriedeten Besitztum ist, soweit
moglich, ein Abstand von mindestens 1,5 Metern zu anderen Personen einzuhalten.
Bei der Ausibung von Sport und beim Singen oder bei ahnlichen Tatigkeiten in
geschlossenen Raumen, die eine intensive Atmung bedingen, ist ein Abstand von
mindestens zwei Metern zu anderen Personen einzuhalten.

(2) Absatz 1 gilt nicht far:

1. die Ehegattin oder den Ehegatten, die Lebenspartnerin oder den Lebenspart-
ner, die Partnerin oder den Partner einer ehedhnlichen oder lebenspartner-
schaftsahnlichen Gemeinschaft sowie deren oder dessen Kinder (Patchwork-
familie), Verwandte in gerader Linie sowie Geschwister und Geschwisterkinder
(Familienangehdrige),

2. Personen, die in einer gemeinsamen Wohnung oder gewdhnlichen Unterkunft
leben (Angehdrige des eigenen Hausstandes); Paare gelten als Angehorige
eines Hausstandes, auch wenn sie nicht in einer gemeinsamen Wohnung
leben,

3. Zusammenkinfte zwischen Angehorigen eines Hausstandes im Sinne von
Nummer 2 mit bis zu zwei weiteren Personen eines anderen Hausstandes ,
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wobei Kinder bis zu einem Alter von 14 Jahren und Begleitpersonen von
Menschen, die diese aufgrund von Alter, Krankheit, Pflegebedurftigkeit oder
Behinderung benotigen, nicht einzurechnen sind.

4. Gruppen von Kindern bis zu einem Alter von 14 Jahren.

(3) Die Austibung von Sport ist im Freien nur
1. mit héchstens zehn Personen oder

2. mit Gruppen von bis zu 20 Kindern oder Jugendlichen mit einem Alter bis zu
18 Jahren und mit héchstens zwei Trainerinnen oder Trainern

erlaubt; die Ausiibung von Sport in geschlossenen Raumen ist nur allein, zu zweit
oder mit dem eigenen Hausstand erlaubt. Fir Kaderathletinnen und -athleten sowie
den Bereich des Spitzensports im Sinne des 8§ 1 Absatz 2 Nummer 2 des Bremi-
schen Sportférderungsgesetzes kdnnen im Einzelfall durch schriftiche Genehmigung
des Sportamts Bremen oder des Magistrats der Stadt Bremerhaven Ausnahmen von
dem Verbot nach Satz 1 zugelassen werden; hierbei kann auch die Anwesenheit von
bis zu 100 Zuschauern fur eine Veranstaltung im Freien zugelassen werden.
Zuschauerinnen und Zuschauer mussen vor Teilnahme ein negatives Testergebnis in
Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen, wenn laut
Veroffentlichung des Robert Koch-Instituts die Zahl der Neuinfektionen mit dem
Coronavirus SARS-CoV-2 von 50 pro 100.000 Einwohner in der jeweiligen
Stadtgemeinde tberschritten wird. Arztlich verordneter Rehabilitationssport mit bis zu
zehn Personen ist zulassig, soweit zwischen den beteiligten Personen der
Mindestabstand nach Absatz 1 Satz 2 eingehalten wird; im Ubrigen gelten die
Voraussetzungen des § 2 Absatz 2 Satz 2 bis 4 entsprechend.

(3a) Das gemeinsame Singen (zum Beispiel in einem Chor) und das gemeinsame
Musizieren mit Blasinstrumenten in geschlossenen Raumen ist nur zu zweit oder mit
Angehdrigen des eigenen Hausstands erlaubt. Satz 1 gilt nicht fur berufliche Tatig-
keiten. Das gemeinsame Singen und Fl6tespielen mit Kindern in Tageseinrichtungen
und in der Kindertagespflege nach 8§ 16 sowie in Grundschulen und in Hochschulen
bleibt erlaubt.

(4) Das Abstandsgebot nach Absatz 1 gilt nicht fur

1. die Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in der Kindertages-
pflege nach § 16,

2. den Unterricht und die Betreuung an Schulen, soweit das Kohortenprinzip
nach Mal3gabe von 8§ 17 Absatz 3 vorgesehen ist,

3. den Unterricht an sonstigen Einrichtungen der Aus-, Fort- und Weiterbildung,
soweit die Unterschreitung des Abstandsgebots aus didaktischen Grinden,
zum Beispiel bei praktischen Ubungen im Rahmen einer pflegeberuflichen
Ausbildung, erforderlich ist; fur alle teiinehmenden Personen besteht im
Einrichtungsgebaude einschlief3lich den Unterrichtsrdumen eine Pflicht zum
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung nach 8§ 3 Absatz 2 Satz 1; eine Aus-
nahme ist bei Vorliegen eines der in 8§ 3 Absatz 3 genannten Falle, aus didak-
tischen Grinden und fur Beschaftigte innerhalb ihrer eigenen Buro- und
Arbeitsraume zulassig,
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4. die Ausibung von Sport im Freien nach Absatz 3.

Fur Lehrkrafte gilt die Ausnahme vom Abstandsgebot nach Satz 1 Nummer 2 und 3
nicht.

(5) § 8 der Covid-19-SchutzmalRnahmen-Ausnahmeverordnung ist zu beachten.

§2

Begrenzung der zulassigen Personenanzahl,
Verbot von Unterhaltungsveranstaltungen

(1) Aul3erhalb der eigenen Wohnung nebst dem umfriedeten Besitztum sind Ver-
anstaltungen sowie sonstige Zusammenkunfte und Menschenansammlungen nur mit
Personen eines Hausstandes mit bis zu zwei weiteren Personen eines anderen
Hausstandes erlaubt, wobei Kinder bis zu einem Alter von 14 Jahren und
Begleitpersonen von Menschen, die diese aufgrund von Alter, Krankheit,
Pflegebediirftigkeit oder Behinderung bendtigen, nicht einzurechnen sind, soweit in
dieser Verordnung nichts Anderes geregelt ist. Satz 1 gilt nicht fir Zusammenkuinfte
von Kindern nach § 1 Absatz 2 Nummer 4.

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 sind Veranstaltungen und sonstige Zusam-
menkunfte in geschlossenen Raumen und unter freiem Himmel mit bis 100 gleich-
zeitig anwesenden Personen erlaubt, soweit zwischen den Besucherinnen und
Besuchern ein Abstand von mindestens 1,5 Metern eingehalten wird; dies gilt nicht
fur Personen nach § 1 Absatz 2, die eine Veranstaltung gemeinsam besuchen. Die
Veranstalterin oder der Veranstalter hat ein Schutz- und Hygienekonzept nach § 7
Absatz 1 zu erstellen; bei Veranstaltungen in einem Betrieb muss ein betriebliches
Schutz- und Hygienekonzept nach § 7 Absatz 2 vorliegen. Eine Namensliste der
teiinehmenden Personen zur Kontaktverfolgung nach 8 8 ist zu fuhren. Bei Veran-
staltungen in Innenraumen ist fir eine ausreichende Liuftung zu sorgen.

(3) Kulturelle, sportliche oder sonstige Veranstaltungen unter freiem Himmel, die
der Unterhaltung des Publikums dienen (Unterhaltungsveranstaltungen),kénnen ab
dem 21. Mai 2021 mit einem aus bis zu 100 Personen bestehenden Publikum
durchgefiihrt werden, wenn der Veranstalter oder die Veranstalterin ein
Schutzkonzept vorhalt, das vorsieht, dass jede Person vor Beginn der Veranstaltung
ein negatives Testergebnis in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 vorzulegen hat, wenn laut Veroffentlichung des Robert Koch- Instituts die
Zahlder Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 von 50 pro 100.000
Einwohner in der jeweiligen Stadtgemeinde tberschritten wird.
Unterhaltungsveranstaltungen in geschlossenen Raumen sind verboten. Zulassig
bleiben Profisportveranstaltungen nach 8§ 1 Absatz 3 Satz 2 und Veranstaltungen des
Rehabilitationssports nach 8 1 Absatz 3 Satz 3. Von Satz 1 und 2 nicht erfasst sind
Veranstaltungen der Aus-, Fort- und Weiterbildung.

(4) Offentliche oder nichtoffentliche Versammlungen nach Artikel 8 des Grund-
gesetzes unter freiem Himmel oder in geschlossenen Raumen sind von dem Verbot
nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 ausgenommen. Sie sind, sofern es sich nicht um
eine Eil- oder Spontanversammlung handelt, der zustandigen Versammlungsbehdrde
spatestens 48 Stunden vor ihrer Bekanntgabe fernmundlich, schriftlich, elektronisch
oder zur Niederschrift anzuzeigen. Die zustandige Versammlungsbehoérde kann die
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Versammlung zum Zwecke der Verhitung und Bekdmpfung des Coronavirus SARS-
CoV-2 beschranken oder mit Auflagen versehen.

(5) Ansammlungen und Zusammenkinfte von Menschen sind abweichend von
Absatz 1 Satz 1 zulassig:

1.

2a.

fur die Berufsausibung im Sinne des Artikel 12 Absatz 1 des Grundgesetzes,
einschliel3lich der Austbung der betrieblichen Interessenvertretung,

im Zusammenhang mit der Wahrnehmung eines politischen Mandats, bei
Veranstaltungen und Sitzungen der Bremischen Biirgerschaft, ihren Gremien
und Fraktionen und der Deputationen, der Stadtverordnetenversammlung der
Stadt Bremerhaven, der Bremischen Beirate und der Parteien,

im Rahmen von durch Rechtsvorschriften vorgeschriebenen Sitzungen von
juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts und des Privatrechts sowie
nicht rechtsfahigen Vereinen, Initiativen und andere ehrenamtlichen
Zusammenschlussen, soweit zwischen den teilnehmenden Personen ein
Abstand von mindestens 1,5 Metern eingehalten wird; Absatz 2 Satz 2 bis 4
gelten entsprechend,

bei der Wahrnehmung von Aufgaben im 6ffentlichen Dienst oder als Organ der
Rechtspflege,

bei der Benutzung des offentlichen Personenverkehrs,

iIm Zusammenhang mit dem Besuch von Verkaufsstellen und Dienstleistungs-
betrieben nach § 4 Absatz 3 und sonstigen ged6ffneten privaten und 6ffent-
lichen Einrichtungen,

im Rahmen von Einrichtungen und Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe,
insbesondere der Sozialen Gruppenarbeit nach 8 29 des Achten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB VIII) sowie der Erziehung in einer Tagesgruppe nach
8§ 32 SGB VIII,

im Rahmen von Angeboten der Jugendarbeit nach 8 11 SGB VIII, der Jugend-
sozialarbeit nach 8 13 SGB VIII und des erzieherischen Kinder- und Jugend-
schutzes nach § 14 SGB VI,

im Rahmen des Besuchs der im 2. und 3. Teil geregelten Einrichtungen.

8§ 2a

Private Zusammenkuinfte

Private Zusammenkiinfte mit Freunden, Verwandten und Bekannten sind abwei-
chend von 8§ 2 Absatz 1 Satz 1 auch in Wohnungen nebst dem befriedeten Besitztum
nur mit Angehdrigen eines Hausstandes und bis zu zwei weiteren Personen eines
anderen Hausstandes erlaubt, wobei Kinder bis zu einem Alter von 14 Jahren und
Begleitpersonen von Menschen, die diese aufgrund von Alter, Krankheit,
Pflegebediirftigkeit oder Behinderung bendtigen, nicht einzurechnen sind. Satz 1 gilt
nicht fir Zusammenkuinfte von Kindern nach 8§ 1 Absatz 2 Nummer 4.



Nr. Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom

§3
Mund-Nasen-Bedeckung

() Eine Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung besteht:

1. bei der Nutzung von Verkehrsmitteln des Offentlichen Personenverkehrs und
den hierzu gehdrenden Einrichtungen wie zum Beispiel Haltestellen, Bahn-
hofe, Flughéafen und Fahranleger,

2. bei dem Besuch einer Verkaufsstétte in geschlossenen Raumen und auf
deren AulRenbereich wie etwa Parkplatzen, in sonstigen geschlossenen
R&aumen, die 6ffentlich oder im Rahmen eines Besuchs- oder Kundenverkehrs
zuganglich sind sowie bei dem Besuch von Wochenmarkten nach 8 67 der
Gewerbeordnung und

3. in Arbeits- und Betriebsstatten, einschlief3lich bei der Nutzung innerbetrieb-
licher Verkehrsmittel, mit Ausnahme der fahrzeugfiihrenden Person, und
innerhalb von Gebauden von Einrichtungen des o6ffentlichen Dienstes und
Behorden beim Betreten von Verkehrsflachen, wie etwa Eingangsbereich,
Treppenhauser, Flure und Aufziige sowie beim Aufenthalt im Sanitérbereich
und in Warterdumen.

Von Satz 1 Nummer 3 ausgenommen sind Gerichte, die Justizvollzugsanstalten, Ein-
richtungen des Polizeivollzugsdienstes sowie die vom 2. und 3. Teil erfassten Ein-
richtungen.

(2) Personen ab einem Alter von 16 Jahren erfillen die Pflicht zum Tragen einer
Mund-Nasen-Bedeckung durch Tragen einer OP-Maske, einer Maske der Standards
-KN95/N95“, \FFP2“ oder eines gleichwertigen Schutzniveaus (medizinische
Gesichtsmaske); Atemschutzmasken mit Ausatemventil sind nicht zulassig. Kinder
und Jugendliche bis zu einem Alter von 15 Jahren kdnnen die Pflicht zum Tragen
einer Mund-Nasen-Bedeckung auch durch Tragen einer textilen Barriere, die auf-
grund ihrer Beschaffenheit geeignet ist, eine Ausbreitung von Ubertragungsfahigen
Tropfchenpartikeln durch Husten, Niesen und Aussprache zu verringern, unabhangig
von einer Kennzeichnung oder zertifizierten Schutzkategorie, erfullen; geeignet sind
auch Schals, Tucher, Buffs, aus Baumwolle oder anderem geeigneten Material selbst
hergestellte Masken oder Ahnliches.

(3) Soweit nach dieser Verordnung das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung
vorgesehen ist, sind hiervon folgende Personen ausgenommen:

1. Kinder, die das 6. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,

2. Personen, die aufgrund einer gesundheitlichen Beeintrachtigung, einer
chronischen Erkrankung, einer Behinderung oder einer Schwangerschatft keine
Mund-Nasen-Bedeckung tragen und dies durch arztliche Bescheinigung nachweisen
konnen und,

3. gehorlose und schwerhérige Menschen und Personen, die mit diesen
kommunizieren, sowie ihre Begleitpersonen.
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Auf den Nachweis durch arztliche Bescheinigung in den Féllen des Satz 1
Nummer 2 soll verzichtet werden, wenn offenkundig ist, dass der Person das Tragen
einer Mund-Nasen-Bedeckung nicht moglich oder nicht zumutbar ist. Personen, die
aus beruflichen Grunden die Tragepflicht GUberwachen, sollen Uber die Ausnahmen in
geeigneter Weise unterrichtet werden.

8§ 3a
Testungen, Ausnahmen fur geimpfte oder genesene Personen

(1) Soweit nach 8§ 28b des Infektionsschutzgesetzes oder nach dieser Verordnung
der Besuch einer Verkaufsstelle, einer privaten oder 6ffentlichen Einrichtung oder die
Inanspruchnahme einer Dienstleistung nur nach Vorlage eines negativen
Ergebnisses einer mittels eines anerkannten Tests durchgefiihrten Testung auf eine
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 zulassig ist, gilt 8 28b Absatz 9 Satz 1
des Infektionsschutzgesetzes mit der MalRgabe, dass Tests zur Eigenanwendung
(Selbsttests) vor dem Betreten der Einrichtung oder vor Beginn der Téatigkeit in
Anwesenheit einer verantwortlichen oder beauftragten Person von der zu testenden
Person durchzufihren sind.

(2) Wird Beschaftigten nach 8 5 Absatz 1 der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzver-
ordnung von ihrem Arbeitgeber ein Test in Bezug auf einen direkten Erregernachweis
des Coronavirus SARS-CoV-2 angeboten, sind diese verpflichtet, das Angebot
anzunehmen und einen Test durchzufthren oder durchfiihren zu lassen. Absatz 3 gilt
entsprechend.

(3) Soweit in § 28b des Infektionsschutzgesetzes oder in dieser Verordnung die
Vorlage eines negativen Testergebnisses in Bezug auf eine Infektion mit dem
Coronavirus SARS-CoV-2 vorgesehen ist und soweit Bundesrecht nicht
entgegensteht, stehen dem erforderlichen negativen Testnachweis gleich:

1. ein Impfnachweis im Sinne des 8 2 Nummer 3 der COVID-19-
Schutzmalinahmen-Ausnahmenverordnung,

2. der Nachweis einer durch PCR-Test bestatigten, nicht mehr als sechs
Monate zurlckliegenden Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 im
Sinne des 8§ 2 Nummer 5 der COVID-19-Schutzmal3nahmen-
Ausnahmenverordnung nach dem Ende der Absonderungspflicht.

(4) Soweit nach dieser Verordnung die Vorlage eines negativen Ergebnisses einer
mittels eines anerkannten Tests durchgefiihrten Testung auf eine Infektion mit dem
Coronavirus SARS-CoV-2 vorgesehen ist und Bundesrecht nicht entgegensteht, gilt
diese Vorgabe nicht fur Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres. Satz 1 ist
nicht anzuwenden auf die nach 8 28b Absatz 3 des Infektionsschutzgesetzes oder
nach 8 17 Absatz 4 vorgesehenen Tests.
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§4

SchlieBung von Einrichtungen, Betriebs- und Dienstleistungsbeschrankungen

(1) Clubs, Diskotheken, Festhallen und &hnliche Vergnigungsstatten dirfen nicht
fur den Publikumsverkehr geoffnet werden.

(2) Bis zum 21. Juni 2021 werden folgende Einrichtungen wie folgt geschlossen:

1.
2.

Theater, Opern, Kinos, Konzerthauser fur den Publikumsbetrieb,
Spielhallen, Spielbanken, Wettannahmestellen fir den Publikumsbetrieb,

Prostitutionsstatten und Prostitutionsfahrzeuge nach dem Prostituiertenschutz-
gesetz zur Austibung der Prostitution und Swingerclubs,

Schwimm- und Spaf3bader fur den Publikumsbetrieb, zulassig bleibt die Nut-
zung zu Zwecken des Schulsports, soweit das Kohortenprinzip nach Mal3gabe
von 8 17 Absatz 3 eingehalten wird, fur die Erteilung von Schwimmunterricht
und fur Schwimmkurse sowie flr Rehabilitationssport nach 8§ 1 Absatz 3 Satz
3,

Saunen, Fitnessstudios und Studios fur Elektromuskelstimulationstraining fur
den Publikumsbetrieb,

offentliche und private Sportanlagen, soweit diese nicht zur Berufsausibung,
fur die Ausuibung eines Individualsports nach 8§ 1 Absatz 3 Satz 1, fur die
Ausiibung des Gruppensports nach 8§ 1 Absatz 3 Satz 1 oder des
Rehabilitationssports nach 8§ 1 Absatz 3 Satz 3 genutzt werden; zulassig bleibt
die Nutzung zu Zwecken

a) des Schulsports, soweit das Kohortenprinzip nach Maf3gabe von § 17
Absatz 3 eingehalten wird,

b) von Bewegungsangeboten fur Kindertageseinrichtungen, soweit das
Kohortenprinzip nach MalRgabe von § 16 Absatz 3 eingehalten wird,

c) der Nutzung durch geimpfte Personen im Sinne des 8 2 Nummer 2 der
COVID-19-SchutzmalRnahmen-Ausnahmeverordnung oder durch
genesene Personen im Sinne des § 2 Nummer 4 der COVID-19-
Schutzmaflinahmen-Ausnahmeverordnung,

Messen, Kongresse, gewerbliche Ausstellungen, Spezialmarkte, Jahrmarkte,
Flohméarkte und ahnliche Veranstaltungen, Freizeitparks, Indoor-Spielplatze,

und sonstige Vergnigungsstatten fur den Publikumsbetrieb; Wochenmarkte

und Ausstellungen zum Kunsthandel (Galerien) bleiben zulassig,

Gastronomiebetriebe fir den Publikumsverkehr; zulassig bleibt der Betrieb
von

a) Betriebskantinen zur Versorgung der jeweiligen Betriebsangehoérigen; der
Verzehr ausgegebener Speisen in gemeinsam genutzten Speiseraumen
ist nur zulassig, wenn eine Nahrungsaufnahme am Arbeitsplatz oder
anderenorts aus hygienischen oder sonstigen zwingenden Griinden, wie
zum Beispiel in Krankenh&usern, nicht moglich ist;
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b) sonstigen Mensen und Kantinen, insbesondere in Schulen, Kindertages-
einrichtungen, pflegerischen Einrichtungen, Werkstéatten nach 8§ 13
Absatz 1, Obdachloseneinrichtungen, zur Versorgung der jeweiligen
Einrichtungsangehdrigen oder sonstigen Berechtigten,

c) Gastronomiebetriebe in Beherbergungsstatten und Hotels zur Versorgung
der zulassig beherbergten Gaste;

im Ubrigen bleibt die Lieferung und Abholung von Getranken und mitnahme-
fahiger Speisen (AuRRer-Haus-Verkauf) zulassig; der AuRenausschank und der
Verkauf offener alkoholischer Getranke (,to go“)sind untersagt; ab dem 21.
Mai 2021 ist die Bewirtung von Gasten im Aul3enbereich gastronomischer
Betriebe bis 23.00 Uhr zul&ssig, wenn der Betreiber oder die Betreiberin ein
Schutzkonzept vorhalt, das vorsieht, dass bei einer Uberschreitung der Zahl
der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 von 50 pro 100.000
Einwohner in der jeweiligen Stadtgemeinde laut Veréffentlichungen des
Robert Koch-Instituts jeder Gast vor Betreten des Betriebs ein negatives
Testergebnis in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
vorzulegen hat; als Aul3enbereich gilt dabei der im Wesentlichen nicht
umschlossene und nicht tberdachte Bereich des Betriebs,

(aufgehoben)

Andere Beherbergungsbetriebe als Ferienwohnungen, soweit es die
Unterbringung von Gasten, die keinen Wohnsitz oder keinen standigen
Aufenthalt in der Freien Hansestadt Bremen haben, betrifft; zulassig bleibt die
Beherbergung von Personen,

a) soweit es Ubernachtungen betrifft, fiir die gemaR § 1 Absatz 4 des Bremi-
schen Gesetzes Uber die Erhebung einer Tourismusabgabe eine Touris-
musabgabe nicht erhoben wird,

b) die beim Beherbergungsbetrieb eine eidesstattliche Versicherung hinter-
legen, dass ihre Beherbergung nicht aus einem touristischen Anlass
erfolgt; diese ist auf Verlangen den zustandigen Ortspolizeibehérden von
der Betreiberin oder dem Betreiber vorzulegen oder

c) soweit bei Anreise aus touristischem Anlass ein negatives Testergebnis in
Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2, das nicht
alter als 48 Stunden ist, vorgelegt wird,

Geschafte des Einzelhandels fiir den Publikumsverkehr, soweit deren Offnung
nach Absatz 3 nicht ausdricklich zugelassen ist; zulassig ist

a) der Versandhandel und die Auslieferung bestellter Waren;

b) die Abholung bestellter Waren und der Besuch des Ladengeschaftes zum
Zwecke einer Einkaufsberatung nach vorheriger telefonischer oder elektro-
nischer Terminvereinbarung fir

aa) Einzelpersonen oder
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bb) Angehorige eines Hausstandes oder eine Person mit einer Begleit-
person, soweit aufgrund von Minderjahrigkeit, Krankheit, Pflege-
bedurftigkeit oder Behinderung eine Begleitung notwendig ist;

die verantwortliche Person hat Giber die Anforderungen des 8 5 Absatz 2
Satz 1 Nummer 2 hinaus sicherzustellen, dass

aa) alle Kundinnen und Kunden in Namenslisten zum Zweck der Infek-
tionskettenverfolgung nach § 8 erfasst werden,

bb) mehrere Kunden oder Kundengemeinschaften sich gleichzeitig im
Geschaftsraum nur aufhalten dirfen, soweit pro Kundin oder Kunde
oder Kundengemeinschaft 40 Quadratmeter Verkaufsflache zur
Verfligung stehen.

(3) Folgende Einrichtungen des Einzelhandels sind zur Deckung des taglichen
Bedarfs und der Grundversorgung beschrankt auf ein entsprechendes Sortiment des
taglichen Bedarfs sowie der Grundversorgung abweichend von Absatz 2 Nummer 11
nicht fir den Publikumsverkehr geschlossen:

1.

2.

10.

11.

12.

12a.

13.

Lebensmittelgeschafte,

Wochenmarkte, in dem nach 8§ 67 Gewerbeordnung genehmigten Umfang,
wobei die Ausweitung der jeweiligen Randsortimente unzulassig ist, landwirt-
schaftlicher Direktverkauf, Hofladen,

Abhol- und Lieferdienste fur Lebensmittel,

Getrankemarkte,

Apotheken, Sanitatshduser, Reformhéauser, Drogerien, Babyfachmarkte,
Optiker und Horgerateakustiker,

Buchhandlungen,

Tankstellen und Zeitungsverkaufsstellen,

Banken und Sparkassen,

Poststellen,

Reinigungen und Waschsalons,

Tierbedarfshandel und Futtermittelméarkte,

der Betrieb von Bau- und Gartenbaumarkten zur Versorgung von Gewerbe-
treibenden und Handwerkerinnen und Handwerkern,

Verkaufsstellen fur Schnittblumen, Topfblumen und Topfpflanzen sowie fir
Blumengestecke und Grabschmuck sowie des gartnerischen Facheinzel-
handels wie Gartnereien, Gartencenter und Gartenmarkte,

Kraftfahrzeug- und Fahrradwerkstatten,
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14. Verkaufsstellen fur Fahrkarten des Offentlichen Personennahverkehrs,
15. GrofRhandel,

16. Gemischtwarenladen, sofern sie im Schwerpunkt Waren des taglichen
Bedarfs oder der Grundversorgung nach den Nummern 1 bis 14 anbieten;
bilden die betreffenden Waren nicht den Schwerpunkt des Sortiments, so ist
der Verkauf nur dieser Waren zulassig.

Die Ausweitung der regelmafdigen Randsortimente durch die Betriebe und Einrichtun-
gen nach Nummer 1 bis 16 ist nicht zulassig.

(4) Die Nutzung der Raumlichkeiten zu anderen als den in Absatz 1 und 2 genann-
ten Zwecken ist zulassig und richtet sich nach den allgemeinen Regeln des § 5.

§5
Allgemeine Anforderungen an Einrichtungen

(1) Alle in 8 4 Absatz 1 und 2 nicht genannten Verkaufsstellen, Dienstleistungs-
betriebe und sonstigen privaten und 6ffentlichen Einrichtungen durfen fir den Publi-
kumsverkehr nach MalRgabe der jeweils geltenden gesetzlichen Bestimmungen und
nach Mal3gabe des Absatz 2 gedffnet werden. Fir die im 2. und 3. Teil genannten
Einrichtungen gelten die dortigen Sondervorschriften.

(2) Die verantwortliche Person, etwa der Betreiber oder die Betreiberin, hat

1. sicherzustellen, dass die Abstandsregeln nach 8 1 Absatz 1 und 2 eingehalten
werden; die Anzahl der Kunden in Geschéaften des Grol3- und Einzelhandels
ist in Abhangigkeit von der Verkaufsflache so zu begrenzen, dass bei Einrich-
tungen mit einer Verkaufsflache

a) von bis zu 800 Quadratmeter je Kunde 10 Quadratmeter Verkaufsflache
zur Verfiigung stehen,

b) ab 801 Quadratmeter

aa) fur 800 Quadratmeter je Kunde 10 Quadratmeter Verkaufsflache zur
Verfiigung stehen und

bb) fur die Ubersteigende Flache je Kunde 20 Quadratmeter zur Verfu-
gung stehen;

2. ein Schutz- und Hygienekonzept nach 8 7 Absatz 1 oder bei gewerblichen Ein-
richtungen ein betriebliches Schutz- und Hygienekonzept nach § 7 Absatz 2
zu erstellen;

3. bei Angeboten in geschlossenen Raumen alle Kundinnen und Kunden, Gaste
oder Nutzerinnen und Nutzer in Namenslisten zum Zweck der Infektions-
kettenverfolgung nach § 8 zu erfassen.

Nummer 3 gilt nicht:
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fur Verkaufsstétten,

fur Angebote offentlicher oder privater Einrichtungen der Aus-, Fort- und
Weiterbildung, soweit sich die teilnehmenden Personen unter Angabe ihres
Namens und ihrer Kontaktdaten (Telefonnummer oder E-Mail-Adresse) ange-
meldet haben,

fur sonstige offentliche Einrichtungen mit Ausnahme von Begegnungsstatten
und sonstigen Begegnungstreffs, Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe
oder Einrichtungen nach § 5a.

8 ba
Museen und andere Ausstellungseinrichtungen

Die Betreiber von offentlichen oder privaten Museen, Kunsthallen, zoologi-

schen und botanischen Garten sowie Gedenkstatten dirfen den Besuch nur
nach vorheriger telefonischer oder elektronischer Terminbuchung zulassen.

§6

Dienstleistungen und Handwerk

(1) Das Erbringen von kdrpernahen Dienstleistungen sowie von Handwerks-
leistungen, bei denen ein Abstand von 1,5 Metern von Mensch zu Mensch nicht
eingehalten werden kann, sind erlaubt, wenn Hygienemalinahmen getroffen werden,
die geeignet erscheinen, die Gefahr der Infektion der Kundinnen und Kunden mit
dem Coronavirus SARS-CoV-2 zu vermindern.

(2) Die Erbringungen von Dienstleistungen nach § 2 Absatz 1 Prostituiertenschutz-
gesetz sind untersagt.

§7

Schutz- und Hygienekonzept

(1) Ein Schutz- und Hygienekonzept muss bezogen auf den konkreten Ort durch
Benennung geeigneter MaRnahmen schlissig darlegen,

1.

wie die Abstandsregeln nach § 1 Absatz 1 und 2 eingehalten werden kdnnen;
zum Beispiel durch die Festlegung von Zutrittsbeschrankungen, einer Sitz-
platzpflicht oder einer Bedienpflicht,

welche Hygienemalinahmen und Hygieneregeln zur Vermeidung von Infek-
tionen vorgesehen sind; zum Beispiel durch die Durchfihrung von
anerkannten Tests auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2,
durch das Aufstellen von Schutzvorrichtungen oder die hierzu nachrangige
Festlegung einer Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung, durch
regelmafige Reinigung oder die hierzu nachrangige Desinfektion,
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3. wie bei Angeboten in geschlossenen Raumen eine ausreichende Liftung
gewahrleistet werden kann, zum Beispiel durch Festlegung von Pausen zur
Durchliftung.

Bei Veranstaltungen ist zudem abhangig von dem rdumlichen Umfang des Veran-
staltungsortes eine Obergrenze der hdchstens zuzulassenden Personenanzahl fest-
zulegen; die Obergrenze nach § 2 Absatz 2 darf nicht Uberschritten werden. Es sind
geeigneter Mal3nahmen zur Einhaltung der festgelegten Obergrenze zu bestimmen.
Die Regelbeispiele nach Satz 1 Nummer 3 gelten entsprechend. Bei mehreren Ver-
anstaltungsraumen an einem Veranstaltungsort ist zu regeln, wie Besucherstrome
zeitlich und soweit mdglich raumlich entflochten werden kénnen. In diesem Fall
durfen Veranstaltungen nicht gleichzeitig beginnen.

(2) Ein betriebliches Schutz- und Hygienekonzept muss den Anforderungen nach
Absatz 1 gentigen und dartber hinaus Regelungen zum Arbeitsschutz enthalten. Bis
zur endguiltigen Erstellung und Umsetzung der betrieblichen Regelungen zum
Arbeitsschutz ist als Mindestanforderung festzulegen, dass, sofern die rAumlichen
Verhaltnisse oder die Art der ausgefiihrten Tatigkeit die Einhaltung des Mindest-
abstands von 1,5 Metern zwischen den Beschaftigten nicht zulassen, geeignete
Schutzscheiben oder Trennvorrichtungen anzubringen sind oder nachrangig eine
Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen ist.

(3) Das Schutz- und Hygienekonzept nach Absatz 1 oder 2 ist auf Verlangen den
zustandigen Uberwachungsbehdrden vorzulegen.

(4) Die Senatorin fur Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz kann Ausfih-
rungsbestimmungen zu den Absétzen 1 und 2 erlassen.

§8
Namensliste zur Kontaktverfolgung

(1) Soweit es diese Verordnung verlangt, ist die verantwortliche Person einer Ein-
richtung, eines Betriebes oder einer Veranstaltung verpflichtet, zumindest den
Namen und die zugehorige Telefonnummer oder E-Mail-Adresse sowie den Zeit-
punkt des Betretens und Verlassens je einer Vertreterin oder eines Vertreters der
anwesenden Haushalte zu erheben. Soweit gegenluber der oder dem zur Erhebung
Verpflichteten Kontaktdaten angegeben werden, missen sie wahrheitsgeman sein;
bei dienstlichen Tatigkeiten geniigen die dienstlichen Kontaktdaten. Die Erfassung
der Kontaktdaten kann auch digital erfolgen.

(2) Die verantwortliche Person hat geeignete Vorkehrungen zu treffen, dass Dritte
keine Kenntnis von den erhobenen Daten erlangen kénnen. Die erhobenen Daten
durfen nur zu Zwecken des Absatz 3 verarbeitet werden. Die verantwortliche Person
ist verpflichtet, die erhobenen Daten vier Wochen nach der Teilnahme an der Veran-
staltung oder dem Besuch der Einrichtung oder des Betriebs aufzubewahren. Nach
Ablauf der Aufbewahrungsfrist nach Satz 3 sind die erhobenen Daten von der ver-
antwortlichen Person zu ldschen.

(3) Die Daten sind auf begriindetem Verdacht dem zustandigen Gesundheitsamt
zwecks Identifizierung und Benachrichtigung ansteckungsverdachtiger Personen mit
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dem Coronavirus SARS-CoV-2 im Sinne des § 2 Nummer 7 des Infektionsschutz-
gesetzes herauszugeben. In diesem Fall sind die betroffenen Personen von dem
zustandigen Gesundheitsamt unverziglich zu unterrichten.

2. Teil
Krankenhauser, Pflegeeinrichtungen, Einrichtungen im Bereich der
Eingliederungshilfe, Gemeinschaftsunterktinfte und ambulante Versorgung

89
Krankenh&auser

(1) Krankenh&auser und Einrichtungen fur ambulantes Operieren durfen planbare
Aufnahmen, Operationen und sonstige Eingriffe durchfiihren, soweit hierdurch keine
intensivmedizinischen Behandlungskapazitaten mit maschineller Beatmungsmaglich-
keit fir mehr als 48 Stunden gebunden werden. Die Krankenhauser haben sicherzu-
stellen, dass ausreichend Betten auf Normalstationen sowie Intensiv- und Beat-
mungsbetten flr die Versorgung von an Covid-19 erkrankten Patientinnen und
Patienten zur Verfigung stehen. Die Krankenh&user sind verpflichtet, die bislang
vorgehaltenen Intensiv- und Beatmungskapazitaten fur die Versorgung von an
Covid-19 erkrankten Patientinnen und Patienten bereit zu halten.

(2) Naheres zu den von den Krankenhausern vorzuhaltenden Kapazitaten zur Ver-
sorgung von an Covid-19 erkrankten Patientinnen und Patienten legt die Senatorin
fur Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz entsprechend der Entwicklung der
Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 fest.

§10
Besuchsregelungen

(1) Folgende Einrichtungen dirfen vorbehaltlich des Absatzes 4 nicht von
Besucherinnen und Besuchern betreten werden:

1. Einrichtungen fir ambulantes Operieren,
2. Dialyseeinrichtungen,
3. Tageskliniken.

(1a) Folgende Einrichtungen drfen vorbehaltlich des Absatz 4 bis zum 31. Mai
2021 nicht von Besucherinnen und Besuchern betreten werden:

1. Krankenhauser,

2. Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den Kranken-
hausern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt,

3. Entbindungseinrichtungen,
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4. Behandlungs- oder Versorgungseinrichtungen, die mit einer unter den

Nummern 1 bis 3 genannten Einrichtungen vergleichbar sind.

Bis zum 31. Mai 2021 mussen die Einrichtungen nach Nummer 1 bis 4 der
Senatorin fir Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz ein Besuchskonzept zur
Genehmigung vorlegen.

(2) Die Bewohnerinnen und Bewohner folgender Einrichtungen sind nach Mal3-
gabe eines Besuchskonzepts nach Absatz 3 berechtigt, Besuch zu empfangen:

1. Pflegeeinrichtungen:

a) vollstationare Einrichtungen der Pflege nach 8§ 71 Absatz 2 des Elften
Buches Sozialgesetzbuch,

b) Pflege- und Betreuungseinrichtungen nach 8 9 des Bremischen Wohn-
und Betreuungsgesetzes,

c) anbieterverantwortete Wohngemeinschaften im Sinne des § 8 Absatz 3
des Bremischen Wohn- und Betreuungsgesetzes sowie

d) Tagespflegeeinrichtungen und Kurzzeitpflegeeinrichtungen gemaR § 5
Absatz 2 Nummer 2 und 4 des Bremischen Wohn- und
Betreuungsgesetzes,;

Einrichtungen im Bereich der Eingliederungshilfe fir Menschen mit
Behinderung im Sinne des § 2 Absatz 1 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch, in denen Leistungen tGber Tag und Nacht erbracht werden
(besondere Wohnformen).

(3) Die in Absatz 2 genannten Einrichtungen haben ein Besuchskonzept zu
erstellen, das die jeweiligen ortlichen Gegebenheiten bertcksichtigt und laufend an
die jeweils aktuellen Erfordernisse anzupassen ist. Das Besuchskonzept soll auf der
Internetseite der Einrichtung veroffentlicht werden und hat folgende Bedingungen zu
beriicksichtigen:

1.

3.

Besucherinnen und Besuchern erhalten Zutritt, wenn sie tUber ein
schriftliches oder elektronisches negatives Testergebnis in Bezug auf eine
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 verfiigen und dieses auf
Verlangen nachweisen, wobei die dem Testergebnis zu Grunde liegende
Testung mittels eines PCR-Tests oder POC-Antigentests hochstens 24
Stunden vor dem Besuch vorgenommen worden sein darf und die jeweils
geltenden Anforderungen des Robert Koch-Instituts erfillen muss,

Symptomfreiheit bezogen auf eine mdgliche Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 der besuchenden und der besuchten Person,

Anmeldung und Registrierung der Besuche durch die Einrichtung; zum Zweck
der Infektionskettenverfolgung sind Namenslisten der Besucherinnen und
Besucher zur Kontaktverfolgung nach 8§ 8 zu fuhren,
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4. Einweisung von Bewohnerinnen oder Bewohnern und Besucherinnen oder
Besuchern in HygienemalRnahmen, Dokumentation der durchgefihrten Ein-
weisungen in die Hygienemal3nahmen,

5. § 3 gilt fir Besucherinnen oder Besucher entsprechend;

6. Besucherinnen und Besucher haben zur besuchten Person sowie zu anderen
Personen einen Abstand von mindestens 1,5 Metern einzuhalten; dies gilt
nicht fir Besucherinnen und Besucher nach § 1 Absatz 2 Nummer 1, sofern
wahrend des Besuchs die Bewohnerin oder der Bewohner und die Besucherin
oder der Besucher eine Mund-Nasen-Bedeckung tragen und vor sowie nach
dem Besuch bei den Besucherinnen und Besuchern und den besuchten
Personen eine grundliche Handedesinfektion erfolgt.

Weitere Bedingungen kdnnen im Besuchskonzept vorgesehen werden, wenn die
oOrtlichen Gegebenheiten einen hinreichenden Infektionsschutz nicht anders ermdg-
lichen; sie sind zu begriinden. Insbesondere kann die Einrichtung Besuche von einer
vorherigen Terminabsprache abhé&ngig machen. Abweichungen sind zulassig, wenn
die Gegebenheiten es ermdglichen oder erfordern; sie sind zu begriinden. Die
zustandigen Gesundheitsdmter konnen in Handlungsleitlinien den Rahmen
zulassiger Abweichungen vorgeben. Satz 2 Nummer 1 ist auch beziiglich der
Personen zu bericksichtigen, die die Einrichtung zu anderen als Besuchszwecken
betreten wollen.4

(4) Die Einrichtungen nach Absatz 1 und 1la mussen, gegebenenfalls unter
Auflagen, Ausnahmen zulassen, wenn ein besonderes berechtigtes Interesse
vorliegt. Ein solches Interesse liegt insbesondere bei Minderjahrigen, Gebarenden,
im Notfall, in palliativen Situationen, bei der Versorgung von stationaren
Langzeitpatientinnen und -patienten, Schwerstkranken und Sterbenden oder bei der
Betreuung durch Sorgeberechtigte vor.

(5) Das Betreten zur Ausitbung einer beruflichen Téatigkeit ist von dem Besuchs-
verbot nach Absatz 1 und 1a nicht erfasst. Personen der Rechtspflege, insbesondere
Richterinnen und Richtern, Verfahrenspflegern und Verfahrenspflegerinnen und
Verfahrensbeistanden in Austibung ihrer beruflichen Tatigkeit sowie Personen zur
Wahrnehmung von Téatigkeiten einer rechtlichen Betreuung oder einer Vorsorge-
vollmacht oder Patientenverfiigung ist zur Erledigung unaufschiebbarer Rechts-
geschéfte oder personlichen Anhérungen Zutritt zu gewahren.

§11
Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen der Eingliederungshilfe

(1) Pflegeeinrichtungen im Sinne von 8§ 10 Absatz 2 Nummer 1 und Einrichtungen
der Eingliederungshilfe im Sinne von 8§ 10 Absatz 2 Nummer 2 haben die
erforderlichen Mal3hahmen zu ergreifen, um den Eintrag des Coronavirus SARS-
CoV-2 zu erschweren. Hierbei sind die Richtlinien und Empfehlungen des Robert-
Koch-Institutes sowie die Handlungsleitlinien und Vorgaben des zustandigen
Gesundheitsamtes in der jeweils aktuellen Fassung zu beachten; Abweichungen
hiervon sind zulassig, wenn die ortlichen Gegebenheiten es erfordern.
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(2) In Tagespflegeeinrichtungen im Sinne von § 10 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe
d Alternative 1 soll der Betrieb in der Regel auf die Héalfte der im Versorgungsvertrag
vereinbarten Platze begrenzt sein; eine dartiber hinaus gehende Belegung von
Platzen ist zulassig, soweit die Handlungsleitlinien und Vorgaben des zustandigen
Gesundheitsamtes eingehalten werden kénnen und die personellen Ressourcen ein
solches Vorgehen erlauben.

§12
(weggefallen)

§13
Anerkannte Werkstatten fir Menschen mit Behinderungen

(1) Anerkannten Werkstatten fur Menschen mit Behinderungen nach § 219
Absatz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (Werkstéatten) ist die Beschéftigung
und Betreuung von Menschen mit Behinderungen nach Mal3gabe des Absatz 2
und 3 gestattet; umfasst sind Eingangsverfahren, Berufsbildungs- und Arbeits-
bereiche. Die Grundsatze der Leistungserbringung nach den 88 56 bis 59 des
Neunten Buches Sozialgesetzbuch bleiben unberihrt.

(2) Voraussetzung fur die Beschaftigung und Betreuung ist:

1. der Trager der Werkstatt hat ein Schutz- und Hygienekonzept nach § 7
Absatz 2 erstellt;

2. Dbetriebsfremde Personen sind bei Betreten der Werkstatt in einer Namensliste
zur Kontaktverfolgung nach § 8 zu erfassen;

3. es liegt eine wirksame Einwilligung der betroffenen Person vor; bei nicht ein-
willigungsfahigen Personen muss eine wirksame Einwilligung fir die betrof-
fene Person vorliegen;

4. fur Beforderungen, die vom Trager der Werkstatt selbst oder in seinem Auftrag
von Dritten organisiert werden, gilt 8 3 entsprechend.

(3) Der Trager der Werkstatt kann Personen von der Beschaftigung und Betreu-
ung ausnehmen, die auch bei angemessener Unterweisung die zum Infektionsschutz
erforderlichen Hygienevorgaben mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht einhalten
konnen. Fur diesen Personenkreis sind durch den Trager der Werkstatt alternative
Angebote der Leistungserbringung zu gewabhrleisten.

§ 14
Tagesforderstatten und Fordergruppen fur Menschen mit Behinderungen

(1) Fur Tagesforderstatten fir Menschen mit geistigen oder mehrfachen Behinde-
rungen sowie Fordergruppen im Sinne von 8§ 219 Absatz 3 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch gilt die Vorschrift des § 13 mit Ausnahme von Absatz 3 ent-
sprechend.
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(2) Sofern es dem Trager aufgrund der bestehenden Raumgrél3e, der Art und
Schwere der Behinderung im Einzelfall oder anderer Umstande nicht mdglich
erscheint, infektionsschutzrechtliche Standards im erforderlichen Umfang einzu-
halten, soll die Gruppengrol3e angepasst oder das Angebot durch organisatorische
Regelungen im Sinne alternierender Besuchsmodelle gestaltet werden.

§15

Einrichtungen zur gemeinschaftlichen Unterbringung und ambulanten
Versorgung

(1) Die Abstandsregelung nach 8 1 Absatz 1 ist grundsatzlich auch in Gemein-
schaftsunterkiinften fur Gefliichtete, Saison- oder andere Arbeitskrafte und Woh-
nungs- und Obdachlose einzuhalten. Um das Einhalten des Abstands von mindes-
tens 1,5 Metern zu anderen als den in 8 1 Absatz 2 Nummer 1 genannten Personen
zu ermoglichen, ist die Zahl der Personen, die in einer der in Satz 1 genannten
Einrichtungen untergebracht werden, entsprechend zu begrenzen.

(2) Die ambulante Versorgung von Wohnungs- und Obdachlosen ist zulassig. Den
zustandigen Ortspolizeibehdrden sind entsprechende Angebote von den verantwort-
lichen offentlichen oder nicht dffentlichen Stellen unter konkreter Bezeichnung der
genutzten offentlichen und nichtéffentlichen Platze, der vorgesehenen Personenzahl
sowie der geplanten Frequenzen und Uhrzeiten anzuzeigen.

§ 15a
Testkonzepte in Einrichtungen und Unternehmen

(1) Die folgenden Einrichtungen oder Unternehmen sind verpflichtet, ein einrich-
tungs- oder unternehmensbezogenes Konzept fir Testungen von Personen auf
einen direkten Erregernachweis des Coronavirus SARS-CoV-2 (Testkonzept) im
Sinne von 8§ 4 Absatz 1 der Coronavirus-Testverordnung vom 14. Oktober 2020
(BAnz. AT 14.10.2020 V1) in der jeweils geltenden Fassung zu erstellen:

1. Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Nummer 1 bis 5 des Infektionsschutz-
gesetzes, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen auch dann, wenn dort
keine den Krankenhausern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt,

2. Einrichtungen nach 8§ 23 Absatz 3 Nummer 8 und 9 des Infektionsschutz-
gesetzes.

(2) Das Testkonzept muss hinsichtlich der Art und des Umfangs der Testungen
den Vorgaben der Coronavirus-Testverordnung entsprechen. Es ist in der Stadtge-
meinde Bremen dem Gesundheitsamt und in der Stadt Bremerhaven dem Magistrat
auf Verlangen vorzulegen.

(3) Die Beschaftigten der Einrichtungen nach § 10 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe
a haben sich regelméafRig, mindestens jedoch zweimal pro Woche einer Testung auf
eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 mittels Antigentest (PoC-Antigen-
Tests) zu unterziehen; das Ergebnis ist der Tragerin oder dem Trager der Einrichtung
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vorzulegen und von dieser oder diesem zu dokumentieren; ein positives Testergeb-
nis hat die Tragerin oder der Trager dem zustéandigen Gesundheitsamt mitzuteilen;
die Tragerin oder der Trager organisiert die erforderlichen Testungen; bei einem
positiven Testergebnis oder bei Verweigerung zur Vornahme eines Testes ist es der
oder dem Beschaftigten untersagt, die Einrichtung nach 8§ 10 Absatz 2 Nummer 1
Buchstabe a zu betreten.

8 15b
Ausnahmen

Gehdren in einer Einrichtung im Sinne von 8 10 Absatz 2 auf Seiten der
Bewohnerinnen und Bewohner 90 Prozent zur Gruppe der geimpften oder
genesenen Personen im Sinne von § 3a Absatz 3 kann das zustandige
Gesundheitsamt diese Einrichtung von einschrankenden Vorgaben dieser
Verordnung befreien oder mildere Malinahmen festsetzen. Das Nahere dazu legt das
zustandige Gesundheitsamt in einer Handlungsleitlinie fest, die mit der Senatorin fur
Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz und der Senatorin fir Soziales, Jugend,
Integration und Sport abzustimmen und in geeigneter Form bekanntzumachen ist;
der Landesbehindertenbeauftragte ist zu beteiligen. Personen, die sich nach
arztlichem Nachweis aus gesundheitlichen Grinden nicht impfen lassen kénnen,
stehen den geimpften oder genesenen Personen nach Satz 1 gleich.

3. Teil
Tageseinrichtungen und Angebote der Kindertagespflege nach dem
Bremischen Tageseinrichtungs- und Kindertagespflegegesetz;
Schulen und weitere Bildungseinrichtungen sowie Frihe Hilfen

§16

Tageseinrichtungen und Angebote der Kindertagespflege nach dem
Bremischen Tageseinrichtungs- und Kindertagespflegegesetz

(1) Offentliche und private Einrichtungen der Kindertagesbetreuung und der
Kindertagespflege sowie Spielhaus-Treffs und Selbsthilfespielkreise konnen eine
Betreuung und Foérderung nach Maligabe von Absatz 2 bis 6 anbieten.

(1a) Frihe Hilfen kbnnen nach Mal3gabe von Absatz 2 geleistet werden.

(2) Die Einrichtungen haben ein Schutz- und Hygienekonzept nach 8 7 Absatz 1
zu erstellen; 8 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ist mit der MaRgabe anzuwenden, dass an
Stelle der Einhaltung der Abstandsregeln die Einhaltung des Kohortenprinzips nach
Absatz 3 Satz 1 zu gewabhrleisten ist. Im Konzept ist zudem festzulegen, wie Besucher-
strome raumlich oder zeitlich entflochten werden kénnen.

(3) Die Betreuung findet in festen Kohorten statt. Eine Kohorte soll hdchstens
60 Kinder umfassen. Fachkréfte sollen, soweit es der Dienstbetrieb zuléasst, nur in
einer Kohorte eingesetzt werden. Die Namen der betreuten Kinder sind tagesaktuell
in Listenform zu erfassen.
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(4) Einrichtungen nach Absatz 1 bieten fir alle im laufenden Kita-Jahr angemelde-
ten Kinder den vertraglich vereinbarten Betreuungsumfang an, soweit die Einhaltung
des Schutz- und Hygienekonzeptes nach Absatz 2 gewahrleistet werden kann und
die personellen Ressourcen und das aktuelle Infektionsgeschehen dies erlauben.
Mussen Betreuungszeiten aus den in Satz 1 genannten Griinden reduziert werden,
sind Kinder, die zur Abwehr einer Geféahrdung im Sinne des 8§ 8a des Achten Buches
Sozialgesetzbuch oder § 1666 des Burgerlichen Gesetzbuches oder in besonderen
Harteféllen aufgenommen worden sind; davon ausgenommen.

(4a) Naheres, insbesondere zum Kohortenprinzip und zum Mindestbetreuungs-
umfang, regelt die Senatorin fir Kinder und Bildung in einem Reaktionsstufenplan.
Die Inkraftsetzung der jeweiligen Reaktionsstufen regeln die Stadtgemeinden unter
Berucksichtigung des jeweiligen Infektionsgeschehens.

(4b) In Kindertagesbetreuungseinrichtungen gilt fir Beschaftigte und alle weiteren
externen Personen ab dem 10. Lebensjahr, die die Einrichtungen betreten, eine
Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung nach 8§ 3 Absatz 2; raumlich
umfasst sind auch Buros, Gemeinschaftsraume, Verkehrsflache, Sanitarrdume sowie
personell der Gruppendienst in altersgemischten U3-Gruppen und Hortgruppen. Fiir
Schiiler und Schiilerinnen, die in Horten betreut werden, gilt 817 Absatz 5 entspre-
chend. Ausgenommen sind:

1. soweit das Abstandsgebot eingehalten werden kann, Aul3enbereiche,

2. Arbeitssituationen, in denen besondere padagogische Aufgaben durchge-
fuhrt werden (z.B. Arbeit mit Kindern mit besonderen Herausforderungen,
Sprachférderung), und

3. generell das Erziehungspersonal in reinen U3-Gruppen.
Im Ubrigen gilt § 3 Absatz 3 entsprechend.

(4c) Wenn und soweit das Infektionsgeschehen es erfordert, wird in den Kinder-
tagesbetreuungseinrichtungen der betroffenen Stadtgemeinde nur ein Notbetreu-
ungsangebot mit verminderter Platzzahl und verringertem Betreuungsumfang ent-
sprechend dem gultigen Reaktionsstufenplan nach Absatz 4a Satz 1 vorgehalten.

(5) Angebote Dritter oder Anlagen, die auf3erhalb der in Absatz 1 genannten Ein-
richtungen gelegen sind, etwa Museen, Spielplatze oder Botanische Géarten, kdnnen
in den jeweiligen Kohorten wahrgenommen oder genutzt werden, sofern gréf3ere
Ansammlungen vermieden werden kdnnen. Hierflr gelten gegebenenfalls die aktu-
ellen Abstands- und Hygieneregeln. Sofern das Angebot in einer Einrichtung statt-
findet, hat die Einrichtung ein Schutz- und Hygienekonzept nach 8§ 7 Absatz 1 aufzu-
stellen.

(6) Angebote Dritter in 6ffentlichen und privaten Einrichtungen der Kindertages-
betreuung und der Kindertagespflege kdonnen stattfinden, sofern dafiir separate
Raume vorgesehen sind.
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§17

Schulen und weitere Bildungseinrichtungen
nach dem Bremischen Schulgesetz

(1) Schulen in oéffentlicher und freier Tragerschaft sind fir den Unterrichtsbetrieb
und im Rahmen von Ganztagsangeboten fiir den Betreuungsbetrieb nach Mal3gabe
der folgenden Absatze getffnet. Angebote Dritter in Schulen sind unter den in
Absatz 2 genannten Bedingungen gestattet. Das Aufsuchen auf3erschulischer Lern-
orte ist gestattet, sofern die in Absatz 2 genannten Bedingungen auch in Bezug auf
andere Einrichtungen eingehalten werden.

(2) Es ist ein Schutz- und Hygienekonzept nach 8 7 Absatz 1 vorzulegen; § 7
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ist bezogen auf Schilerinnen und Schuler mit der Mal3-
gabe anzuwenden, dass an Stelle der Einhaltung der Abstandsregeln die Einhaltung
des Kohortenprinzips nach Absatz 3 Satz 1 zu gewdahrleisten ist. Im Konzept ist
zudem festzulegen, wie Personenstrome innerhalb der Schule rdumlich und zeitlich
entflochten werden kdnnen. Das Konzept kann fur bestimmte Fachraume wie Labore
oder Werkstatten spezielle Reinigungen vorsehen. Die Einhaltung der festgelegten
Schutz- und Hygieneregeln, insbesondere des Beluftungskonzepts, ist zu
gewahrleisten.

(3) Der Prasenzunterricht und im Rahmen von Ganztagsangeboten auch die
Betreuung finden grundsatzlich in festen Bezugsgruppen statt, die in ihrer Zusam-
mensetzung moglichst unverandert bleiben (Kohortenprinzip). Die Kohorten sind so
klein wie mdglich zu halten. Der zeitliche Umfang des Prasenzunterrichts kann im
Vergleich zur Regelbeschulung eingeschrankt werden, soweit dies zur Einhaltung
des Schutz- und Hygienekonzeptes nach Absatz 2 und mit Blick auf die zur Ver-
fligung stehenden personellen und rdumlichen Ressourcen erforderlich ist. In diesen
Fallen ist nach Mdglichkeit eine Notbetreuung bis einschliel3lich des 6. Jahrgangs
abzusichern. Daruber hinaus sind weitere Betreuungs- und Unterstiitzungsangebote
in Schule mdglich.

(4) Personen, die nicht durch einen Test auf das Coronavirus SARS-CoV-2 mit
negativem Testergebnis oder durch eine arztliche Bescheinigung nachweisen, dass
bei ihnen keine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 besteht, ist der Zutritt
zum Schulgelande untersagt. Das Testergebnis oder die arztliche Bescheinigung
durfen nicht alter als drei Tage sein. Das Zutrittsverbot nach Satz 1 gilt nicht

1. fir die Dauer von drei Tagen, wenn unmittelbar nach dem Betreten des Schul-
gelandes ein Schnelltest auf das Coronavirus SARS-CoV-2 durchgefihrt wird
und das Ergebnis negativ ist, und

2. fur die Teilnahme an schriftlichen Leistungsnachweisen und Prifungen.

Das Zutrittsverbot nach Satz 1 gilt nur, wenn in den Schulen Schnelltests in hin-
reichender Zahl vorliegen. Im Eingangsbereich des Schulgelandes sind deutlich
sichtbare Hinweise auf die Regelungen dieses Absatzes anzubringen.

(5) In den Gebauden allgemein- und berufsbildender Schulen ist das Tragen einer
Mund-Nasen-Bedeckung nach 8§ 3 Absatz 2 Pflicht. Danach haben Schilerinnen und
Schaler
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1. ab Jahrgangsstufe 10 und sonstige Personen ab einem Alter von 16 Jahren
eine medizinische Gesichtsmaske im Sinne von § 3 Absatz 2 Satz 1,

2. der Jahrgangsstufen 5 bis 9 eine Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne von 8§ 3
Absatz 2 Satz 2

zu tragen. Im Ubrigen gilt § 3 Absatz 3 entsprechend. Wird durch die zustandige
Behorde fir eine Stadtgemeinde die Malinahme gemal 8§ 28b Absatz 3 Satz 2 des
Infektionsschutzgesetzes (Prasenzunterricht nur in Form von Wechselunterricht)
wegen Uberschreitung des Inzidenzwertes von 100 oder wegen Unterschreitung des
Inzidenzwertes von 165 bekannt gemacht, gilt bis zur Bekanntmachung des
Aulerkrafttretens dieser Mallnahme durch die zustandige Behorde die Pflicht zum
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne von 8§ 3 Absatz 2 Satz 2 in der
jeweiligen Stadtgemeinde auch fir Grundschilerinnen und Grundschler. Die Pflicht
nach Satz 4 gilt ab der Uberschreitung des Inzidenzwertes von 100 auch in der
Notbetreuung.

(6) Schilerinnen und Schiler, die von der besuchten 6ffentlichen Schule oder
Bildungseinrichtung als Kontaktpersonen gemaf 8§ 19 Absatz 2 Satz 1 identifiziert
wurden, werden umgehend von der Schule oder Bildungseinrichtung dartber
informiert, bei Minderjahrigen auch deren Sorgeberechtigte. Diese Information gilt als
Kenntnis im Sinne von 8§ 19 Absatz 2 Satz 1 mit der dort genannten Rechtsfolge der
Absonderungspflicht. Davon unberihrt bleiben Anordnungen der zustandigen
Gesundheitsamter.

(7) Den Personen, die nach Absatz 6 als Kontaktpersonen identifiziert wurden,
kann die Moglichkeit zu einer kostenfreien Testung im Sinne von 8 19 Absatz 2b
vermittelt werden. Die Entscheidung Uber die Mdglichkeit der Testung obliegt den
Stadtgemeinden.

(8) Naheres, insbesondere zum Kohortenprinzip, zur Organisation des Prasenz-
unterrichts und zur Notbetreuung nach Absatz 3, regelt die Senatorin fur Kinder und
Bildung.

§18

(weggefallen)

4. Tell
Absonderungen in hausliche Quarantane

§19
Infizierte Personen und Kontaktpersonen

(1) Einer Person, bei der eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 labor-
diagnostisch bestétigt wurde (infizierte Person), wird ab der Kenntnis der labordia-
gnostischen Bestatigung einer Infizierung untersagt, inre Wohnung oder die Einrich-
tung, in der sie lebt, ohne ausdrickliche Zustimmung des Gesundheitsamtes zu ver-
lassen (Absonderung). Es ist ihr in dieser Zeit untersagt, Besuch von Personen zu
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empfangen, die nicht ihrem Haushalt angehoren. Diese Vorgaben entfallen frihes-
tens 14 Tage nach dem Tag der Labortestung bei Erfillung folgender Kriterien:

a) Symptomfreiheit seit mindestens 48 Stunden bezogen auf die akute Infektion
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2,

b) Zustimmung durch den behandelnden Arzt oder die behandelnde Arztin und

c) Nachweis eines negativen Ergebnisses eines PoC-Antigentests oder eines
PCR-Tests in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2.

(1a) Fur eine Person, der vom Gesundheitsamt, von der die Testung vornehmen-
den Person oder von der die Testung auswertenden Stelle mitgeteilt wurde, dass ein
nach dem 8. Marz 2021 bei ihr durch eine medizinische Fachkraft oder eine ver-
gleichbare, hierfur geschulte Person durchgefuhrter Antigentest zum direkten
Erregernachweis von SARS-CoV-2 (Antigentest) ein positives Ergebnis aufweist, gilt
die Pflicht zur Absonderung nach Absatz 1 Satz 1 und 2 entsprechend fur die Dauer
von vierzehn Tagen. Diese Vorgaben entfallen, falls der erste nach dem positiven
Antigentest bei dieser Person vorgenommene molekularbiologische (PCR-Test ein
negatives Ergebnis aufweist, mit dem Vorliegen des negativen Testergebnisses.

(2) Einer Person, die nach eigener Kenntnis, Mitteilung des zustandigen Gesund-
heitsamtes oder durch Mitteilung der Schule oder Bildungseinrichtung nach § 17
Absatz 6

1. mit einer infizierten Person engen Kontakt (zum Beispiel mindestens 10 Minu-
ten von Angesicht zu Angesicht im Abstand von weniger als 1,5 Metern oder
sehr engen Kontakt fir einen kirzeren Zeitraum) hatte, ohne eine Mund-
Nasen-Bedeckung nach § 3 Absatz 2 getragen zu haben,

2. sich unabhéangig vom Abstand mit einer infizierten Person flr einen Zeitraum
von mehr als 10 Minuten, in einer relativ beengten Raumsituation mit schlech-
ter Luftung befunden hat (eine ausreichende Liftung liegt vor, soweit raum-
bezogene arbeitsmedizinische Vorgaben oder die aktuelle Empfehlung der
Bundesregierung ,Infektionsschutzgerechtes Liften* umgesetzt werden), auch
wenn durchgehend und korrekt eine Mund-Nasen-Bedeckung nach § 3
Absatz 2 getragen wurde, oder

3. sich mit einer infizierten Person aus derselben Kohorte nach § 17 Absatz 3
Satz 1 Uber einen Zeitraum von mehr als 30 Minuten in einem Raum befunden
hat,

(Kontaktperson), wird ab dem Zeitpunkt der Kenntnis von der labordiagnostischen
Bestatigung der Infizierung der infizierten Person flr einen Zeitraum von vierzehn
Tagen seit dem letztmaligen engen Kontakt nach Nummer 1, dem letztmaligen
gemeinsamen Aufenthalt in einer relativ beengten Raumsituation nach Nummer 2
oder dem letztmaligen Kontakt innerhalb derselben Kohorte nach Nummer 3 unter-
sagt, ihre Wohnung oder die Einrichtung, in der sie lebt, zu verlassen oder in dieser
Zeit Besuch von Personen zu empfangen, die nicht ihrem Hausstand angehdoren,
soweit das zustandige Gesundheitsamt nicht seine Zustimmung zu einem abwei-
chenden Verhalten erteilt. Der zeitweise Aufenthalt in einem zur Wohnung gehéren-
den Garten, einer Terrasse oder einem Balkon ist gestattet. Leben die infizierte
Person und die Kontaktperson in einem gemeinsamen Haushalt und bestanden bei
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der infizierten Person bereits vor der Testung Symptome, besteht die Absonderungs-
pflicht nach Satz 1 fir einen Zeitraum von 14 Tagen nach Symptombeginn.

(2a) Absatz 2 gilt nicht fiir Kontaktpersonen, die vollstandig gegen das Corona-
virus SARS-CoV-2 geimpft sind (Tag 15 nach der zweiten Impfung) oder Kontakt-
personen, die in der Vergangenheit eine PCR-bestatigte und symptomatische
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 durchgemacht haben und mit einer
Impfstoffdosis gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft sind. Absatz 2 Satz 1 gilt
dariber hinaus nicht fir medizinisches Personal, soweit dieses eine geeignete
personliche Schutzausristung getragen hat. Satz 1 gilt nicht flr Patientinnen und
Patienten in medizinischen Einrichtungen fur die Dauer ihres Aufenthaltes oder fur
Bewohnerinnen und Bewohner in stationaren Pflegeeinrichtungen.

(2b) Die Absonderung von Kontaktpersonen nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3
endet frihestens ab dem zehnten Tag nach dem letzten Kontakt innerhalb derselben
Kohorte, wenn die Kontaktperson Uber ein wahrend der Absonderung ermitteltes
negatives Testergebnis frihestens vom zehnten Tag ab dem letzten Kontakt in
Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 verflgt.

(3) Mal3geblich fur die Bestimmung des letztmaligen Kontakts nach Absatz 2
Satz 1 Nummer 1, eines letztmaligen gemeinsamen Aufenthalts in einer relativ
beengten Raumsituation nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder eines Kontakts inner-
halb derselben Kohorte nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 ist in zeitlicher Hinsicht,

1. solange die infizierte Person keine Symptome entwickelt (asymptomatischer
Fall), der zweite Tag vor der Probeentnahme fiur die labordiagnostische
Testung der infizierten Person bis zum zehnten Tag nach dem Probenahme-
datum, oder

2. bei Auftreten von Symptomen bei der infizierten Person (symptomatischer
Fall), der zweite Tag vor Auftreten der ersten Symptome bei der infizierten
Person bis zum zehnten Tag nach Symptombeginn.

(4) Im Ubrigen bleibt die Befugnis des zustandigen Gesundheitsamtes auf der
Grundlage von § 30 des Infektionsschutzgesetzes unter Berucksichtigung der aktuel-
len Empfehlungen des Robert Koch-Institutes im Einzelfall eine Absonderungs-
anordnung zu erlassen, unberihrt.

(5) Ist die betroffene Person nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 minder-
jahrig, sind die Personensorgeberechtigten fur die Einhaltung der hauslichen Isola-
tion verantwortlich.

8§ 19a

Beobachtungen und Pflichten wahrend der Absonderung
in hauslicher Quarantéane

(1) Fur die Zeit der Absonderung werden die in § 19 genannten Personen der
Beobachtung durch das Gesundheitsamt gemal § 29 des Infektionsschutzgesetzes
unterworfen. Sie haben alle erforderlichen Untersuchungen und Entnahmen von
Untersuchungsmaterial durch die Beauftragten des Gesundheitsamtes an sich vor-
nehmen zu lassen. Darunter fallen insbesondere auf3erliche Untersuchungen und
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Rontgenuntersuchungen, Abstriche von Haut und Schleimhauten sowie Blutent-
nahmen. Das erforderliche Untersuchungsmaterial ist auf Verlangen des Gesund-
heitsamtes bereitzustellen. Anordnungen des Gesundheitsamtes haben die betroffe-
nen Personen Folge zu leisten. Sie kdnnen auch durch das Gesundheitsamt vorge-
laden werden. Ferner sind sie verpflichtet, den sich als solche ausweisenden Beauf-
tragten des Gesundheitsamtes zum Zwecke der Befragung oder der Untersuchung
den Zutritt zu ihrer Wohnung zu gestatten und ihnen auf Verlangen tber alle ihren
Gesundheitszustand betreffenden Umstéande Auskunft zu geben.

(2) Bis zum Ende der Absonderung sind die betroffenen Personen zu folgenden
Handlungen und Dokumentationen verpflichtet:

- Zweimal taglich — morgens und abends — ist, soweit die Voraussetzungen
hierflr gegeben sind, ihre Korpertemperatur zu messen;

- Taglich ist, soweit moglich, ein Tagebuch zu Symptomen, Kdrpertemperatur,
allgemeinen Aktivitdten und Kontakten zu weiteren Personen zu fihren (fur die
zurlckliegenden Tage, soweit die Erinnerung reicht).

Zudem sind folgende (Hygiene-) Regeln zu beachten:

- Minimieren, — soweit moglich — der Kontakte zu haushaltsfremden Personen,

- zeitliche und raumliche Trennung im Haushalt von den anderen Haushaltsmit-
gliedern; eine zeitliche Trennung kann z.B. dadurch erfolgen, dass die Mahl-
zeiten nicht gemeinsam, sondern nacheinander eingenommen werden; eine
raumliche Trennung kann z.B. dadurch erfolgen, dass die Personen sich in
einem anderen Raum als die anderen Haushaltsmitglieder aufhalten,

- beim Husten und Niesen Abstand zu anderen halten und sich wegdrehen,
Armbeuge vor Mund und Nase halten oder ein Taschentuch benutzen, das
sofort zu entsorgen ist,

- regelmaRiges grundliches Handewaschen mit Wasser und Seife und Vermei-
dung von Berihrungen im Gesicht.

(3) Ist die betroffene Person minderjahrig, sollen die Sorgeberechtigten Sorge
dafur tragen, dass die in Absatz 2 genannten Pflichten eingehalten werden, soweit
dies dem Kind oder Jugendlichen mit Blick auf seine individuelle Situation (Alter,
Entwicklungsstand) mdglich und zumutbar ist.

§ 19b
Ausnahmen

(1) Abweichend von 8§ 19 darf eine abgesonderte Person ihre Wohnung oder die
Einrichtung, in der sie lebt, verlassen oder Besuch empfangen, wenn dies zum
Schutz von Leben oder Gesundheit zwingend erforderlich ist. In diesem Fall sind alle
Kontakte zu anderen Personen auf das absolut Notwendige zu beschrénken.

(2) Im Ubrigen konnen in der Stadtgemeinde Bremen das Gesundheitsamt und in
der Stadtgemeinde Bremerhaven der Magistrat der Stadt Bremerhaven in begriin-
deten Hartefallen oder zur Aufrechterhaltung der Funktionsfahigkeit der in der Anlage
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genannten Bereiche auf Antrag weitere Befreiungen erteilen. Antragsberechtigt ist fur
die in der Anlage genannten Bereiche die oder der Dienstvorgesetzte, die Arbeit-
geberin oder der Arbeitgeber oder im Falle einer selbstandigen Tatigkeit die betrof-
fene Person selbst.

§20
(weggefallen)

8§21
(weggefallen)

§22
(weggefallen)

§ 22a

Ortliche MaRnahmen und erganzende Anordnungen

(1) Die ortlich zustandigen Behdrden nach 8 4 Absatz 1 und 1a der Verordnung
Uber die zustandigen Behodrden nach dem Infektionsschutzgesetz kénnen weiter-
gehende Anordnungen treffen, soweit es im Interesse des Gesundheitsschutzes
zwingend erforderlich ist. Sie kdnnen insbesondere durch Allgemeinverfiigung
bestimmen, dass

1. auf konkret zu bezeichnenden 6ffentlichen, tberdurchschnittlich stark frequen-
tierten Stral3en und Platzen, auf welchen mit VerstoRen gegen das Abstands-
gebot nach § 1 Absatz 1 Satz 1 zu rechnen ist, eine Pflicht zum Tragen einer
Mund-Nasen-Bedeckung nach 8§ 3 Absatz 2 und 3,

2. in bestimmten, konkret zu bezeichnenden Teilen der Stadtgemeinde in zeitlich
begrenztem Umfang ein Verbot des Verkaufs und der Abgabe von alkoholi-
schen Getranken

besteht.

(2) Wird in der Stadtgemeinde Bremen oder Bremerhaven laut Veroffentlichungen
des Robert Koch-Instituts eine Zahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS
CoV-2 von 200 pro 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen (Inzidenzwert)
Uberschritten, soll die jeweils ortlich zustandige Behorde nach Absatz 1 weitere
lokale MalZnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz ergreifen.

8 22b
Niedriginzidenzbestimmung

(1) Wird in der Stadtgemeinde Bremen oder Bremerhaven laut Veroffentlichungen
des Robert Koch-Instituts die Zahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS
CoV-2 von 50 pro 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen (Inzidenzwert) an
funf Werktagen in Folge unterschritten, kann die jeweils 6rtlich zustéandige Behdrde
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von den Bestimmungen dieser Verordnung abweichen. Sie kann insbesondere durch
Allgemeinverfligung bestimmen, dass

1. sich im Rahmen der Kontaktbeschrankungen nach 8§ 2 Absatz 1 und § 2a
Personen aus mehr als zwei Haushalten treffen dirfen,

2. Sportaustibung nach 8 1 Absatz 3 auch in geschlossenen Raumen gestattet
wird,

3. Veranstaltungen im Rahmen von 8§ 2 Absatz 3 mit bis zu 100 Personen auch
in geschlossenen Raumen gestattet werden,

4. die zulassige Personenzahl fur Veranstaltungen unter freiem Himmel auf bis
zu 250 Personen angehoben wird,

5. einzelne EinrichtungsschlieBungen nach § 4 Absatz 2 aufhoben werden,
6. die Pflicht zur Terminbuchung nach 8 5a entfallt.
Die Allgemeinverfiigung kann Auflagen fir die jeweiligen Offnungen anordnen.

(2) Wird in der Stadtgemeinde Bremen oder Bremerhaven laut Veroffentlichungen
des Robert Koch-Instituts die Zahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 von 50 pro 100 000 Einwohner wieder an drei aufeinanderfolgenden Tagen
Uberschritten, so soll die zustandige Behdrde die Allgemeinverfiigung nach Absatz 1
aufheben.

3) Wird in der Stadtgemeinde Bremen oder Bremerhaven laut Veroffentlichungen
des Robert Koch-Instituts die Zahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 von 35 pro 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen (Inzidenzwert) an
funf Werktagen in Folge unterschritten, kann die jeweils 6rtlich zustéandige Behdrde
durch Allgemeinverfiigung weitere Offnungen im Rahmen des
Infektionsschutzgesetzes zulassen. Die Allgemeinverfigung kann Auflagen fur die
jeweiligen Offnungen anordnen. Absatz 2 gilt entsprechend.

5. Teil
Schlussvorschriften

§23
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 des Infektions-
schutzgesetzes handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 2 eine Veranstaltung
durchfihrt, bei der mehr als 100 Personen teilnehmen oder ein Hygiene- und
Schutzkonzept nicht vorgehalten oder eine Namensliste zur Kontaktverfol-
gung nicht gefuihrt oder bei einer Veranstaltung in einem Innenraum fir eine
ausreichende Luftung nicht gesorgt wird, oder an einer solchen Veranstal-
tung teilnimmt,
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(weggefallen),

entgegen 8§ 2 Absatz 1 Satz 1 eine Veranstaltung auf3erhalb der eigenen
Wohnung nebst dem umfriedeten Besitztum mit mehr als zwei Personen aus
einem weiteren Hausstand durchfiihrt oder an einer solchen Veranstaltung
teilnimmt,

entgegen 8§ 2 Absatz 1 Satz 1 an einer Zusammenkunft oder Menschen-
ansammlung auf3erhalb der eigenen Wohnung nebst dem umfriedeten
Besitztum mit mehr als zwei Personen aus einem weiteren Hausstand
beteiligt ist,

entgegen 8§ 2 Absatz 3 eine kulturelle, sportliche oder sonstige Veranstaltung
in geschlossenen Raumen, die der Unterhaltung des Publikums dient,
durchfuhrt, oder an einer solchen Veranstaltung teilnimmt,

entgegen 8 2 Absatz 3 eine kulturelle, sportliche oder sonstige Veranstaltung
unter freiem Himmel mit mehr als 100 Zuschauern durchfihrt, oder an einer
solchen Veranstaltung teilnimmt

entgegen 8§ 3 Absatz 1 keine Mund-Nasen-Bedeckung tragt, ohne dass eine
Ausnahme nach Absatz 3 vorliegt,

entgegen 8§ 2a Satz 1 eine private Zusammenkunft auch in Wohnungen
nebst dem befriedeten Besitztum mit mehr als zwei Personen aus einem
weiteren Hausstand durchfihrt oder an einer solchen Zusammenkunft
teilnimmt,

entgegen 8§ 2 Absatz 3 an einer Veranstaltung teilnimmt, entgegen 8 4
Absatz 2 Nummer 8 einen gastronomischen Betrieb besucht oder entgegen
8§ 4a eine Beherbergungseinrichtung bewohnt, ohne jeweils ein negatives
Ergebnis einer mittels eines anerkannten Tests durchgefthrten Testung auf
eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorzulegen oder als
verantwortlicher Betreiber oder Veranstalter einem Kunden oder Besucher
Zutritt zu einer entsprechenden Einrichtung oder Veranstaltung gewahrt, der
nicht ein negatives Ergebnis einer mittels eines anerkannten Tests
durchgefiihrten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
vorlegen kann,,

entgegen 8§ 4 Absatz 1 oder 2 eine dort bezeichnete Einrichtung fiir den
Publikumsverkehr 6ffnet,

entgegen 8 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 als verantwortliche Person einer
Einrichtung nicht sicherstellt, dass die Abstandsregeln nach § 1 Absatz 1 und
2 eingehalten werden,

(weggefallen)
(weggefallen),

entgegen 8 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 als verantwortliche Person einer
Einrichtung ein Schutz- und Hygienekonzept nach 8§ 7 Absatz 1 oder 2 nicht
erstellt,
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entgegen 8 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 als verantwortliche Person einer
Einrichtung bei Angeboten in geschlossenen Raumen die betreffenden
Personen nicht in Namenslisten zum Zweck der Infektionskettenverfolgung
nach § 8 erfasst,

entgegen 8 6 eine Dienstleistung oder eine handwerkliche Leistung ohne
Einhaltung der Hygieneregeln erbringt,

entgegen 8 8 Absatz 1 Satz 2 seine Kontaktdaten nicht wahrheitsgemaf
angibt,

entgegen 8 10 Absatz 1 einen Besuch abstattet, ohne dass eine Ausnahme
nach Absatz 4 vorliegt,

entgegen 8 10 Absatz 3 ein Besuchskonzept nicht vorhélt,

entgegen 88 13 oder 14 eine Betreuung in einem Angebot oder einer Mal3-
nahme durchftihrt, ohne ein Schutz- und Hygienekonzept zu erstellen,

entgegen 8§ 15a Absatz 3 als verantwortliche Person einer Tragerin oder
eines Tréagers einer Einrichtung nach 8§ 10 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a
die erforderlichen Testungen nicht organisiert oder ein positives Testergebnis
einer oder eines Beschaftigten dem zustandigen Gesundheitsamt nicht
mitteilt,

entgegen 8 15a Absatz 3 als Beschaftigte oder Beschaftigter einer Einrich-
tung nach 8 10 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a bei Vorliegen eines
positiven Testergebnisses die Einrichtung betritt,

entgegen 88 16 oder 17 ein Schutz- und Hygienekonzept nicht erstellt oder
die Abstands- und Hygieneregeln nicht einhalt,

entgegen 8§ 19 Absatz 1 Satz 1 die Wohnung oder eine Einrichtung verlasst
oder entgegen 8§ 19 Absatz 1 Satz 2 Besuch empfangt, ohne dass eine Aus-
nahme nach § 19b vorliegt,

entgegen 8 19 Absatz 2 Satz 1 die Wohnung oder eine Einrichtung verlasst
oder entgegen 8 19 Absatz 2 Satz 1 Besuch empféangt, ohne dass eine Aus-
nahme nach § 19b vorliegt,

entgegen § 19a Absatz 1 sich weigert, eine erforderliche Untersuchung an
sich vornehmen zu lassen, an ihr mitzuwirken, den Anordnungen des
Gesundheitsamts Folge zu leisten, den Zutritt zur Wohnung zu gestatten
oder Auskunfte zu erteilen,

(weggefallen)
(weggefallen)
(wegefallen)

(weggefallen).
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Verstol3e konnen mit BufRgeldern bis zu 25 000 Euro geahndet werden.

(2) Verstol3e gegen vollziehbare Anordnungen nach 8 28 Absatz 1 Satz 1 oder 2,
8 30 Absatz 1 Satz 2 oder § 31 des Infektionsschutzgesetzes, jeweils auch in Verbin-
dung mit dieser Verordnung, stellen Ordnungswidrigkeiten nach § 73 Absatz 1a
Nummer 6 des Infektionsschutzgesetzes dar und kénnen mit Buf3geldern von bis zu
25 000 Euro geahndet werden.

§ 24
Einschrankung von Grundrechten

Durch diese Rechtsverordnung werden die Grundrechte der Freiheit der Person
(Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), der Religionsfreiheit (Artikel 4
Absatz 1 und 2 des Grundgesetzes) der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 des Grund-
gesetzes), der Freizugigkeit (Artikel 11 Absatz 1 des Grundgesetzes) und der Unver-
letzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes) eingeschrankt.

§ 25
Inkrafttreten, AuRerkrafttreten, Evaluation

(1) Diese Verordnung tritt am 21. Mai 2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Funfundzwanzigste Coronaverordnung vom 21. April 2021 (Brem.GBI. S. 382), die
durch Verordnung vom 6. Mai 2021 (Brem.GBI. S. 419) geandert worden ist, aul3er
Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 21. Juni 2021 aulRer Kraft.

(3) Die Verordnungsgeberin wird fortlaufend evaluieren, ob die Voraussetzungen
zur Aufrechterhaltung der mit dieser Verordnung verbundenen Grundrechtsbeschran-
kungen weiter Bestand haben. Wird im Land Bremen laut Veré6ffentlichung des
Robert Koch-Instituts eine Zahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 von 100 pro 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen Uberschritten
(erhéhter Inzidenzwert) oder von 50 pro 100 000 Einwohner unterschritten (abge-
schwachter Inzidenzwert), muss die Senatorin fir Gesundheit, Frauen und Ver-
braucherschutz, soweit der jeweilige Inzidenzwert an drei aufeinander folgenden
Tagen stabil bleibt, die Malinhahmen entsprechend anpassen.

(4) Im Geltungsbereich des § 28b des Infektionsschutzgesetzes gelten die den
dort geregelten Vorschriften entsprechenden Vorschriften dieser Verordnung nur
insoweit, als sie weitergehende Schutzmafinahmen im Sinne des § 28b Absatz 5 des
Infektionsschutzgesetzes enthalten. Fir die auf diese Verordnung gestitzten
Allgemeinverfligungen gilt Satz 1 entsprechend.

(5) Abweichend von 8§ 4 Absatz 1 der Verordnung uber die zustadndigen Behorden
nach dem Infektionsschutzgesetz kann die Senatorin fur Gesundheit, Frauen und
Verbraucherschutz hinsichtlich der Aus- und Weiterbildungsstatten der
Gesundheitsfachberufe, fir die nicht die Senatorin fur Kinder und Bildung zustandig
ist, Ausnahmen von der Untersagung der Durchfiihrung von Prasenzunterricht fur
Abschlussklassen nach § 28b Absatz 3 Satz 4 des Infektionsschutzgesetzes erteilen.
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Im Ubrigen kann die Senatorin fiir Kinder und Bildung abweichend von § 4 Absatz 1
der Verordnung Uber die zustéandigen Behérden nach dem Infektionsschutzgesetz
Ausnahmen nach 8§ 28b Absatz 3 Satz 4 des Infektionsschutzgesetzes erteilen sowie
eine Notbetreuung nach 8§ 28b Absatz 3 Satz 5 des Infektionsschutzgesetzes

einrichten.

Bremen, den 19. Mai 2021

Die Senatorin fir Gesundheit,
Frauen und Verbraucherschutz
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Anlage zu § 19b Absatz 2

|. Gesundheitswesen

Beschaftigte im Gesundheitswesen einschlieBlich des Rettungsdienstes (Arzte,
Pflegepersonal), bei ambulanten Pflegediensten und stationéaren Pflegeeinrichtungen
einschliel3lich in der Altenpflege Beschaftigte sowie alle Beschaftigten, die zur Auf-
rechterhaltung der Funktionen des Gesundheitswesens zusténdig sind, wie Reini-
gungs- und Verwaltungspersonal, sonstiges Personal (einschliel3lich medizinischer
Fachangestellter) in Krankenh&usern, Arztpraxen oder Zahnarztpraxen, in Laboren,
der Beschaffung, Apotheken, bei Arzneimittelherstellern und Herstellern medizini-
scher Produkte, ferner Hebammen sowie Beschaftigte in Einrichtungen fir die tier-
medizinische und tierpflegerische Versorgung und in Einrichtungen und bei Ange-
boten oder MaRnahmen der Eingliederungshilfe.

|. Offentlicher Dienst

Senatorische Behorden der Freien Hansestadt Bremen
Bremische Blrgerschaft (Mitarbeiter und Abgeordnete)
Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen
Stadtverordnetenversammlung Bremerhaven (Mitglieder)
Magistrat der Stadt Bremerhaven (Mitglieder und Beschaftigte)
Gesundheitsamt Bremen

Ordnungsamt Bremen

Standesamt Bremen

© ©®© N o g » w N PF

Migrationsamt Bremen

[
o

. Birgeramt Bremen (und zugeordnete Dienststellen)

[ —
[ —

. Polizei Bremen und Ortspolizeibehdrde Bremerhaven

=
N

. Feuerwehr Bremen und Bremerhaven

[
w

. sonstige Behdrden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben der Freien
Hansestadt Bremen sowie der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven,
insbesondere der Katastrophenschutz

14. Staatsanwaltschaft Bremen

15. Generalstaatsanwaltschaft Bremen

16. Gerichte im Land Bremen

17. Justizvollzugsanstalten im Land Bremen

18. Hansestadt Bremisches Hafenamt (= Funktion Ordnungsamt im Hafengebiet)



Nr.

19.

20.
21.
22.
23.
24.
25.
26.
27.
28.
29.

30.
31.
32.
33.
34.

35.
36.

37.
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Lebensmitteliiberwachungs-, Tierschutz- und Veterinardienst des Landes
Bremen

Landesuntersuchungsamt fur Chemie, Hygiene und Veterinarmedizin
Eichamt des Landes Bremen

Gewerbeaufsicht des Landes Bremen

Jobcenter, Agentur fur Arbeit

Amt fur Stral3en und Verkehr

Amt fur soziale Dienste

Amt fir Versorgung und Integration Bremen

Landeshauptkasse

Sozialversicherungen, Sozialtransfers, Studierendenwerke

Freie Trager der Kinder- und Jugendbhilfe, der Flichtlings- und Wohnungslosen-
hilfe, der Alten- und Behindertenhilfe sowie der Drogen- und Suchthilfe

Kindertagesstatten

Schulen

stationdre Betreuungseinrichtungen (z.B. Hilfen fir Erziehung)

Die Landesbeauftragte fur den Datenschutz und Informationsfreiheit

Landesbeauftragte fur Frauen/ Bremische Zentralstelle fur die
Gleichberechtigung der Frau

Performa Nord

den Ziffern 1 bis 29 entsprechende Einrichtungen anderer Bundeslander und
Kommunen

Einrichtungen, deren Tatigkeit fur die Pflege diplomatischer und konsularischer
Beziehungen sowie die Funktionsfahigkeit der Organe der Europaischen Union
und internationaler Organisationen notwendig ist

[1l. Kritische Infrastruktur

1.

a c DN

Ver- und Entsorgung (Strom, Wasser, Energie, Abfall): z.B. Hansewasser,
Bremer Stadtreinigung, SWB/Wesernetz, Kraftstoffversorgung (HGM Energy)

Transport und Verkehr
Bremischer Deichverband am rechten Weserufer
Bremischer Deichverband am linken Weserufer

Ernahrung: Ernahrungswirtschaft, Lebensmittelhandel, Landwirtschaft und
Gartenbau, inkl. Zulieferung, Logistik
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10.
11.
12.
13.
14.

15.
16.
17.
18.
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20.
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22.
23.
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Informationstechnik und Telekommunikation

Finanz- und Versicherungswesen: Banken, Borsen, Versicherungen, Sozial-
versicherungen, Sozialtransfers, Finanzdienstleister

Medien und Kultur: Rundfunk (Fernsehen und Radio), gedruckte und elektro-
nische Presse, Kulturgut, symboltrachtige Bauwerke

bremenports GmbH & Co. KG

Lotsenbriiderschaften und Lotsenversetzbetrieb im Hafen und auf der Weser
EUROGATE Technical Services im Uberseehafengebiet)
Fischereihafenbetriebsgesellschaft

DFS Deutsche Flugsicherung GmbH

BIS Bremerhavener Gesellschatft fur Investitionsforderung und Stadtentwicklung,
WEFB, Messe Bremen

Flughafen Bremen GmbH

Tankstellen

Bestatterinnen und Bestatter

Umweltbetrieb Bremen

Immobilien Bremen und Seestadt Immobilien Bremerhaven

stationdre Betreuungseinrichtungen (z.B. Hilfen fir Erziehung)

Anwaltschaft, Steuerberater, Wirtschaftsprifer

Betreuungsvereine und rechtliche Betreuerinnen und Betreuer nach § 1896 BGB

Sicherheitsdienste.



Begrindung zur Sechsundzwanzigsten Verordnung zum Schutz vor Neuinfektionen
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vom 19. Mai 2021

Begrindung:

Die vorliegende Begriindung stellt eine allgemeine Begriindung im Sinne von 8§ 28a
Absatz 5 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes (im Folgenden: IfSG) vom 20. Juli 2000
(BGBI. | S. 1045), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 7. Mai 2021 (BGBI. |

S. 850) geéndert worden ist, dar. Danach sind Rechtsverordnungen, die — wie die
vorliegende Sechsundzwanzigste Coronaverordnung — nach 8§ 32 in Verbindung mit § 28
Absatz 1 und § 28a Absatz 1 IfSG erlassen werden, mit einer allgemeinen Begrindung zu
versehen.

A. Allgemeiner Teil

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan erstmals die
Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche durch das neuartige Coronavirus SARS-
CoV-2 verursacht wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung auch in anderen Landern,
darunter Deutschland, aus. Es handelt sich in Deutschland und weltweit um eine sehr
dynamische und ernst zu nehmende Situation. Bei einem Teil der Félle sind die
Krankheitsverlaufe schwer, auch tédliche Krankheitsverlaufe kommen vor.

Die Gefahrdung fur die Gesundheit der Bevélkerung in Deutschland wird nach der
Bewertung des Robert Koch-Instituts (im Folgenden: RKI), das flr die Vorbeugung
Ubertragbarer Krankheiten und die Verhinderung der Weiterverbreitung von Infektionen
eine besondere Expertise aufweist (8 4 IfSG), derzeit weiterhin als hoch, fur Risikogruppen
als sehr hoch, eingeschéatzt. Die Wahrscheinlichkeit fiir schwere Krankheitsverlaufe nimmt
mit zunehmendem Alter und abhéangig von bestehenden Vorerkrankungen zu. Zudem sind
innerhalb Deutschlands regionale Unterschiede bei der durch die Atemwegserkrankung
COVID-19 verursachten Gefahr festzustellen. Die Belastung des Gesundheitswesens
hangt maRgeblich von der regionalen Verbreitung der Infektion, den vorhandenen
Kapazitaten und den eingeleiteten Gegenmalinahmen (Isolierung, Quarantane, soziale
Distanzierung) sowie deren Umsetzung ab. Am 30. Januar 2020 hat die
Weltgesundheitsorganisation eine gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite
ausgerufen. Nach Darstellung des RKI ist die Erkrankung sehr infektios. Da weder eine
spezifische Therapie noch eine Impfung zur Verfigung stehen, missen alle Ma3nahmen
darauf gerichtet sein, die Verbreitung der Erkrankung so gut wie méglich zu
verlangsamen.

Am 29. Februar 2020 wurde auch im Land Bremen der erste Fall einer durch den
Coronavirus SARS-CoV-2 ausgeltsten Atemwegserkrankung bekannt. Seither steigt die
Anzahl der infizierten Personen. Seit dem 25. Méarz 2020 sind in Bremen mindestens 466
Todesfélle aufgrund einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 zu beklagen
(Stand: 17.05.2021, 9.00 Uhr).

Die Zahl der Neuinfektionen in Bremen ist weiterhin Uber einem 7-Tage-Inzidenzwert von
50 und spiegelt das in der Flache gestiegene Risiko einer Ansteckung mit dem
Coronavirus wider. Aktuell liegt der 7-Tage-Inzidenzwert in der Stadt Bremen bei 60,6
Neuinfektionen je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen (Stand: 17.05.2021,
9.00 Uhr). Fir die Stadt Bremerhaven liegt der 7-Tage-Inzidenzwert bei 71,3 (Stand:
17.05.2021, 9.00 Uhr). Angesichts des bekanntermafen variierenden Krankheitsverlaufs,
welcher auch bei erkrankten und mit dem Coronavirus belasteten Personen nicht immer
mit dem Auftreten von Krankheitssymptomen verbunden ist, steigt auch die Gefahr, dass
unerkannt erkrankte Personen als sogenannte Superspreader das Virus an andere
Personen weitergeben.
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Die in dieser Verordnung und auch bereits seit der Neunzehnten Coronaverordnung
getroffenen Neuregelungen gehen zurtick auf Vereinbarungen tber bundeseinheitliche
Maflinahmen, auf die sich die Bundeskanzlerin zusammen mit den Regierungschefinnen
und Regierungschefs der Lander verstandigt haben.

Mit Beschluss vom 28. Oktober 2020 haben die Bundeskanzlerin und die
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lander vereinbart, ab dem 2. November
2020 deutschlandweit zusatzliche Mal3hahmen zur Einddmmung des
Infektionsgeschehens zu treffen und damit auch schwere Krankheitsverlaufe und
Todesfélle zu verhindern. Damit sollte zudem eine Uberlastung des Gesundheitssystems
verhindert werden, denn Krankenhauser kommen vor allem auf den Intensivstationen
durch die steigenden Zahlen schwererkrankter Corona-Patienten an Grenzen.

Auf der Konferenz der Bundeskanzlerin und der Regierungschefinnen und
Regierungschefs der Lander vom 25. November 2020 wurde beschlossen, die am

28. Oktober 2020 vereinbarten MaRnahmen bis zum 20. Dezember 2020 bundesweit zu
verlangern. Zudem wurden angesichts der besonderen Herausforderung in den
Wintermonaten spezielle Mal3hahmen zur mittelfristigen Absicherung einer Reduzierung
des Infektionsgeschehens ab dem 1. Dezember 2020 vereinbart.

Auf der Konferenz der Bundeskanzlerin und der Regierungschefinnen und
Regierungschefs der Lander vom 13. Dezember 2020 wurde beschlossen, dass die
bestehenden Beschliisse weiterhin gultig bleiben sollen. Wie bereits auf der reguléren
Konferenz am 2. Dezember vereinbart, sollen die Lander die bis zum 20. Dezember 2020
befristeten Mal3nhahmen im Rahmen der Anpassungen ihrer Landesverordnungen bis zum
10. Januar 2021 verlangern. Der Einzelhandel soll mit Ausnahmen (Einzelhandel fur
Lebensmittel, Wochenmarkte fur Lebensmittel, Direktvermarkter von Lebensmitteln, Abhol-
und Lieferdienste, Getrankemaérkte, Reformhauser, Babyfachmarkte, Apotheken,
Sanitatshauser, Drogerien, Optiker, Horgerateakustiker, Tankstellen, Kfz-Werkstétten,
Fahrradwerkstéatten, Banken und Sparkassen, Poststellen, Reinigungen, Waschsalons,
Zeitungsverkauf, Tierbedarfsmarkte, Futtermittelmarkte und des GroRhandels) ab dem

16. Dezember 2020 bis zum 10. Januar 2021 geschlossen werden. Auch
Dienstleistungsbetriebe im Bereich der Korperpflege (wie Friseursalons, Kosmetikstudios,
Massagepraxen, Tattoo-Studios und &hnliche Betriebe) sollen geschlossen werden, weil in
diesem Bereich eine kérperliche Nahe unabdingbar sei. Medizinisch notwendige Behand-
lungen (zum Beispiel Physio-, Ergo und Logotherapien sowie Podologie/Ful3pflege) sollen
hingegen weiter mdglich bleiben.

Zur Begriuindung wird ausgefuhrt:

,ES ist durch die (seit dem 2. November 2020 vereinbarten) Malinahmen gelungen,
vorubergehend das exponentielle Wachstum zu stoppen und das
Infektionsgeschehen auf hohem Niveau zu stabilisieren. Mit der zunehmenden
Mobilitdt und den damit verbundenen zusatzlichen Kontakten in der
Vorweihnachtszeit befindet sich Deutschland nun wieder im exponentiellen
Wachstum der Infektionszahlen. Eine weiter zunehmende Belastung des
Gesundheitssystems und eine nicht hinnehmbare hohe Zahl taglicher Todesfalle
sind die Folge.

Deshalb ist es erforderlich, weitere tiefgreifende MalRnahmen zur Beschrankung
von Kontakten zu ergreifen. Ziel ist es die Zahl der Neuinfektionen wieder so
deutlich zu reduzieren wie es im Beschluss vom 25. November definiert ist, so dass
es den Gesundheitsdmtern wieder moglich wird, Infektionsketten méglichst
vollstandig identifizieren und unterbrechen zu kénnen und so die Zahl der
Erkrankten weiter zu senken.”
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Zudem haben die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regierungschefs
der Lander sich darauf geeinigt, dass die finanzielle Unterstiitzung des Bundes und der
Lander fur die von den temporaren SchlieRungen erfassten Unternehmen, Betriebe,
Selbstandige, Vereine und Einrichtungen fortgefuhrt werden soll:

.Die MalRnahmen fuhren dazu, dass einige Wirtschaftsbereiche auch im
kommenden Jahr weiterhin erhebliche Einschrankungen ihres Geschaftsbetriebes
hinnehmen mussen. Daher wird der Bund die betroffenen Unternehmen,
Soloselbstandigen und selbstandigen Angehérigen der Freien Berufe auch
weiterhin finanziell unterstitzen. Dafiir steht die verbesserte Uberbriickungshilfe 111
bereit, die Zuschisse zu den Fixkosten vorsieht. Mit verbesserten Konditionen,
insbesondere einem hoheren monatlichen Zuschuss in Hohe von maximal 500.000
Euro fur die direkt und indirekt von den Schliel3ungen betroffenen Unternehmen,
leistet der Bund seinen Beitrag, Unternehmen und Beschéftigung zu sichern. Fur
die von der SchlieBung betroffenen Unternehmen soll es Abschlagszahlungen
ahnlich wie bei den aul3erordentlichen Wirtschaftshilfen geben. Der mit den
SchlieBungsanordnungen verbundene Wertverlust von Waren und anderen
Wirtschaftsgitern im Einzelhandel und anderen Branchen soll aufgefangen werden,
indem Teilabschreibungen unblrokratisch und schnell méglich gemacht werden. Zu
inventarisierende Guter konnen ausgebucht werden. Damit kann der Handel die
insoweit entstehenden Verluste unmittelbar verrechnen und steuermindernd
ansetzen. Das sichert Liquiditat.”

Auf der Konferenz der Bundeskanzlerin und der Regierungschefinnen und
Regierungschefs der Ldnder vom 10. Februar 2021 wurde nunmehr beschlossen, dass die
bestehenden Beschliisse weiterhin gultig bleiben sollen. Die Mal3hahmen haben zwar zu
einem deutlichen Rickgang des Infektionsgeschehens gefuihrt. Gleichzeitig breiten sich
jedoch neuartige Varianten des Coronavirus aus, Daher miussen die
Kontaktbeschrankungen in den nachsten Wochen grundsatzlich beibehalten werden.

Rechtsgrundlage fir die getroffene Mal3nahme ist § 28 Absatz 1 und § 28a Absatz 1 in
Verbindung mit 8 32 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG).

Nach 8§ 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG hat die zustéandige Behorde die notwendigen
Schutzmalinahmen zu treffen, wenn Kranke, Krankheitsverdachtige,
Ansteckungsverdachtige oder Ausscheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein
Verstorbener krank, krankheitsverdachtig oder Ausscheider war, soweit und solange es
zur Verhinderung der Verbreitung Ubertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Unter den
genannten Voraussetzungen kann die zustandige Behdrde zudem nach § 28 Absatz 1
Satz 2 IfSG insbesondere Veranstaltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen
beschranken.

§ 28a Absatz 1 IfSG bestimmt, dass notwendige SchutzmalRnahmen im Sinne des § 28
Absatz 1 Satz 1 und 2 zur Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019
(COVID-19) fur die Dauer der Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler
Tragweite nach 8 5 Absatz 1 Satz 1 durch den Deutschen Bundestag insbesondere sein
konnen

1. Anordnung eines Abstandsgebots im 6ffentlichen Raum,

2. Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung (Maskenpflicht),

3. Ausgangs- oder Kontaktbeschrankungen im privaten sowie im 6ffentlichen Raum,
4

Verpflichtung zur Erstellung und Anwendung von Hygienekonzepten fiir Betriebe,
Einrichtungen oder Angebote mit Publikumsverkehr,
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5. Untersagung oder Beschréankung von Freizeitveranstaltungen und &hnlichen
Veranstaltungen,

6. Untersagung oder Beschrankung des Betriebs von Einrichtungen, die der
Freizeitgestaltung zuzurechnen sind,

7. Untersagung oder Beschrankung von Kulturveranstaltungen oder des Betriebs von
Kultureinrichtungen,

8. Untersagung oder Beschrankung von Sportveranstaltungen und der
Sportausibung,

9. umfassendes oder auf bestimmte Zeiten beschréanktes Verbot der Alkoholabgabe
oder des Alkoholkonsums auf bestimmten o6ffentlichen Platzen oder in bestimmten
offentlich zuganglichen Einrichtungen,

10. Untersagung von oder Erteilung von Auflagen fir das Abhalten von
Veranstaltungen, Ansammlungen, Aufziigen, Versammlungen sowie religidsen oder
weltanschaulichen Zusammenkinften,

11. Untersagung oder Beschrankung von Reisen; dies gilt insbesondere flr touristische
Reisen,

12. Untersagung oder Beschrankung von Ubernachtungsangeboten,
13. Untersagung oder Beschrankung des Betriebs von gastronomischen Einrichtungen,

14. Schliel3ung oder Beschrankung von Betrieben, Gewerben, Einzel- oder
Grof3handel,

15. Untersagung oder Beschrankung des Betretens oder des Besuchs von
Einrichtungen des Gesundheits- oder Sozialwesens,

16. Schliel3ung von Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne von § 33, Hochschulen,
aulRerschulischen Einrichtungen der Erwachsenenbildung oder &hnlichen
Einrichtungen oder Erteilung von Auflagen fur die Fortfihrung ihres Betriebs oder

17. Anordnung der Verarbeitung der Kontaktdaten von Kunden, Gasten oder
Veranstaltungsteilnehmern, um nach Auftreten einer Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 mogliche Infektionsketten nachverfolgen und unterbrechen zu
kbnnen.

Nach § 28a Absatz 6 IfSG kénnen SchutzmalRnahmen nach § 28a Absatz 1 IfSG in
Verbindung mit § 28 Absatz 1, nach 8§ 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 IfSG und nach den 88 29
bis 31 IfSG auch kumulativ angeordnet werden, soweit und solange es fur eine wirksame
Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) erforderlich ist.

Nach § 28a Absatz 3 Satz 4 IfSG sind bei Uberschreitung eines Schwellenwertes von tber
50 Neuinfektionen je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen umfassende
Schutzmalinahmen zu ergreifen, die eine effektive EindAmmung des
Infektionsgeschehens erwarten lassen.

Diese Voraussetzungen liegen hier vor.

Bei der Senatorin fir Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz handelt es sich um die
zustandige Behoérde zum Erlass einer Rechtsverordnung nach 8§ 32 IfSG. Dies folgt aus
8 6 Satz 1 der Verordnung uber die zustandigen Behérden nach dem
Infektionsschutzgesetz vom 11. September 2018 (Brem.GBI. S. 425 — 2126-e-1), die
durch Verordnung vom 12. Mai 2020 (Brem.GBI. S. 292) geé&ndert worden ist.

Der Bundestag hat mit Beschluss vom 18. November 2020 (BT-Drucksache 19/24387)
festgestellt, dass die epidemische Lage von nationaler Tragweite, die der Bundestag am
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25. Mérz 2020 aufgrund der Ausbreitung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 fiur die
Bundesrepublik Deutschland festgestellt hat, fortbesteht.

Aufgrund der Uberschreitung des Schwellenwertes von (iber 50 Neuinfektionen je 100 000
Einwohner innerhalb von sieben Tagen im Land Bremen sind umfassende
Schutzmalinahmen auf Landesebene zu ergreifen, die eine effektive Eindammung des
Infektionsgeschehens erwarten lassen (vgl. § 28a Absatz 3 Satz 4 und 9 IfSG).

Die Verordnung setzt bundesweit abgestimmte umfassende, auf eine effektive
Eindammung des Infektionsgeschehens abzielende SchutzmalRnahmen um, die nach

§ 28a Absatz 3 Satz 8 IfSG bei einer bundesweiten Uberschreitung eines Schwellenwertes
von Uber 50 Neuinfektionen je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen im
gesamten Bundesgebiet anzustreben sind.

Die in dieser Rechtsverordnung kumulativ angeordneten SchutzmafRnahmen sind auch
erforderlich, um eine Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019
(COVID-19) wirksam zu verhindern (vgl. § 28a Absatz 6 IfSG).

Die in dieser Rechtsverordnung angeordneten umfassenden Schutzmalinahmen stellen
ein Gesamtkonzept dar, das geeignet ist, um das Leben und die Gesundheit der Einzelnen
zu schitzen und die Funktionsfahigkeit des Gesundheitssystems zu bewahren.

Gleichzeitig hat die Verordnungsgeberin soziale, gesellschaftliche und wirtschaftliche
Auswirkungen auf den Einzelnen und die Allgemeinheit einbezogen und berucksichtigt,
soweit dies mit dem Ziel einer wirksamen Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-
Krankheit-2019 (COVID-19) vereinbar ist. Demnach enthalten die Anordnungen im
Einzelnen eine Vielzahl an bereichsspezifischen Regelungen und spezifischen
Ausnahmeregelungen, die der Bedeutung einzelner sozialer, gesellschaftlicher oder
wirtschaftlicher Bereiche Rechnung tragen (vgl. § 28a Absatz 6 Satz 2 und 3 IfSG).

Die getroffenen MalRnahmen sind auch angesichts der von der Bundeskanzlerin und den
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lander in Aussicht gestellten
umfangreichen Ausgleichszahlungen in Form von Unterstitzungsprogrammen fir die von
den temporéaren SchlieBungen erfassten Unternehmen angemessen.

B. Besonderer Teil

Zu Teil 1

Zu 8 1 — Abstandsgebot

Zu Absatz 1

Die Vorschrift sieht die Anordnung eines Abstandsgebots im 6ffentlichen Raum vor.

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmalinahme nach § 28 Absatz 1 Satz 1 in
Verbindung mit § 28a Absatz 1 Nummer 1 IfSG.

Das Coronavirus SARS-CoV-2 ist grundsétzlich leicht von Mensch zu Mensch
Ubertragbar. Immer dann, wenn viele Menschen aufeinandertreffen, miteinander in Kontakt
treten und sich austauschen, ist das Risiko einer Ansteckung besonders grof3. Dies gilt
nicht nur im privaten, sondern auch im 6ffentlichen Raum.

Die Anordnung eines Abstandsgebot im 6ffentlichen Raum dient der Eindammung der
Pandemie und kann fur die Durchbrechung von Infektionsketten erforderlich sein. So
spielen fir das Infektionsrisiko Kontakte in Risikosituationen wie zum Beispiel langer enger
Kontakt eine besondere Rolle. Dies gilt insbesondere in Situationen, in denen haufig
wechselnde Kontakte stattfinden, wie etwa im beruflichen Umfeld auch im 6ffentlichen
Raum.
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Die Infektionsgefahr auf Grund langer, enger Kontakte wird aus wissenschatftlicher Sicht
auf den Aerosolaustausch zurtickgefiihrt. Aerosole sind Tropfchenkerne (sehr kleine
Partikel, die kleiner als finf Mikrometer sind), die sich langer in der Luft halten. Studien
haben gezeigt, dass beim normalen Sprechen in Abhangigkeit von der Lautstarke
Aerosole freigesetzt werden kdnnen, die potentiell Erreger Ubertragen konnten.
Grundsatzlich kdnnen sich von Menschen abgegebene Partikel im Raum verteilen und auf
diese Weise zu Erreger-Ubertragungen fithren.

Insbesondere steigt die Aerosolausscheidung bei lautem Sprechen, Singen oder Lachen
stark an. In Innenraumen steigt hierdurch das Risiko einer Ubertragung deutlich, auch
Uber einen groRReren Abstand als 1,5 Meter. Wenn der Mindestabstand von 1,5 Metern
ohne Mund-Nasen-Bedeckung unterschritten wird, zum Beispiel bei gré3eren
Menschenansammlungen, besteht auch im Freien ein erhéhtes Ubertragungsrisiko (vgl.
BT-Drucksache 19/23944, S. 31 zu Nummer 2).

Die Anordnung des Abstandsgebots ist zur Vermeidung der Verbreitung des Coronavirus
SARS-CoV-2 geeignet und aufgrund des derzeitigen Infektionsgeschehens in der Freien
Hansestadt Bremen erforderlich.

Satz 1 enthéalt das allgemeine Abstandsgebot von mindestens 1,5 Metern.

Dieses Abstandsgebot gilt aul3erhalb der eigenen Wohnung nebst dem umfriedeten
Besitztum.

Mit dem Begriff des umfriedeten Besitztums sind private Grundstiicke, insbesondere
private Garten gemeint. Auf das Vorliegen zusammenhéangender Schutzwehren gegen das
beliebige Betreten, zum Beispiel eine lickenlose Umz&aunung, kommt es nicht an.

Durch die Ausnahme privater Raume wird dem Grundrecht auf Unverletzlichkeit der
Wohnung nach Artikel 13 Absatz 1 Grundgesetz und dem Prinzip der
Eigenverantwortlichkeit Rechnung getragen.

Der raumliche Anwendungsbereich gilt sowohl in 6ffentlichen Innenraumen als auch auf
offentlichen Freiflachen, zum Beispiel 6ffentlichen Griinanlagen.

Satz 2 enthélt ein spezielles Abstandsgebot, das im 6ffentlichen Raum bei der Austibung
von Sport, beim Singen oder bei &hnlichen Tatigkeiten, die eine intensive Atmung
bedingen, zu beachten ist. Danach ist ein erweiterter Abstand von mindestens zwei
Metern zu anderen Personen einzuhalten.

Dieses erweiterte Abstandsgebot ist begriindet, weil im Hinblick auf die betroffenen
Tatigkeiten ein erhdhtes Risiko einer Aerosolbildung und Erregertibertragung besteht.

Zu Absatz 2
Die Vorschrift regelt vier Ausnahmen von den Abstandsgeboten nach Absatz 1.
Nummer 1

Diese Vorschrift benennt die Ehegattin oder den Ehegatten, die Lebenspartnerin oder den
Lebenspartner, die Partnerin oder den Partner einer eheéhnlichen oder
lebenspartnerschaftsdhnlichen Gemeinschaft sowie deren oder dessen Kinder
(Patchworkfamilie). Zudem werden Familienangehdrige benannt. Dazu gehéren
Verwandte in gerader Linie (Kinder, Eltern, Grol3eltern) sowie Geschwister und
Geschwisterkinder. Damit wird dem durch Artikel 6 Absatz 1 Grundgesetz gewéhrleisten
besonderen Schutz der Ehe und Familie Rechnung getragen.

Nummer 2

Auch Personen, die in einer gemeinsamen Wohnung oder gewohnlichen Unterkunft leben
(Angehdrige des eigenen Hausstandes) sind von den Abstandsgeboten nach Absatz 1
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ausgenommen. Mit dieser Regelung werden Paare in die Aushahme vom Abstandsgebot,
die fur Personen gilt, die in einer gemeinsamen Wohnung oder Unterkunft leben,
einbezogen, auch wenn die Paare nicht in einem gemeinsamen Hausstand wohnen. Auf
einen bestimmten rechtlichen Status der Paarbeziehung (Ehe, Lebenspartnerschaft)
kommt es nicht an. Diese Regelung hat zur Folge, dass Paare generell als Angehdrige
eines Hausstandes im Sinne dieser Verordnung gelten. Demnach kann sich etwa auch ein
Paar, das keinen gemeinsamen Wohnsitz hat, mit anderen Personen aus einem weiteren
Haushalt treffen, soweit die allgemeinen Obergrenzen fir private Zusammenkiinfte (§ 2a)
eingehalten werden.

Nummer 3

SchlieB3lich sind auch im Rahmen von ZusammenkUinften zwischen Angehérigen eines
Hausstande im Sinne von Nummer 2 mit héchstens jedoch zwei weiteren Personen eines
anderen Hausstands, wobei Kinder bis zu einem Alter von 14 Jahren und Begleitpersonen
von Menschen, die diese aufgrund von Alter, Krankheit, Pflegebedurftigkeit oder
Behinderung benotigen, nicht einzurechnen sind, von den Abstandsgeboten
ausgenommen.

Die Ausnahmeregelung fur Kinder bis zu einem Alter von 14 Jahren hat zum Beispiel zur
Folge, dass sich Kinder bei den Eltern ihrer Freundin oder ihres Freundes treffen kénnen,
obwohl diese kleine Gruppe aus mehr als zwei Hausstanden stammt. Es bedeutet auch,
dass Kinder bis zum Alter von 14 Jahren beispielsweise nachmittags nach der Schule
gemeinsam zu dritt oder auch zu viert bei einem der Kinder in der Wohnung oder im
eigenen Garten spielen durfen.

Die Privilegierung von Begleitpersonen fur Menschen mit gesundheitlichen oder sonstigen
Einschrankungen soll ermdglichen, dass sich die begleitete Person und ihre Begleitperson
auch mit einer dritten Person treffen durfen. Damit sind etwa Besuche bei einem
Verwandten der begleiteten Person zulassig, auch wenn diese weder dem Haushalt der
begleiteten Person noch der Begleitperson angehdrt. Dasselbe gilt fur Treffen der
begleiteten Person und der Begleitperson mit mehreren Personen eines fremden
Haushalts (zum Beispiel fir den Besuch einer befreundeten Familie in der Nachbarschatft).

Nummer 4

Zudem gilt das Abstandsgebot nicht fir Gruppen von Kindern bis zu einem Alter von 14
Jahren.

Diese Regelung soll ermoglichen, dass sich Kinder in der Nachbarschaft oder auf
Spielplatzen begegnen dirfen, ohne dass die Zahl zwingend auf zehn Kinder zu
begrenzen oder in jedem Fall der Mindestabstand einzuhalten ist.

Damit wird dem Recht jedes Kindes auf Entwicklung und Entfaltung seiner Personlichkeit
(Artikel 15 Absatz 1 Satz 1 der Verfassung der Freien Hansestadt Bremen) Rechnung
getragen.

Zu Absatz 3
Die Vorschrift sieht eine Beschrankung der Sportaustibung vor.

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmalinahme nach § 28 Absatz 1 Satz 1 in
Verbindung mit § 28a Absatz 1 Nummer 8 IfSG.

Die Beschrankung von Freizeitsport dient der notwendigen Kontaktreduzierung, da
andernfalls das Infektionsgeschehen droht, aufR3er Kontrolle zu geraten.

Satz 1 regelt vor allem den Freizeitsport.
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Danach ist zunachst allein die Ausiibung von Sport als Individualsport wie zum Beispiel
Leichtathletik, Tennis oder Turnen erlaubt. Das Gegenteil von Individualsport bezeichnet
man als Mannschaftssport. Gerade bei Mannschaftssport kann sich ein nicht erhebliches
Infektionsrisiko entwickeln, sodass die Beschrankung solcher Veranstaltungen ein
notwendiges Mittel zur Kontaktreduzierung darstellen kann (vgl. BT-Drucksache 19/23944,
S. 32 zu Nummer 6).

Zudem ist die Austibung von Sport im Freien nur mit héchstens zehn Personen oder fir
Gruppen von bis zu 20 Kindern oder Jugendlichen im Alter von bis zu 18 Jahren erlaubt.
Demnach sind etwa Laufgruppen grundsatzlich auf zehn Personen zu beschranken. In
geschlossenen Raumen darf Sport generell nur allein, zu zweit oder mit Angehdrigen des
eigenen Hausstands ausgeubt werden.

Satz 2 enthélt eine Ausnahmeregelung fur Kaderathletinnen und -athleten sowie fir den
Bereich des Spitzensports im Sinne des 8§ 1 Absatz 2 Nummer 2 des Bremischen
Sportférderungsgesetzes. Diese Ausnahmeregelung tragt dem Recht auf Berufsfreiheit
(Artikel 12 Absatz 1 Grundgesetz) Rechnung. Da insbesondere der von Berufssportlern
ausgeubte Sport regelméfdig gegen Entgelt vor einem Publikum stattfindet und so zu den
Einnahmen der Sportler beitragt, konnen die zustandigen Behdrden auch bei
Veranstaltungen unter freiem Himmel die Teilnahme von bis zu 100 Zuschauern oder
Zuschauerinnen zulassen. Damit entspricht diese Regelung der Erlaubnis nach 8§ 2 Abs. 3,
Unterhaltungsveranstaltungen mit einem aus bis zu 100 Personen bestehendem Publikum
durchzufuhren. Bei einer Inzidenz von 50 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohner je
Stadtgemeinde oder hoher ist eine Zulassung von Zuschauern jedoch nur méglich, wenn
zuvor ein negatives Testergebnis in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 vorgelegt werden kann.

Satz 3 regelt eine Ausnahme fir arztlich verordneten Rehabilitationssport, bei dem
Zusammenkuinfte von Menschen bis zu 10 Personen zulassig sind. Umfasst sind
Rehabilitationssport und Funktionstraining nach 8 64 Absatz 1 Nummer 3 und 4 des
Neunten Buches Sozialgesetzbuch. Mindestabstand und Hygieneregelungen sind
allerdings zu beachten. Diese Ausnahmeregelung tragt dem besonderen staatlichen
Schutz- und Integrationsauftrag fur Menschen mit Behinderung (Artikel 2 Absatz 3 Satz 2
und 3 der Verfassung der Freien Hansestadt) Rechnung.

Zu Absatz 3a

Die Vorschrift sieht die Beschrankung des gemeinsamen Singens und Musizierens in
geschlossenen Raumen vor. Nach Satz 1 ist dies nur entweder mit einer weiteren Person
oder mehreren weiteren Personen, die dem eigenen Hausstand angehdren, erlaubt.

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmalinahme nach 8§ 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG.

Satz 2 enthéalt eine Ausnahmeregelung fur berufliche Tatigkeiten. Berufsmusikerinnen und
Berufsmusiker sind demnach generell von den Beschrankungen nach Satz 1
ausgenommen. Gemeinsame Proben kdnnen stattfinden. Dies tragt dem Recht auf
Berufsfreiheit (Artikel 12 Absatz 1 Grundgesetz) Rechnung.

Satz 3 enthéalt eine Ausnahmeregelung fir das gemeinsame Singen und Fl6tespielen mit
Kindern in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege, zum Beispiel im Morgenkreis
oder zu Geburtstagen, sowie in Grundschulen und Hochschulen. Musikunterricht und
Musikstudium unterliegen damit keinen zwingenden Beschrankungen. Damit wird dem
Recht jedes Kindes auf Entwicklung und Entfaltung seiner Personlichkeit und dem Recht
auf Bildung (Artikel 15 Absatz 1 Satz 1 und Artikel 27 der Verfassung der Freien
Hansestadt Bremen) Rechnung getragen. Das Singen ist ein wichtiger padagogischer
Bestandteil der kindlichen Bildung.



Zu Absatz 4

Satz 1 Nummer 1 bis 3 stellt klar, dass das Abstandsgebot nach Absatz 1 nicht zwingend
in den aufgefiihrten Bildungseinrichtungen einzuhalten ist.

Damit wird dem Recht jedes Kindes auf Entwicklung und Entfaltung seiner Persénlichkeit
und dem Recht auf Bildung (Artikel 15 Absatz 1 Satz 1 und Artikel 27 der Verfassung der
Freien Hansestadt Bremen) Rechnung getragen. Zudem wird dem Umstand Rechnung
getragen, dass im Rahmen von Aus-, Fort- und Weiterbildung aus didaktischen Griinden
die Unterschreitung des Abstandsgebots erforderlich sein kann. Grundsatzlich gilt aber
auch hier die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung in Form einer
medizinischen Gesichtsmaske, um einen moglichst effektiven Schutz vor Neuninfektionen
zu gewabhrleisten. Durch Nummer 4 wird die Ausnahme vom Abstandsgebot auch auf die
Ausiibung von Sport im Freien ausgedehnt. Damit wird Gruppen von bis zu zehn
Personen oder bis zu zwanzig Kindern und Jugendlichen auch die gemeinsame Austibung
von Sportarten, bei denen Kontakte nicht immer zu vermeiden sind, ermdglicht.

Satz 2 enthéalt eine Riuckausnahme. Demnach mussen Lehrkrafte in Schulen und
Weiterbildungseinrichtungen weiterhin das Abstandsgebots nach Absatz 1 wahren.

Zu Absatz 5

Hier erfolgt ein Hinweis auf 8 8 der COVID-19-SchutzmalRnahmen-Ausnahmeverordnung
in Bezug auf geimpfte und genesene Personen bei privaten Zusammenkinften und
ahnlichen sozialen Kontakten.

Zu 8 2 — Kontaktreduzierungen

Die Vorschrift enthélt eine allgemeine Regel fir Kontaktbeschrankungen im offentlichen
Raum. Es handelt sich um eine notwendige Schutzmal3hahme nach § 28 Absatz 1 Satz 2
in Verbindung mit § 28a Absatz 1 Nummer 3 IfSG. Die bisherigen Erfahrungen in der
Bundesrepublik und in anderen Staaten zeigen, dass die exponentiell verlaufende
Verbreitung des besonders leicht im Wege der Tropfcheninfektion und Gber Aerosole von
Mensch zu Mensch ubertragbaren Virus nur durch eine strikte Minimierung der physischen
Kontakte zwischen den Menschen eingedammt werden kann.

Daher mussen Kontakte, die potentiell zu einer Infektion fihren, zeitweise systematisch
reduziert werden. Nur so werden eine Unterbrechung der Infektionsketten und ein
Einhegen der Situation wieder moglich (vgl. auch Gemeinsame Erklarung der Prasidentin
der Deutschen Forschungsgemeinschaft und der Prasidenten der Fraunhofer-
Gesellschaft, der Helmholtz-Gemeinschatft, der Leibniz-Gemeinschaft, der Max-Planck-
Gesellschaft und der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina — Coronavirus-
Pandemie: Es ist ernst). Eine zeitlich befristete, erhebliche und zugleich zielgerichtete
Einschrankung personlicher Kontakte ist nach den Erfahrungen aus der ersten Welle der
Coronavirus-Pandemie im Fruhjahr 2020 geeignet, die bei weiter steigenden
Infektionszahlen bestehende konkrete Gefahr einer Uberlastung des Gesundheitssystems
abzuwenden. Dies ist von wissenschaftlicher Seite Giberzeugend bestatigt worden (vgl. BT-
Drucksache 19/23944, S. 31 zu Nummer 1).

Der Begriff der ,Veranstaltung” umfasst dabei grundséatzlich alle organisierten
Zusammenkuinfte von mehreren Personen zu einem gemeinsamen Zweck. Darunter sind
also Versammlungen in einem weiten Sinne zu verstehen, ohne dass es auf einen
besonderen Inhalt des gemeinsamen Zweckes ankommt. Erfasst sind auch
weltanschauliche oder religiose Veranstaltungen, zum Beispiel Gottesdienste. Gleiches gilt
fur die Mitgliederversammlung eines eingetragenen Vereins oder einer
Wohnungseigentimerversammlung. Erfasst sind zudem sowohl 6ffentliche, das heif3t
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prinzipiell fur jedermann zugangliche, als auch nicht 6ffentliche, das heil3t geschlossene
Veranstaltungen.

Absatz 1 enthélt zun&chst als Basisregel fur den Alltag, dass Veranstaltungen, sonstige
Zusammenkuinfte und Menschenansammlungen im 6ffentlichen Raum grundsétzlich nur
mit Personen aus einem Hausstand und mit héchstens zwei Personen aus einem anderen
Hausstand erlaubt sind (Satz 1). Auch hier gilt die Ausnahme fur Kinder bis zu einem Alter
von 14 Jahren und Begleitpersonen. Demnach sind Zusammentreffen von Kindern bis zu
einem Alter von 14 Jahren auch aus mehr als zwei Haushalten und mit mehr als zwei
Kindern zuldssig. Fur aufsichtsfihrende Erwachsene gilt allerdings die Zwei-Haushalte-
Regel sowie die Beschrankung der Personenzahl.

Abweichend davon sind allerdings nach Absatz 2 ,organisierte” Veranstaltungen, das
heil3t, solche, bei denen eine verantwortliche Person die Einhaltung bestimmter Auflagen
zum Beispiel auf Grund eines Schutz- und Hygienekonzeptes gewahrleistet, mit bis zu 100
Personen erlaubt. Diese Vorschrift enthalt die Obergrenze fir die héchstens zulassige
Personenanzahl bei Veranstaltungen und sonstigen Zusammenkunften in geschlossenen
Raumen und unter freiem Himmel und enthalt bestimmte Auflagen fir das Abhalten von
Veranstaltungen.

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmal3inahme nach § 28 Absatz 1 Satz 2 in
Verbindung mit 8§ 28a Absatz 1 Nummer 10 IfSG. Die Beschrankung von
Personenansammlungen ist im Hinblick auf die Kontaktreduzierung zwingend erforderlich.

Zudem bestimmt die Vorschrift als Voraussetzung die Einhaltung des Abstandsgebots.

Des Weiteren hat die Veranstalterin oder der Veranstalter ein Schutz- und Hygienekonzept
nach 8 7 Absatz 1 zu erstellen; bei Veranstaltungen in einem Betrieb muss ein
betriebliches Schutz- und Hygienekonzept nach 8 7 Absatz 2 vorliegen.

Schliefilich sind die teiinehmenden Personen in einer Namensliste zur Kontaktverfolgung
nach § 8 zu erfassen und es ist bei Veranstaltungen in Innenrdumen fir eine ausreichende
Luftung zu sorgen.

Nach Absatz 3 sind kulturelle, sportliche oder sonstige Veranstaltungen, die der
Unterhaltung des Publikums dienen, im Freien generell mit bis zu 100 Zuschauerinnen
und Zuschauern erlaubt. Voraussetzung jedoch bei einer Inzidenz von 50 Neuinfektionen
pro 100.000 Einwohner in der jeweiligen Stadtgemeinde oder mehr ist, dass jede
teiinehmende Person vor Beginn der Veranstaltung mit negativem Ergebnis auf eine
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 getestet wurde. Es handelt sich um eine
notwendige SchutzmalRnahme nach § 28 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 28a
Absatz 1 Nummer 5, 7 und 8 IfSG.

Nach Satz 2 sind kulturelle Veranstaltungen wie zum Beispiel Kino- und
Theaterauffihrungen oder Konzerte oder sonstige Veranstaltungen, die der Unterhaltung
des Publikums dienen und in geschlossenen Raumen stattfinden, in jedem Fall verboten.

Die Untersagung von Kulturveranstaltungen ist insbesondere grundrechtsrelevant mit Blick
auf die Kunstfreiheit nach Artikel 5 Absatz 3 des Grundgesetzes, die die kiinstlerische
Betatigung selbst (,Werkbereich®), aber auch die Darbietung und Verbreitung des
Kunstwerks (,Wirkbereich*) umfasst und damit auf Seiten der Veranstalter wie auch der
Klnstlerinnen und Kinstler selbst wirksam wird. Bei Untersagungen im Bereich der Kultur
muss der Bedeutung der Kunstfreiheit ausreichend Rechnung getragen werden. (vgl. BT-
Drucksache 19/24334, S. 80 zu Nummer 7).

Die Beschrankung des ,Wirkbereichs* ist hier in einer volatilen Pandemielage mit dem Ziel
einer Reduzierung von Infektionszahlen erforderlich, um den Schutz von Leben und
korperlicher Unversehrtheit angemessen gewébhrleisten zu konnen.



11

Grundsatzlich sind auch sportliche Veranstaltungen in geschlossenen Raumen verboten,
wobei nach Satz 3 Profisportveranstaltungen und Veranstaltungen des
Rehabilitationssportes erlaubt sind.

Satz 4 stellt klar, dass es sich bei Veranstaltungen der Aus-, Fort- und Weiterbildung nicht
um Unterhaltungsveranstaltungen handelt und nimmt diese Bildungsveranstaltungen von
dem Verbot nach Satz 2 aus.

Fur ,politische* Versammlungen, die in den Schutzbereich des Artikel 8 des
Grundgesetzes fallen, gilt die beglinstigende Ausnahmeregelung des Absatz 4. Die im
Einzelfall vorgesehene Moglichkeit der Beschrankung von Versammlungen, insbesondere
durch Auflagen, kann zu tiefgreifenden Grundrechtseingriffen fihren.

Eine zeitweise Beschrankung der Versammlungsfreiheit ist unter Bertucksichtigung der
derzeitigen Infektionslage in Abwégung mit dem Ziel einer Reduzierung von
Infektionszahlen in einer volatilen Pandemielage unter erhéhten
Rechtfertigungsanforderungen zulassig, um dem Schutz von Leben und korperlicher
Unversehrtheit angemessen gewahrleisten zu kdbnnen. Angemessene Schutz- und
Hygienekonzepte haben Vorrang vor Untersagungen, sofern deren Einhaltung erwartet
werden kann (vgl. BT-Drucksache 19/23944, S. 33 zu Nummer 11).

Zwar sind die Gesundheit sowie die Erhaltung der Funktionsfahigkeit des
Gesundheitssystems als gleichgewichtige andere Rechtsguter anzusehen, ein Verbot der
Versammlung kommt aber nur als ultima ratio im Einzelfall in Betracht. Eine lediglich auf
pauschalen Erwagungen basierende Untersagung wird den betroffenen
Individualgrundrechten nicht gerecht und ist daher unzulassig (vgl. BT-Drucksache
19/24334, S. 81).

Absatz 5 enthalt aus Griinden der VerhaltnismaRigkeit weitere spezifische
Ausnahmeregelungen fur berufliche und 6ffentliche Bereiche. Ansammlungen und
Zusammenkuinfte, zu denen auch Veranstaltungen zahlen, bleiben in den genannten
Bereichen, etwa im Rahmen der Berufsaustibung und zum Erhalt der Funktionsfahigkeit
der systemrelevanten Infrastruktur sowie im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe und der
Jugendarbeit nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch im jeweils tblichen Umfang
grundsétzlich zulassig.

Die Ausnahmeregelung des Absatz 5 tragt dem Erfordernis Rechnung, dass es
vorgeschriebene Veranstaltungen gibt, deren Durchfiihrung zwingend erforderlich ist, etwa
Versammlungen offentlich-rechtlicher Korperschaften, Vereinssitzungen und Sitzungen
von Wohnungseigentimergemeinschaften. Daher erhalten diese nunmehr eine
Privilegierung, sind aber gehalten, die allgemein geltenden Hygieneregelungen
einzuhalten.

Zum Begriff der Zusammenkunft und Ansammlung

Der Begriff der ,Zusammenkunft‘ verdeutlicht, dass auch ein weniger organisiertes enges
Beisammensein mehrerer Menschen von den Kontaktbeschrankungen erfasst ist. Dadurch
wird verdeutlicht, dass es auf den Veranstaltungscharakter eines Zusammentreffens oder
das Vorhandensein einer Veranstalterin oder eines Veranstalters nicht zwingend
ankommt. Damit sind auch private Zusammenkunfte, etwa von Nachbarinnen und
Nachbarn, erfasst.

Zu beachten ist hier zudem die besondere Regelung fir private Feiern nach § 2a.

Der Begriff der ,Ansammlung” erfasst auch das ,zufallige* Zusammensein ohne
gemeinsamen Zweck, etwa das spontane Zusammenstehen von Schaulustigen, die das
Geschehen rund um einen Verkehrsunfall beobachten. Der Begriff der Ansammlung setzt
eine gewisse Stabilitat voraus. Fur eine aul3enstehende Person muss die Ansammlung
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den Eindruck eines ,raumlich verbundenen Ganzen* vermitteln. Mal3geblich ist, dass
mehrere Personen im Sinne eines engen Beisammenseins zusammenkommen.

Zu § 2a - Private Zusammenkiinfte

Die Vorschrift beschrankt private Zusammenkuinfte im privaten und 6ffentlichen Raum. Es
handelt sich um eine notwendige SchutzmalRnahme nach § 28 Absatz 1 Satz 2 in
Verbindung mit 8 28a Absatz 1 Nummer 3 IfSG.

Danach sind private Zusammenkunfte nur mit Personen aus einem Hausstand und mit
hdchstens zwei Personen aus einem weiteren Hausstand erlaubt. Kinder bis zu einem
Alter von 14 Jahren sowie wegen Alter, Krankheit, Behinderung oder Pflegebedirftigkeit
erforderliche Begleitpersonen zahlen auch hierbei nicht mit.

Abzustellen ist auf eine objektive Betrachtungsweise. Dies bedeutet, dass sich zum
Beispiel eine Person aus einem Einpersonenhaushalt mit insgesamt zwei weiteren
Personen eines anderen gemeinsamen Hausstandes sowohl in der eigenen wie auch in
der Wohnung eines anderen Hausstandes oder ,drauf3en” (zum Beispiel in einem Park)
treffen darf.

Ziel der Mallnahmen ist dabei insbesondere die Ermdglichung der Kontaktnachverfolgung
als wesentliches Instrument zur vollstandigen Unterbrechung von Infektionsketten auf
privaten Feierlichkeiten.

Satz 2 stellt klar, dass Zusammenkunfte mit Personen nach 8 1 Absatz 2 Nummer 4
(Gruppen von Kindern bis zu einem Alter von 14 Jahren) auch hier haushaltsunabhangig
erlaubt sind.

Zu 8 3 - Mund-Nasen-Bedeckung

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmal3hahme nach § 28 Absatz 1 Satz 1 in
Verbindung mit 8 28a Absatz 1 Nummer 2 IfSG, die zur Verhinderung der Verbreitung des
Coronavirus SARS-CoV-2 geeignet und erforderlich ist.

Die Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung (Maskenpflicht) ist ein
zentraler Baustein zur Einddmmung der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2. Sie
stellt eine notwendige und einfache SchutzmalRnahme dar. Wissenschaftliche Studien
belegen den signifikanten Nutzen zur Verringerung der Infektionszahlen

(vgl. https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/NCOV2019/FAQ_Mund_Nasen_Schutz.html;
siehe auch https://www.who.int/emergencies/diseases/novel-coronavirus-2019/question-
and-answers-hub/g-a-detail/g-a-on-covid-19-and-masks). Der mit der Maskenpflicht
verbundene grundséatzlich sehr geringe Eingriff in die Handlungsfreiheit der Betroffenen ist
angesichts des lUberragend wichtigen Ziels des Infektionsschutzes bei steigenden
Infektionszahlen hinzunehmen (vgl. BT-Drucksache 19/23944, S. 32 zu Nummer 3).

Zu Absatz 1

Satz 1 legt die Orte fest, an denen eine Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung
besteht.

Satz 2 enthélt eine Ausnahme flir Einrichtungen, in denen eine pauschale Regelung
unangebracht erscheint.

In diesen Bereichen und in anderen nicht erfassten Bereichen, wie zum Beispiel Schulen,
kann sich eine Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung aus
bereichsspezifischen Regelungen (zum Beispiel § 17 Absatz 5) sowie aus den vor Ort
einschlagigen Schutz- und Hygienekonzepten ergeben.

Zu Absatz 2


https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/NCOV2019/FAQ_Mund_Nasen_Schutz.html
https://www.who.int/emergencies/diseases/novel-coronavirus-2019/question-and-answers-hub/q-a-detail/q-a-on-covid-19-and-masks
https://www.who.int/emergencies/diseases/novel-coronavirus-2019/question-and-answers-hub/q-a-detail/q-a-on-covid-19-and-masks
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Die Vorschrift enthalt eine Definition des Begriffs der Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne
von Absatz 1.

Die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung wird durch Satz 1 dahingehend
spezifiziert, dass die Verwendung einer medizinischen Gesichtsmaske fir Personen ab
der Vollendung des 16. Lebensjahres verpflichtend eingefuhrt wird. Medizinische Masken,
also sogenannte OP-Masken, Masken des Standards KN95/N95 oder FFP2 oder solche
eines gleichwertigen Schutzniveaus bieten einen wirkungsvolleren Schutz als sogenannte
Alltagsmasken. Nicht zugelassen sind Masken mit einem Ausatemventil, weil sie zwar die
Tragerin und den Tréager schitzen, jedoch den Menschen in der Umgebung keinerlei
Schutz bieten.

Kinder und Jugendliche bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres sind nach Satz 2 nicht
verpflichtet, medizinische Masken zu tragen. Zum einen sind ihre Lungen noch nicht derart
ausgepragt, so dass sie in der Regel keine so grol3e Viruslast tragen wie Erwachsene.
Zum anderen kénnen die Lungen, die noch in der Entwicklungsphase sind, durch diese
Masken einen Schaden erleiden.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift regelt die Ausnahmen von der grundsatzlichen Pflicht zum Tragen einer
Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne von Absatz 1 und dient damit dem Grundsatz der
VerhaltnismanRigkeit. Der Nachweis durch arztliche Bescheinigung ist nicht erforderlich,
wenn die Einschrankung offenkundig ist.

Zu 8 3a — Testungen, Ausnahmen fur geimpfte oder genesene Personen
Zu Absatz 1

Mit 8§ 3a Absatz 1 soll das Verfahren geregelt werden, das in Bremen bei der Anwendung
von Selbsttests eingehalten werden soll, wenn deren negatives Ergebnis nach § 28b des
Infektionsschutzgesetzes oder den Vorschriften der bremischen Coronaverordnung die
Inanspruchnahme bestimmter Rechte erméglicht.

Selbsttests gehoren zu den anerkannten Tests im Sinne des § 28b Absatz 9 des
Infektionsschutzgesetzes. Sie kdnnen vom Anwender grundsétzlich eigenstandig und
ohne fachkundige Anleitung oder Kontrolle vorgenommen werden. Soll das Testergebnis,
wenn es negativ ausfallt, jedoch den Zugang zu bestimmten Bereichen, etwa zu
Ladengeschéaften nach vorheriger Terminbuchung, Auf3enbereichen zoologischer oder
botanischer Garten, Gruppentrainings fur Kinder oder Friseur- oder Ful3pflegebesuchen
ermdglichen, soll der Grundsatz der Eigenanwendung dahingehend eingeschrankt
werden, dass die Tests in Anwesenheit einer Person durchzufiihren sind, die fir den
genannten Bereich jeweils verantwortlich ist. Diese ausschlie3lich das Verfahren der
Testung betreffende Regelung dient dem Zweck, sicherzustellen, dass nur die negativ
getestete Person Zugang zu den betreffenden Bereichen erhalt und die Testung innerhalb
der letzten 24 Stunden vor dem Zugang durchgefihrt wurde. Damit stellt sie insbesondere
sicher, dass die vom Bundesgesetzgeber vorausgesetzte Anforderung der Identitat der
getesteten Person mit der Person, die den Test vorlegt, und die ausdrticklich aufgestellte
Voraussetzung, dass der Test innerhalb der letzten 24 Stunden vor Gewahrung des
Zugangs zu den genannten Bereichen vorgenommen worden sein muss, in der Praxis
eingehalten werden.

Zu Absatz 2

Mit Absatz 2 des § 3a soll der Beschluss des Senats vom 27. April 2021 zur Vorlage
1290/20 (Testpflicht in Unternehmen) umgesetzt werden. Der Senat hat sich in seinem
Beschluss fur die Einfihrung einer echten Testpflicht fir Unternehmen — im Sinne einer
Testannahmepflicht durch Beschaftigte — ausgesprochen und die Senatorin fur
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Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz gebeten, diese in die Coronaverordnung des
Landes Bremen aufzunehmen. Zur Begriindung der Regelung in § 3a Absatz 2 wird auf
die Ausfuihrungen der Senatskanzlei in der genannten Senatsvorlage Bezug genommen.

Zu Absatz 3

Nach Absatz 3 des § 3a sollen kunftig vollstandig gegen COVID-19 Geimpfte und
Genesene, die vor nicht mehr als sechs Monaten mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
infiziert waren, den Personen gleichgestellt sein, die zeithah mit einem negativen Ergebnis
auf eine Infektion mit diesem Erreger getestet worden sind. Diesen Personen sollen
demnach insbesondere dieselben Rechte auf Zugang zu Bereichen und auf
Inanspruchnahme von Leistungen haben, die bislang nur aufgrund eines aktuellen Tests
mit negativem Ergebnis zur Verfuigung standen. Anderungen dieser Zugangs- und
Teilnahmerechte werden sich danach kinftig sowohl auf negativ getestete als auch auf
vollstandig geimpfte oder genesene Personen auswirken.

Zu Absatz 4

Absatz 4 regelt, dass die nach der bremischen Coronaverordnung vorgesehene
Voraussetzung fur den Zugang zu bestimmten Bereichen oder Leistungen, ein negatives
Testergebnis vorzulegen, fur Kinder bis zum Alter von 14 Jahren nicht gilt. Hiervon
ausgenommen sind jedoch die Testungen, die in Schulen nach § 17 Abs. 4 oder § 28b
IfSG vorgesehen sind.

Zu 8 4 — Schlie3en von Einrichtungen, Betriebs- und
Dienstleistungsbeschrankungen

Die aufgefuhrten Einrichtungen durfen unter den festgelegten Bedingungen nicht fir den
Publikumsverkehr getffnet werden.

Es handelt sich um notwendige SchutzmalRnahmen nach § 28a Absatz 1 Satz 1 in
Verbindung mit § 28a Absatz 1 Nummer 6, 7, 12 bis 14 IfSG.

Die weitreichenden Beschrénkungen fur Einrichtungen mit Publikumsverkehr sind
geeignet, die weitere Verbreitung des Virus und vor allem die Verbreitungsgeschwindigkeit
einzudammen. Auf diese Art werden zum einen die Ansammlung von Personen am
konkreten Angebotsort sowie die Interaktion zwischen Kundinnen und Kunden und
Personal vermieden. Im Ergebnis kbnnen auf diese Weise soziale Kontakte reduziert
werden.

Zu Absatz 1

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmal3hahme nach § 28a Absatz 1 Nummer 6
IfSG.

Die Untersagung des Betriebs der aufgefuhrten Einrichtungen, die der Freizeitgestaltung
dienen, tragen zu einer Bekéampfung der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 bei.

Zu Absatz 2

Die in Absatz 2 genannten Einrichtungen bleiben entsprechend dem gemeinsamen
Beschluss der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der
Lander vom 22. Méarz 2021 weiterhin bis zum 21. Juni 2021 nach den dort festgelegten
Bedingungen geschlossen.

Nummer 1

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmal3hahme nach § 28a Absatz 1 Nummer 7
IfSG.
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Die Untersagung des Betriebs der aufgefuhrten Kultureinrichtungen ist insbesondere
grundrechtsrelevant mit Blick auf die Kunstfreiheit nach Artikel 5 Absatz 3 des
Grundgesetzes, der die kinstlerische Betétigung selbst (,Werkbereich®), aber auch die
Darbietung und Verbreitung des Kunstwerks (,Wirkbereich®) umfasst und damit auf Seiten
der Veranstalter wie auch der Kinstlerinnen und Kiinstler selbst wirksam wird. Bei
Untersagungen im Bereich der Kultur muss der Bedeutung der Kunstfreiheit ausreichend
Rechnung getragen werden. (vgl. BT-Drucksache 19/24334, S. 80 zu Nummer 7).

Die Beschrankung des ,Wirkbereichs" ist hier in einer volatilen Pandemielage mit dem Ziel
einer Reduzierung von Infektionszahlen erforderlich, um den Schutz von Leben und
korperlicher Unversehrtheit angemessen gewébhrleisten zu konnen.

Nummer 2 bis 7

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmalinahme nach 8§ 28a Absatz 1 Nummer 6
und 14 IfSG.

Die Untersagung des Betriebs der aufgefuhrten Einrichtungen, die der Freizeitgestaltung
dienen, tragen zu einer Bekdmpfung der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 bei.

Nummer 8

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmal3ihahme nach § 28a Absatz 1 Nummer 13
IfSG.

Die Anordnung der Schlie3ung von Gastronomiebetrieben fur den Publikumsverkehr tragt
zu einer Bekampfung der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 bei.

Insbesondere in der Gastronomie kommt es zu vielfaltigen Kontakten zwischen héufig
wechselnden Personen. Daher ist es geboten, in diesem Bereich die Kontakte zu
reduzieren.

Gastronomiebetriebe, also Gaststétten, Bars, Kneipen und Restaurants, zeichnen sich
auch dadurch aus, dass bei dem Genuss von Speisen und Getranken trotz geringen
Abstands naturgemal keine Alltagsmasken getragen werden kénnen. Bei der geselligen
Zusammenkunft im stationaren Gastronomiebetrieb kann es, gerade wenn auch Alkohol
konsumiert wird, regelmafiig zur Unterschreitung von Mindestabstédnden und erhéhtem
Aerosolausstold kommen, da man gemeinsam eine geraume Zeit in einem geschlossenen
Raum verbringt.

Ausgenomen sind Mensen (zum Beispiel in Schulen), Betriebskantinen und
Gastronomiebetriebe in Beherbergungsstatten und Hotels zur Versorgung der zuléssig
beherbergten Gaste.

Die Lieferung und Abholung von Getranken und mitnahmefahiger Speisen (Aul3er-Haus-
Verkauf) bleibt zulassig. Auch hier sind angemessene Schutz- und Hygienekonzepte nach
§ 7 einzuhalten. Demgegenuber ist der Ausschank und der Verkauf offener alkoholischer
Getranke (,to go“) untersagt. Da das Infektionsrisiko im Freien erheblich geringer ist als in
geschlossenen Raumen, soll die Bewirtung von Gasten im AufRenbereich ab dem 21. Mai
2021 wieder bis 23.00 Uhr zugelassen werden. Die Vorlage eines negativen
Testergebnisses ist dabei nur erforderlich, wenn der Inzidenzwert tber 50 liegt.

Nummer 9
(aufgehoben)
Nummer 10

Als notwendige SchutzmaRnahmen ist eine Beschrankung von Ubernachtungsangeboten
nach § 28a Absatz 1 Nummer 12 vorgesehen.
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Hintergrund ist auch hier die Notwendigkeit einer Reduzierung von physischen Kontakten.
So zeigen die bisherigen Erfahrungen in der Bundesrepublik und in anderen Staaten, dass
die exponentiell verlaufende Verbreitung des besonders leicht im Wege der
Tropfcheninfektion und Uber Aerosole von Mensch zu Mensch Ubertragbaren Virus nur
durch eine strikte Minimierung der physischen Kontakte zwischen den Menschen
eingedammt werden kann.

Eine Beschrankung von Ubernachtungsangeboten ist zudem geeignet zur Reduzierung
der Mobilitat in der Bundesrepublik und damit zur Sicherstellung der Verfolgbarkeit von
Infektionsketten sowie allgemein zur Minimierung der Sozialkontakte und damit zu einer
Verlangsamung der Ausbreitung des Virus beizutragen (vgl. BT-Drucksache 19/23944,
S. 29 zu Nummer 8).

Notwendige Ubernachtungen, insbesondere fiir berufliche und geschaftliche Zwecke,
sowie die Ubernachtung in Ferienwohnungen sind ausgenommen. Berufliche Zwecke
kénnen auch fur Personen vorliegen, die zum Zweck einer mindestens dreiwdchigen
Arbeitsaufnahme in das Bundesgebiet einreisen, um einer beruflichen Tatigkeit
nachzugehen, zum Beispiel Saisonarbeiter und Saisonarbeiterinnen.

Beherbergungen aus touristischem Anlass sind erlaubt, wenn bei der Anreise ein
negatives Testergebnis vorgelegt wird. Zu den Ubernachtungen zu touristischen Zwecken
zahlen nicht solche, die erforderlich sind zum Besuch des engsten Familien- und
Freundeskreises.

Nummer 11

Nach dieser Vorschrift sind alle Geschéfte des Einzelhandels zu schliel3en, soweit in § 4
Absatz 3 nichts Anderes ausdrtcklich geregelt ist. Gleichwohl besteht die Mdglichkeit,
Waren auf Bestellung auszugeben.

Dies stellt eine notwendige Schutzmal3nahme nach § 28a Absatz 1 Nummer 14 IfSG dar.
Zu Absatz 3

Die Vorschrift enthalt eine Liste der Geschafte, die abweichend von § 4 Absatz 2
Nummer 11 weiterhin fr den Publikumsverkehr gedffnet bleiben dirfen.

Der Begriff des Lebensmittelgeschéfts nach Nummer 1 ist weit zu verstehen und umfasst
insbesondere Supermarkte, Backereien, Fleisch- und Késefachgeschéfte, Tee- und
Feinkostladen sowie Sul3warengeschafte.

Auch auf Wochenmarkten darf ebenfalls das dort Ubliche Angebot zum Kauf angeboten
werden.

Zulassig sind auch Verkaufsstellen mit gemischtem Sortiment, das auch regelmaRig
Waren umfasst, die dem Sortiment einer der auch weiterhin erlaubten Verkaufsstellen
(Nummern 1 bis 14) entsprechen, wenn diese Waren den Schwerpunkt des Sortiments
bilden.

Satz 2 sieht vor, dass der Umfang der regelmaf3ig angebotenen Randsortimente in den
Einrichtungen nach den Nummern 1 bis 16, die nicht zum Schwerpunkt des Sortiments
gehdoren, zwar beibehalten, nicht jedoch erweitert oder ausgedehnt werden dirfen. Damit
soll zur Sicherung des Wettbewerbs eine Erweiterung des Sortiments um Waren, die
ansonsten von anderen nun geschlossenen Einrichtungen angeboten werden,
ausgeschlossen werden. Es soll zudem verhindert werden, dass aufgrund eines
erweiterten Angebotes zusatzliche Anreize zum Besuch der Verkaufsstellen geschaffen
werden.

Zu Absatz 4
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Die Vorschrift stellt klar, dass die Nutzung der Raumlichkeiten zu anderen als den in
Absatz 1 und 2 genannten und untersagten Zwecken zuldssig ist und sich nach den
allgemeinen Regeln des § 5 richtet.

Demnach kann etwa eine gréRere gerichtliche Verhandlung, die unter Beachtung des
notwendigen Mindestabstandes zwischen den Beteiligten und teilnehmenden Personen
derzeit nicht in einem gerichtlichen Sitzungssaal stattfinden kénnte, in einer an sich fir den
Publikumsverkehr geschlossenen Kultureinrichtung abgehalten werden.

Zu § 5 — allgemeine Anforderungen an Einrichtungen
Die Vorschrift enthalt allgemeine Anforderungen fiir die Offnung von Verkaufsstellen,
Dienstleistungsbetrieben und sonstigen privaten und 6ffentlichen Einrichtungen.

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmalinahme nach 8§ 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG,
die zur Verhinderung der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 geeignet und
erforderlich ist.

Zu Absatz 1

Satz 1 regelt den Anwendungsbereich. Erfasst sind alle Einrichtungen, die fiir den
Publikumsverkehr getffnet werden sollen und die nicht zu den nach 8 4 Absatz 1 und 2 zu
schlieBenden Einrichtungen gehdoren.

Der Begriff der Verkaufsstellen erfasst alle Geschéafte des Einzelhandels, aber auch
gro3ere Einrichtungen wie Einkaufszentren.

Der Begriff der Dienstleistungsbetriebe erfasst etwa Handwerksbetriebe. Fur
Handwerkerleistungen, bei denen ein Abstand von 1,5 Metern von Mensch zu Mensch
nicht eingehalten werden kann, gelten dartiber hinaus die besonderen Anforderungen des
§ 6.

Satz 2 bestimmt, dass fur Einrichtungen, die im 2. und 3. Teil geregelt sind, jeweils
bereichsspezifischen Vorschriften gelten.

Absatz 2

Die Vorschrift enthalt allgemeine Auflagen, die generell von allen erfassten Einrichtungen
bei Offnung fur den Publikumsverkehr einzuhalten sind.

Nummer 1

Diese Vorschrift stellt klar, dass die verantwortliche Person stets Sorge dafir zu tragen
hat, dass die Abstandsregeln des 8§ 1 Absatz 1 eingehalten werden. Durch den Verweis
auf 8 1 Absatz 2 wird klargestellt, dass die dort genannten Personen auch im Rahmen des
gemeinsamen Besuchs der erfassten Einrichtungen den Abstand untereinander nicht
zwingend einhalten missen.

Fur Geschéafte des Grol3- und Einzelhandels ist in Abhangigkeit von der Verkaufsflache die
Anzahl der Kunden in Geschéften so zu begrenzen, dass je Kunde eine bestimmte
Quadratmeteranzahl Verkaufsflache zur Verfligung steht.

Nummer 2

Die Vorschrift enthalt die zentrale Anforderung zur Erstellung eines Schutz- und
Hygienekonzepts.

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmal3nahme nach § 28 Absatz 1 Satz 1 in
Verbindung mit § 28a Absatz 1 Nummer 4 IfSG, die zur Verhinderung der Verbreitung des
Coronavirus SARS-CoV-2 geeignet und erforderlich ist.

Die genauen Anforderungen ergeben sich aus § 7 Absatz 1 beziehungsweise fir Betriebe
aus 8 7 Absatz 2.
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Nummer 3

Satz 1 statuiert die Pflicht zur Erfassung aller Kundinnen und Kunden, Gaste oder
Nutzerinnen und Nutzer von Einrichtungen in geschlossenen Raumen in Namenslisten.
Diese Vorschrift ist gerechtfertigt, weil im Innenbereich das Infektionsrisiko héher ist als im
Freien.

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmal3inahme nach § 28 Absatz 1 Satz 1 in
Verbindung mit § 28a Absatz 1 Nummer 17 IfSG, die zur Verhinderung der Verbreitung
des Coronavirus SARS-CoV-2 geeignet und erforderlich ist.

Kontaktbeschrankungen sind erforderlich, um eine Ausbreitung des Coronavirus
einzuddmmen und um die notwendige Nachverfolgung von Infektionen wieder zu
ermdglichen. Daher mussen Kontakte, die potentiell zu einer Infektion fihren, auch
ermittelt werden kénnen. Eine wirksame Kontaktnachverfolgung bedingt, dass
Informationen Uber Begegnungen erhoben werden. Allein die Befragung von Betroffenen
kann das nicht sicherstellen, zumal die Erinnerung oftmals nur bedingt taugliche oder
vollstandige Informationen liefert. Erforderlich ist vielmehr, dass von Kunden und
Kundinnen, Gasten oder Veranstaltungsteilnehmern und Veranstaltungsteilnehmerinnen
systematisch Kontaktdaten erfasst werden, damit im Infektionsfall bei zeitlichem und
raumlichem Zusammenhang eine mdglichst grofRe Zahl von Betroffenen ermittelt und
kontaktiert werden kann (BT-Drucksache 19/23944, S. 34).

Die Einzelheiten ergeben sich aus der in Bezug genommenen Vorschrift des § 8.

Satz 2 nimmt Verkaufsstéatten und offentliche Einrichtungen mit Ausnahme von
Begegnungsstétten und sonstigen Begegnungstreffs und Einrichtungen der Kinder- und
Jugendhilfe von der Pflicht zur Fihrung von Namenslisten aus. Gleichzeitig wird
klargestellt, dass eine gesonderte Datenerhebung bei Bildungsangeboten, zum Beispiel
einem Volkhochschulkurs, nicht erforderlich ist, soweit die erforderlichen
personenbezogenen Daten schon vorliegen.

Zu 8 5a — Museen und andere Ausstellungseinrichtungen

Museen, Kunsthallen, zoologische und botanische Garten sowie Gedenkstétten, die fur
den Publikumsverkehr 6ffnen dirfen, missen ein Terminmanagementsystem einfiihren,
um den Zugang zu steuern und damit die Hygieneregeln einhalten zu kénnen. Da die
Pflicht zur Fihrung von Namenslisten gem. 8 5 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 in diesem
Bereich nicht gilt, kommt den tbrigen allgemeinen Anforderungen nach 8 5 eine
gesteigerte Bedeutung zu.

Zu 8 6 — Dienstleistungen und Handwerk

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmaflinahme nach 8§ 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG,
die zur Verhinderung der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 geeignet und
erforderlich ist.

Absatz 1 der Regelung stellt klar, dass auch Dienstleisterinnen und Dienstleister sowie
Handwerkerinnen und Handwerker ihrer beruflichen Tatigkeit grundsatzlich weiterhin
nachgehen kénnen, auch wenn ein Abstand von 1,5 Metern von Mensch zu Mensch nicht
eingehalten werden kann.

Voraussetzung dafur ist die Ergreifung von Hygienemalinahmen, die geeignet erscheinen,
die Gefahr der Infektion der Kundinnen und Kunden mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 zu
vermindern.

Im Ubrigen gelten fur Dienstleistungsbetriebe als solche die allgemeinen Anforderungen
nach § 5.
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Absatz 2 stellt klar, dass nicht nur die dort genannten Einrichtungen geschlossen sind,
sondern die Erbringung von entsprechenden ,mobilen” Dienstleistung — auch etwa in den
R&aumlichkeiten der Kundinnen und Kunden— verboten ist.

Zu 8 7 — Schutz- und Hygienekonzepte

8§ 7 betrifft die Erstellung von Schutz- und Hygienekonzepten fir Betriebe, Einrichtungen
oder Angebote mit Publikumsverkehr.

Derartige Hygienekonzepte miissen geeignet sein, das Ansteckungsrisiko zu reduzieren.
Hierbei ist maRRgeblich das konkrete Infektionsumfeld und -risiko zu betrachten. Ein
wichtiger Baustein fur ein angemessenes Hygienekonzept ist die sogenannte AHA-Formel:
Abstand halten, Hygiene beachten, Alltagsmaske tragen
(https://www.infektionsschutz.de/coronavirus/wie-verhalte-ich-mich/in-situationen-mit-
erhoehtem-anste-ckungsrisiko.html). Einen ebenso wesentlichen Beitrag zum Schutz
gegen das Uber Aerosole Ubertragene Virus bietet ein regelméafkiges und konsequentes
Luften von Innenraumen. Schmierinfektionen kdnnen durch angemessene
DesinfektionsmalRnahmen verhindert werden (vgl. BT-Drucksache 19/24334, S. 79 zu
Nummer 4).

Absatz 1

Satz 1 der Vorschrift enthalt allgemeine Regeln fir das Erstellen eines ,einfachen* Schutz-
und Hygienekonzepts.

Satz 2 enthélt dartiber hinaus besondere Regeln fir Veranstaltungen.
Absatz 2

Die Vorschrift regelt die erganzenden Anforderungen an ein betriebliches Schutz- und
Hygienekonzept.

Absatz 3

Die Vorschrift stellt klar, dass das Schutz- und Hygienekonzept nach Absatz 1 oder 2 auf
Verlangen den jeweils zustandigen Uberwachungsbehdrden vorzulegen ist.

Absatz 4

Die Vorschrift enthélt eine Erméachtigung fir die Senatorin fir Gesundheit, Frauen und
Verbraucherschutz die Vorgaben der Absétze 1 und 2 durch weitere
Ausfuhrungsbestimmungen zu konkretisieren.

Zu § 8 - Kontaktdaten

Die Vorschrift beschreibt allgemeine Anforderungen an das Fihren von Namensliste zur
Infektionskettenverfolgung.

Die Vorschrift ist anwendbar, soweit sie in der Verordnung in Bezug genommen wird (zum
Beispiel § 2 Absatz 2 Satz 3 und § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3). In diesem Fall sind auch
die datenschutzrechtlichen Anforderungen des § 28a Absatz 4 IfSG zu beachten. Die
Kontaktverfolgung kann dabei auch digital, z.B. durch Verwendung von Apps, erfolgen.

Zu Teil 2
Zu § 9 — Krankenhauser

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmalinahme nach 8§ 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG,
die zur Verhinderung der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 geeignet und
erforderlich ist.

Zu Absatz 1


https://www.infektionsschutz.de/coronavirus/wie-verhalte-ich-mich/in-situationen-mit-erhoehtem-anste-ckungsrisiko.html
https://www.infektionsschutz.de/coronavirus/wie-verhalte-ich-mich/in-situationen-mit-erhoehtem-anste-ckungsrisiko.html
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In Anbetracht der Situation ist es erforderlich, fir Menschen, die an der
Atemwegserkrankung COVID-19 erkrankt sind, Krankenhausbetten, insbesondere
Intensivbetten, bereitzuhalten, um die Uberlebenschancen von Schwererkrankten zu
verbessern. Da die Belastung des Gesundheitssystems stark von den vorhandenen
Kapazitaten abhangt, ist es dringend geboten, entsprechende Vorsorge zu treffen und die
notwendigen Kapazitaten bereitzuhalten.

Zu Absatz 2

Um der Dynamik des Infektionsgeschehens Rechnung tragen zu kénnen, ist nach

Absatz 2 die Senatorin fir Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz befugt, die
entsprechenden individuell vorzuhaltenden Kapazitaten festzulegen. Dabei ist nicht nur die
Anzahl der Normal-, Intensiv- und Beatmungsbetten zu beriicksichtigen, sondern auch das
erforderliche Personal in den Kliniken.

Zu 8 10 — Besuchsregelungen

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmalinahme nach § 28 Absatz 1 Satz 1 in
Verbindung mit § 28a Absatz 1 Nummer 15 IfSG, die zur Verhinderung der Verbreitung
des Coronavirus SARS-CoV-2 geeignet und erforderlich ist.

Die Reduzierung personlicher Kontakte in den erfassten Einrichtungen des Gesundheits-
oder Sozialwesens durch die angeordneten Besuchs- und Betretungsbeschrankungen
dient bei einem Anstieg des Infektionsgeschehens dazu, eine Ausbreitung des
Infektionsgeschehens in diesen Einrichtungen zu verhindern. Hiermit wird insbesondere
dem Gesundheits- und Lebensschutz der in den Einrichtungen lebenden Menschen
Rechnung getragen, da gerade bei alten und vorerkrankten Menschen eine Infektion mit
dem Coronavirus zu besonders schweren und nicht selten tddlichen Krankheitsverlaufen
fuhren kann. Ebenso besteht fir die in den Einrichtungen tatigen Personen bei einem
Ausbruch des Infektionsgeschehens ein erhdhtes Risiko, sodass die Reduzierung
personlicher Kontakte auch der Sicherung der Leistungsfahigkeit des Gesundheits- und
Sozialwesens dient (vgl. BT-Drucksache 19/24334, S. 80).

Zu Absatz 1, 1a, 2 und 3

Da die Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 teilweise asymptomatisch verlauft,
bleibt sie haufig unbemerkt. Zudem kdnnen die haufigen Symptome der Infektion mit dem
Coronavirus SARS-CoV-2 auch fir eine Erkaltung oder einen grippalen Infekt gehalten
werden. Es ist daher mdglich, dass Besucherinnen und Besucher gar nicht wissen, dass
sie mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert sind oder die Erkrankung verharmlosen. In
den von der Einschrankung des Besuchsrechts umfassten Einrichtungen kénnen so
besonders vulnerable Personen angesteckt werden. Die in den umfassten Einrichtungen
betreuten Personen sind ohnehin bereits gesundheitlich beeintrachtigt. Insbesondere bei
bereits vorerkrankten Personen kann die Infektion zum Tod fuhren. Zum Schutz dieser
besonders gefahrdeten Personen stellt die Einschrédnkung des Besuchs eine geeignete
und erforderliche Mal3nahme dar. Allein die Durchflihrung allgemeiner
Hygienemalinahmen ist bei dem erheblich gefadhrdeten Personenkreis in den umfassten
Einrichtungen nicht als ausreichend anzusehen und kann zudem leicht missachtet werden.
Neben der Vermeidung von Eintragen des Erregers wird so auch die medizinische
Versorgung und Pflege in diesen Einrichtungen unterstitzt. Auch das Ansteckungsrisiko
des Personals in den umfassten Einrichtungen wird verringert, wodurch die Ma3nhahme
zur Aufrechterhaltung der Versorgungskapazitaten insgesamt beitragt.

In Bezug auf bestimmte in Absatz 1 genannte Einrichtungen bleibt das grundsatzliche
Besuchsverbot bestehen. In der Regel ist die Verweildauer der dort Behandelten auch
eher kurz, so dass Besuche nicht erforderlich sind.
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Bei den nunmehr in Absatz 1a genannten Einrichtungen ist eine generelle Lockerung
erforderlich. Daher sind diese jetzt verpflichtet, ein Besuchskonzept zu erarbeiten, dass
sowohl dem Schutzgedanken als auch den Bedurfnissen derjenigen, die dort verweilen,
gerecht wird.

Eebensolches gilt auch fir die in Absatz 2 genannten Einrichtungen.
Zu Absatz 4

Die Vorschrift sieht eine Ausnahmevorschrift vor, wenn ein besonderes berechtigtes
Interesse vorliegt. Um besonderen Situationen, insbesondere bei Minderjahrigen,
Gebarenden, im Notfall, in palliativen Situationen, bei der Versorgung von stationaren
Langzeitpatientinnen und -patienten, Schwerstkranken und Sterbenden Rechnung tragen
zu kénnen, missen die Einrichtungen Ausnahmen zulassen. Hierbei konnen sie Auflagen,
insbesondere im Hinblick auf Hygieneaspekte oder Besuchszeiten, erlassen. Zu Absatz 5

Die Regelung stellt klar, dass das Betreten von Einrichtungen nach Absatz 1 zu
beruflichen Zwecken gestattet ist, um wichtigen Belangen der Rechtspflege oder
personlichen Anhdrungen Rechnung tragen zu kdnnen. Die Einhaltung der allgemeinen
Hygieneregeln ist dabei zu beachten.

Zu 8 11 — Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen der Eingliederungshilfe

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmalinahme nach § 28 Absatz 1 Satz 1 in
Verbindung mit § 28a Absatz 1 Nummer 4 und 14 IfSG, die zur Verhinderung der
Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 geeignet und erforderlich ist.

Zu Absatz 1

Zur Verdeutlichung wird in Absatz 1 auf die Richtlinien und Empfehlungen des Robert
Koch-Instituts fur Alten- und Pflegeheime verwiesen.

Zu Absatz 2

In Tagespflegeeinrichtungen kommt regelmé&fRig eine grof3ere Anzahl besonders
gefahrdeter Personen auf engem Raum zusammen, die eines besonderen Schutzes
bedurfen.

Deshalb wird der Betrieb von Tagespflegeeinrichtungen nur unter der Auflage zugelassen,
die einschlagige Handlungshilfe des zustandigen Gesundheitsamtes umzusetzen.

Zu § 12 (weggefallen)
Zu 8 13 - Anerkannte Werkstatten fir Menschen mit Behinderungen

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmalinahme nach § 28 Absatz 1 Satz 1 in
Verbindung mit § 28a Absatz 1 Nummer 4 und 14 IfSG, die zur Verhinderung der
Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 geeignet und erforderlich ist.

Absatz 1 definiert den Anwendungsbereich.

Absatz 2 statuiert bestimmte Auflagen, die beim Betrieb von anerkannten Werkstatten fur
Menschen mit Behinderungen zu erfillen sind, um eine Verbreitung des Coronavirus
SARS-CoV-2 in den Einrichtungen zu verhindern.

Absatz 3 bestimmt, dass der Trager der Werkstatt Personen, die auch bei angemessener
Unterweisung die zum Infektionsschutz erforderlichen Hygienevorgaben mit hoher
Wahrscheinlichkeit nicht einhalten kbnnen, von der Beschaftigung und Betreuung
ausnehmen kann. Damit die betroffenen Personen nicht ohne Beschaftigung bleiben
missen, sind fur diese Personen alternative Angebote der Leistungserbringung zu
gewabhrleisten.
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Zu 8 14 - Tagesforderstéatten und Foérdergruppen

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmalinahme nach § 28 Absatz 1 Satz 1 in
Verbindung mit § 28a Absatz 1 Nummer 4 und 14 IfSG, die zur Verhinderung der
Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 geeignet und erforderlich ist.

Zu Absatz 1

Nach Absatz 1 gelten fur den Betrieb von Tagesforderstatten und Fordergruppen fur
Menschen mit Behinderungen die Regelungen des 8§ 13 Absatz 1 und 2 entsprechend.

Zu Absatz 2

Sollte es dem Tréager einer Einrichtung nicht méglich sein, entsprechende
Hygienemalinahmen vor dem Schutz vor Infektionen zu ergreifen, so hat er das Angebot
zu reduzieren, etwa durch Verkleinerung der Gruppen oder alternierende Angebote.

Zu 8 15 - Einrichtungen zur gemeinschaftlichen Unterbringung und ambulanten
Versorgung

Es handelt sich um eine notwendige Schutzmalinahme nach § 28 Absatz 1 Satz 1 in
Verbindung mit § 28a Absatz 1 Nummer 4 und 14 IfSG, die zur Verhinderung der
Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 geeignet und erforderlich ist.

Zu Absatz 1

Die Regelung in Absatz 1 bezweckt, dass der Mindestabstand nach § 1 Absatz 1 soweit
wie mdglich auch in Einrichtungen zur gemeinschaftlichen Unterbringung von
Gefluchteten, Saisonarbeitskraften und Wohnungs- und Obdachlosen eingehalten werden
kann.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 Satz 1 bleibt die ambulante Versorgung von Wohnungs- und Obdachlosen
zulassig. Satz 2 regelt eine Anzeigepflicht fir entsprechende Angebote.

Zu 8 15a - Testkonzepte in Einrichtungen und Unternehmen

Nach 8§ 6 Absatz 1 Nummer 2 der Verordnung zum Anspruch auf Testung in Bezug auf
einen direkten Erregernachweis des Coronavirus SARS-CoV-2 (Coronavirus-
Testverordnung — TestV) vom 14. Oktober 2020 (BAnzAT 14.10.2020 V1) sind die
Leistungserbringer berechtigt, Testungen in Bezug auf den Erregernachweis des
Coronavirus SARS-CoV-2 zu erbringen, die von den Stellen des 6éffentlichen
Gesundheitsdienstes hierzu beauftragt worden sind. Durch die Regelung des § 15a sind
die dort in Absatz 1 genannten Einrichtungen durch die Verordnungsgeberein als
zustandige Stelle des 6ffentlichen Gesundheitsdienstes beauftragt. Sie sind berechtigt, auf
der Grundlage zu erstellender Testkonzepte Testungen durchzufuhren.

Absatz 2 nimmt hinsichtlich der Durchfihrung von Tests auf die Coronavirus-
Testverordnung Bezug und gibt vor, dass sich die Testkonzepte der Einrichtungen sich an
deren Vorgaben zu Art und Umfang der Tests orientieren missen. Aul3erdem wird eine
Vorlagepflicht bei den zustéandigen Behdrden geregelt.

Nach Absatz 3 haben die Beschaftigten in Pflegeinrichtungen regelmalig einem
Antigenschnelltest auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 zu unterziehen,
um einen Eintrag des Virus in diese Einrichtungen zu verhindern und dadurch die
vulnerablen Gruppen besonders zu schitzen.

Zu 8 15b — Ausnahmen
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Aufgrund der Priorisierung bestimmter Personengruppen im Rahmen der Impfung ist in
Pflegeeinrichtungen in besonderem Mal3e, zunehmend aber auch in Einrichtungen der
Eingliederungshilfe bereits eine hohe Impfquote erreicht. Einzelfragen zum Schutz, den
eine Impfung vor Erkrankung beziehungsweise vor Ubertragung auf andere Personen
gewahrt, befinden sich in einer laufenden wissenschaftlichen Klarung. Nach derzeitigem
Stand der Erkenntnisse jedoch ist insoweit von einem merklichen Schutz durch die
Impfung auszugehen.

Vor dem Hintergrund des fachlichen Kenntnisstandes wirde eine generelle Lockerung
zugunsten des Personenkreises noch ebenso ungerechtfertigt erscheinen, wie ein
ausnahmsloses Festhalten an den einschrénkenden Mafinahmen. Dies gilt umso mehr,
als die Einschrankungen zu Lasten der in den bezeichneten Einrichtungen lebenden und
arbeitenden Menschen bislang besonders rigide ausgefallen sind.

Der Grundsatz der Verhaltnismafligkeit gebietet es, einen vermittelnden Weg
einzuschlagen. Mit Blick auf die Dynamik von Pandemiegeschehen, allgemeinem und
konkretem Erkenntnisstand soll mit der vorgeschlagenen Regelung bezogen auf die
Situation im Einzelfall eine sachgerechte und flexible Losung getroffen werden.

Das Bundesrecht steht der vorgeschlagenen Regelung nicht entgegen. Insbesondere
ergeben sich mit Blick auf § 8 Absatz 3 Covid-19-Schutzausnahmenverordnung fir die in
Bezug genommenen Einrichtungen bestimmte Lockerungen unter dem Gesichtspunkt der
Immunisierung nicht schon kraft Bundesrechts. § 28b IfSG (sog. ,Notbremse*) steht in
seinem Anwendungsbereich nicht entgegen, da diese Regelung keine spezifischen
Vorgaben fir diese Einrichtungen trifft.

Zu Teil 3

Es handelt sich bei den im Teil 3 enthaltenen Vorschriften der 88 16 und 17 um
notwendige Schutzmal3hahmen nach § 28 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 28a
Absatz 1 Nummer 16 IfSG, die zur Verhinderung der Verbreitung des Coronavirus SARS-
CoV-2 geeignet und erforderlich sind.

Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne des § 33 des Infektionsschutzgesetzes wie
Kindertagesstatten und Schulen oder ahnliche Einrichtungen sind wegen des dortigen
Zusammentreffens vieler Personen in engen raumlichen Verhéltnissen risikogeneigt.
Insbesondere der Umstand, dass in diesen Einrichtungen haufig Sauglinge, Kinder und
Jugendliche teilweise taglich miteinander und mit dem betreuenden Personal in engen
Kontakt kommen, kann Infektionsgefahrdungen begriinden, da diese engen Kontakte die
Ubertragung des Coronavirus SARS-CoV-2 begiinstigen (vgl. BT-Drucksache 19/23944,
S. 32 zu Nummer 7).

Die vorgesehenen Beschrankungen des Betriebs von Gemeinschaftseinrichtungen tragen
dazu bei, das Infektionsrisiko erheblich zu reduzieren und dient damit zugleich der
Eindammung der Ausbreitung des Coronavirus. Dabei ist der Bildungsauftrag in der
Abwagung berucksichtigt worden.

Kern der Regelungen der 88 16 und 17 ist die Auflage, ein angemessenes Schutz- und
Hygienekonzept zu erstellen und umzusetzen.

Zu 8 16 - Tageseinrichtungen und Angebote der Kindertagespflege nach dem
Bremischen Tageseinrichtungs- und Kindertagespflegegesetz

In § 16 ist festgelegt, dass trotz der pandemischen Lage Tageseinrichtungen und
Angebote der Kindertagespflege aufrechterhalten werden sollen, da dies fur die kindliche
Entwicklung von immenser Bedeutung ist. Gleichwohl sind auch hier unter dem Eindruck
der Infektionslage VorsichtsmalRnahmen zu ergreifen.
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Absatz 1 und la legen fest, welche Einrichtungen von den Regelungen des § 16 erfasst
werden.

Nach Absatz 2 haben diese Einrichtungen Schutz- und Hygienekonzepte zu erstellen, die
dem Infektionsschutz Rechnung tragen und den besonderen Gegebenheiten gerecht
werden. So kann in der Regel in diesen Einrichtungen das Abstandsgebot nicht
eingehalten werden, so dass hier — wie bei Schulen — das Kohortenprinzip gilt.

Absatz 3 bestimmt, welche Regelungen hinsichtlich einer Kohorte gelten. Einbezogen
werden auch die in den Kohorten tatigen Fachkrafte. Auf diese Weise soll eine
Ruckverfolgung im Infektionsfall erméglicht werden.

Nach Absatz 4 ist anzustreben, den regularen Betreuungsumfang zu erméglichen. Dies
gilt jedoch nur, wenn das Schutz- und Hygienekonzept eingehalten werden kann und
hinreichend Personal zur Verfligung steht. Sollte diese nicht mdglich sein, so sind die
Kinder vollumfanglich zu betreuen, die einer besonderen Harte unterliegen.

Absatz 4a bestimmt, dass die Einzelheiten zum Kohortenprinzip und zum
Mindestbetreuungsumfang von der Senatorin fir Kinder und Bildung bestimmt wird.
Dadurch kann gewébhrleistet werden, dass schnell auf die Entwicklung des
Infektionsgeschehens reagiert werden kann.

Nach Absatz 4b wird eine Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung in
Kindertagesbetreuungseinrichtungen eingefiuhrt. Diese Regelung dient dazu, die
Beschlusse der MPK umzusetzen. Bei der Ministerprasident:innenkonferenz mit der
Kanzlerin am 10.02.2021, in der die Verlangerung des Lockdowns und mégliche
Lockerungen erértert wurden, wurde flr den Schul- und Kitabereich erneut die Prioritat
von Bildung von Kindern hervorgehoben. Schulen und Kitas sind als Orte des sozialen
Miteinanders von entscheidender Bedeutung fur die Entwicklung von Kindern. Besonders
betont wurde die Kultushoheit der Lander in der Verantwortung fur die Ma3nahmen im
Schul- und Kitabereich. In Bremen werden deshalb Entscheidungen zu einer
Wiedereinsetzung der Prasenzpflicht und zu einer stufenweisen Rickkehr zum
Prasenzbetrieb sowie aller damit verbunden kita- und schulorganisatorischen MalRnahmen
durch Erlass geregelt. Die Offnungsschritte fir den Schul- und Kitabereich sind von dem
Gedanken getragen, mit der Erhéhung der Prasenzen gleichzeitig bestmdglichen Schutz
in den Einrichtungen zu gewahrleisten. Die Malinahmen wurden insbesondere vor dem
Hintergrund des vereinzelten Auftretens der (mit Wahrscheinlichkeit ansteckenderen)
Mutationen entwickelt. Da sich das Maskentragen als wirksames Mittel zum Schutz vor
Ansteckungen bewahrt hat, soll mit der Ruickkehr zum Préasenzbetrieb eine Erweiterung in
der Maskenpflicht in Kita und Schule verbunden werden. Dies ist insbesondere vor dem
Hintergrund zu befurworten, dass in der ,S3-Leitlinie zu Malinahmen zur Pravention und
Kontrolle der SARS-CoV-2 Ubertragung in Schulen® (https://www.bmbf.de/de/die-s3-
leitlinie-als-handlungsempfehlung-fuer-schulen-13722.html) darauf verwiesen wird, dass
der Nutzen des Maskentragens wegen der Verringerung des Infektionsrisikos an
Schulen/in Kitas Uberwiegt und keine Evidenz fir mogliche Schaden durch Tragen einer
Maske bekannt ist.

Nach Absatz 4c ist — wenn das Infektionsgeschehen es erfordert - entsprechend dem
Reaktionsstufenplan nur noch ein Notbetreuungsangebot aufrecht zu erhalten.

Absatz 5 regelt, dass Angebote auch aul3erhalb der konkreten Einrichtung bei dritten
Anbietern wahrgenommen werden kdnnen. Doch auch dann sind das Kohortenprinzip und
die Abstands- und Hygieneregeln einzuhalten.

Nach Absatz 6 kdnnen auch Angebote Dritter in der Einrichtung wahrgenommen werden.
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Zu 8 17 - Schulen und weitere Bildungseinrichtungen nach dem Bremischen
Schulgesetz

Angesichts der besonderen Bedeutung von Schulen zum einen fur das hohe Gut der
Bildung zum anderen aber auch fir die Entwicklung des Infektionsgeschehens sind in § 17
Sonderregelungen im Verhéltnis zu den allgemeinen Vorschriften fiir Schulen geschaffen
worden. Dabei besteht das oberste Ziel, die Schulen solange und soweit wie méglich in
der pandemischen Lage als voll funktionsfahig zu erhalten.

Dies stellt Absatz 1 noch einmal klar heraus: Der Regelschulbetrieb ist aufrecht zu
erhalten. Hierbei gelten jedoch auch spezielle Regelungen.

Nach Absatz 2 haben auch Schulen ein spezielles Schutz- und Hygienekonzept zu
entwickeln, das die besonderen Gegebenheiten vor Ort beriicksichtigt. Dabei sind
spezielle Raume, wie etwa Fachrdume getrennt zu betrachten. Der regelmalfiigen
Belluftung kommt eine besondere Bedeutung zu, da in den Klassenraumen haufig viele
Schilerinnen und Schiler fur einen nicht unerheblichen Zeitraum auf beengtem Raum
zusammensitzen.

Absatz 3 legt den Grundsatz fest, dass eine Regelbeschulung in festen Kohorten
stattfinden soll. Gleichwohl ist eine Einschrankung des Prasenzunterrichts mdglich, wenn
das Schutz- und Hygienekonzept ansonsten nicht eingehalten werden kann oder die
personellen Ressourcen dies nicht ermoéglichen. Eine vollstandige Betreuung bis Klasse 6
ist in jedem Fall zu gewahrleisten.

Absatz 4 statuiert ein Betretungsverbot an Schulen fir Personen, die nicht aktuell auf das
Coronavirus getestet worden sind. Das Infektionsgeschehen in der Freien Hansestadt
Bremen ist — trotz umfangreicher Mal3nahmen zur Einddmmung — immer noch sehr
alarmierend. Insbesondere bei Kindern und Jugendlichen steigen die Infektionszahlen an.
Damit die Schulen weiterhin gedffnet bleiben kdnnen und dadurch neben dem notwenigen
Gesundheitsschutz der Bevélkerung auch das verfassungsmalig garantierte Recht auf
Bildung der Kinder und Jugendlichen erflillt werden kann, ist es zwingend erforderlich, an
den Schulen eine bestmdgliche Infektionspravention fur alle Schilerinnen und Schiler
sowie fUr die Beschaftigten sicherzustellen.

Die bereits ergriffenen praventiven Malinahmen (regelmafige Liuftung, Abstandsregein,
Kohortenbildung, Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung) haben sich
grundsatzlich bewéhrt. Eine weitere wichtige Schutzmalnahme bildet das vorrangige
Impfen von Lehrkréften und sonstigem Schulpersonal, das bereits vollzogen wird und
stetig voranschreitet. Die wichtigste MaRnahme zur Eindammung der Coronavirus-
Pandemie ist die Verhinderung von Ansteckungen. Im diesbeztiglich sensiblen
Prasenzschulbetrieb besteht daher in besonders hohem MalRRe die Notwendigkeit, infizierte
Personen moglichst frih und lickenlos zu identifizieren. Die Schnell- und Selbsttest bieten
daftr nunmehr eine hinreichend sichere, niedrigschwellige, nichtinvasive und leicht zu
handhabende Losung. Um den Infektionsschutz fiir alle am Schulleben Beteiligten
maoglichst weitreichend und engmaschig zu gewahrleisten, soll ein aktuelles negatives
Testergebnis zukinftig Voraussetzung ftr den Zutritt zum bzw. den Verbleib auf dem
Schulgelande sein. Personen, die kein negatives Testergebnis vorweisen kdnnen, sollen
das Schulgelande nicht mehr betreten dirfen. Die Teilnahme an Prifungen wird von
dieser Regelung allerdings ausgenommen, um unverhaltnismafiige Nachteile fur
Schilerinnen und Schiler zu vermeiden.

Absatz 5 statuiert eine Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung an Schulen, die,
sofern sie fur Schilerinnen und Schuler gilt, an deren Alter ausgerichtet ist. Wahrend
Schilerinnen und Schiler der unteren Jahrgangsstufen die Pflicht durch das Tragen von
LAlltagsmasken® nach § 3 Absatz 1 Satz 2 erfullen kdnnen, mussen altere Schilerinnen
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und Schiiler eine medizinische Maske tragen. Nur bei Uberschreiten einer kommunalen
Inzidenzzahl von 100 wird die Maskenpflicht auch auf Grundschtilerinnen und —schler
ausgedehnt. Der Regelung fir die Schilerinnen und Schuler der Sekundarstufe |
entsprechend gentigt insoweit das Tragen einer textilen Maske.

In Absatz 6 wird Bezug genommen auf die Regelung der Kontaktpersonen in § 19
Absatz 2. Da es sich bei dem 8§ 19 um eine selbstvollziehende Regelung der Verordnung
handelt, bedarf es keines gesonderten Bescheides der Gesundheitsamter zur Auslésung
der Isolierung- bzw. Quarantanepflicht. Gleichwohl missen die nach 8 19 Verpflichteten
selbstverstandlich Kenntnis von ihrer Einordnung als Kontaktperson erhalten. Da die
Schulen oder Bildungseinrichtungen die tatsachlichen Umstande kennen, werden sie
verpflichtet, die betroffenen Personen zu unterrichten. Gleichwohl haben die
Gesundheitsdmter die Mdglichkeit weitergehende Regelungen zu treffen.

Nach Absatz 7 konnen sich die Stadtgemeinden dafir einsetzen, dass Schulerinnen und
Schiler, die als Teil einer Kohorte als Kontaktperson identifiziert worden sind, ab dem
funften Tag des letzten Kontakts mit der infizierten Person die Moéglichkeit haben, sich auf
SARS-CoV-2 testen zu lassen, um dann bei einem negativen Testergebnis die Schule
wieder besuchen zu kdnnen.

Nach Absatz 8 obliegt es der Senatorin fir Kinder und Bildung als zustandige Senatorin
die Einzelheiten festzulegen.

Zu § 18 (weggefallen)
Zu Teil 4
Der 4. Teil enthalt Vorschriften zur Absonderung in hausliche Quarantane und Isolierung.

8 19 sieht eine unmittelbar aus der Rechtsverordnung folgende Pflicht der betroffenen
Personen, das heil3t nachweislich Infizierte und Kontaktpersonen, zur hauslichen
Absonderung vor.

§ 19a regelt im Wesentlichen die Pflichten der betroffenen Personen wahrend der Dauer
der hauslichen Absonderung.

8 19b sieht die Mdéglichkeit von Ausnahmen zum Beispiel fur Arztbesuche vor.

Die Vorschriften der 88 20 bis 22 beruhen auf der Musterverordnung zu
Quarantanemalflinahmen fir Ein- und Ruckreisende zur Bekdmpfung des Coronavirus
SARS-CoV-2, die im April 2020 von den Innen- und Gesundheitsministerien von Bund und
Landern gemeinsam erarbeitet und zuletzt im Januar 2021 in Abstimmung zwischen Bund
und Landern geandert worden ist.

Zu 819

Es handelt sich um eine geeignete und erforderliche MalRnahme auf der Grundlage des
8 30 Absatz 1 Satz 2 IfSG. Bei Kranken, Krankheitsverdachtigen,
Ansteckungsverdachtigen oder Ausscheidern kann gemalR 8§ 30 Absatz 1 Satz 2 IfSG
angeordnet werden, dass sie in geeigneter Weise abgesondert werden.

Gemessen am Gefahrdungsgrad des hochansteckenden Coronavirus SARS-CoV-2, das
bei einer Infektion zu einer tddlich verlaufenden Erkrankung fuhren kann, gentgt bereits
eine vergleichsweise geringe Wahrscheinlichkeit eines infektionsrelevanten Kontakts, um
einen Ansteckungsverdacht im Sinne von § 2 Nummer 7 des Infektionsschutzgesetzes
begrinden zu kdnnen (vgl. BVerwG, Urt. v. 22. Marz 2012 — 3 C 16/11 —, juris Rn. 32).

Die Feststellung eines Ansteckungsverdachts setzt voraus, dass die Behdrde zuvor
Ermittlungen zu infektionsrelevanten Kontakten des oder der Betroffenen angestellt hat;
denn ohne aussagekraftige Tatsachengrundlage lasst sich nicht zuverlassig bewerten, ob
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eine Aufnahme von Krankheitserregern anzunehmen ist (vgl. BVerwG, Urt. v. 22. Marz
2012, a.a.0., Rn. 33).

Allerdings hat der Gesetzgeber in 8§ 32 Satz 1 IfSG den Erlass von Rechtsverordnungen
und damit von abstrakt-generellen Regelungen vorgesehen. Eine auf den konkreten
Einzelfall bezogene Ermittlungstatigkeit kann vom Verordnungsgeber infolgedessen nicht
erwartet werden. Wohl aber hat er seine Regelungen auf konkret nachvollziehbare und
belastbare tatsachliche Grundlagen zu sttitzen (vgl. OVG Luneburg, Beschl. v. 11. Mai
2020 — 13 MN 143/20 —, Rn. 26, juris).

Absatz 1 (Isolierung von infizierten Personen)

Absatz 1 ordnet die Isolierung von Personen, bei der eine Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 labordiagnostisch bestatigt wurde (infizierte Personen) an.

Bei COVID-19 handelt es sich zunachst um eine Ubertragbare Krankheit im Sinne des § 2
Nummer 3 IfSG (OVG Luneburg, a.a.0. Rn. 28).

Bei einer positiv auf den Coronavirus SARS-CoV-2 getesteten Person handelt es sich
jedenfalls um eine Ansteckungsverdachtige oder einen Ansteckungsverdéachtigen im Sinne
des 8 2 Nummer 7 IfSG. Bei Auftreten von fur die COVID-19 Krankheit typischen
Symptomen gilt die betroffene Person als Kranker oder Kranke im Sinne des § 2

Nummer 7 IfSG.

Durch die Isolierung von infizierten Personen soll verhindert werden, dass eine infizierte
Person in der Zeit, in der sie den Erreger ausscheidet und ansteckend ist, Kontakt zu
anderen Personen hat und diese ansteckt.

Die vorgesehene Isolierungsdauer von 14 Tagen orientiert sich an den aktuellen
Empfehlungen des RKI.(vgl. RKI, Epidemiologisches Bulletin 43, 22. Oktober 2020, S. 7,
veroffentlicht

unter: https://www.rki.de/DE/Content/Infekt/EpidBull/Archiv/2020/Ausgaben/43 20.pdf? b
lob=publicationFile.

Die Anordnung ist auch insgesamt angemessen, da sie nicht auf3er Verhaltnis zu dem in
der Verordnung angestrebten Schutz hoherwertiger Rechtsguter wie Leben, Leib und
Gesundheit der Bevolkerung steht. Mit der hauslichen Durchfiihrung der Absonderung
wird den Belangen der betroffenen Person so weit wie mdglich Rechnung getragen.

Absatz la reagiert auf die Zunahme von Antigenschnelltests und trifft eine Regelung fur
den Fall, dass ein solcher Test positiv ist. Nicht hinzunehmen ist, dass dieser Test keine
Folgen haben wirde, weil die Wahrscheinlichkeit, dass die durch Antigentest positiv
getestete Person das Coronavirus verbreitet, zu hoch ist.

Da aber nur ein PCR-Test die erforderliche Sicherheit bieten kann, soll die Person mit
einem positiven Antigentest sich 10 Tage in Quarantane begeben, um die Virusverbreitung
zu verhindern. Diese Pflicht zur Absonderung kann allerdings beendet werden, wenn ein
folgender PCR-Test ein negatives Ergebnis aufweist.

Absatz 2 bis 4 (Quarantanepflicht von Kontaktpersonen)

Es handelt sich um eine geeignete und erforderliche MaRnahme auf der Grundlage des
§ 30 Absatz 1 Satz 2 IfSG.

Bei Kontaktpersonen besteht die hinreichende Wahrscheinlichkeit, dass sie infiziert sein
kénnen — insbesondere, da es zahlreiche Infizierte gibt, die keine Symptome aufweisen -
und ebenfalls die erhdhte Gefahr einer weiteren Verbreitung des Coronavirus SARS-
CoV-2.


https://www.rki.de/DE/Content/Infekt/EpidBull/Archiv/2020/Ausgaben/43_20.pdf?__blob=publicationFile
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Eine Absonderungspflicht nach § 19 Absatz 2 Satz 1 als Kontaktperson setzt neben dem
Vorliegen des allgemeinen Tatbestandes, etwa eines engen Kontakts zu einer infizierten
Person nach Nummer 1, entweder die gesicherte subjektive Kenntnis der Kontaktperson
oder eine entsprechende Mitteilung des Gesundheitsamtes voraus. Daneben kann in den
Fallen des § 19 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 (Kontakt innerhalb einer Kohorte) auch die
zustandige Schule oder Bildungseinrichtung nach § 17 Absatz 6 eine Mitteilung an die
Personensorgeberechtigten richten.

Die Regelung in Absatz 2 Satz 1, insbesondere die jeweils aufgefihrten Regelbeispiele,
orientiert sich an den aktuellen Empfehlungen des RKI (Kontaktpersonen-Nachverfolgung
bei Infektionen durch SARS-CoV-2 — Stand 16.04.2021, insbesondere Nummer 3.1,
veroffentlicht

unter: https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges Coronavirus/Kontaktperson/Man
agement.html;jsessionid=824ABB7E2362381324A6762CA9F2B6CA.internet092?nn=1349
0888#doc13516162bodyText10 .

In Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 wird Bezug genommen auf die die aktuelle Empfehlung der
Bundesregierung ,Infektionsschutzgerechtes Liften®“. Die Empfehlung der
Bundesregierung schafft Handlungssicherheit bei der Gestaltung des Arbeits- und
Bevdlkerungsschutzes. Entsprechend § 4 Nummer 1 des Arbeitsschutzgesetzes ist es das
Ziel, durch fachgerechtes Luften von Gebaudeinnenraumen Gesundheitsgefahrdungen
durch SARS-CoV-2-Infektionen mdglichst zu vermeiden beziehungsweise gering zu
halten. Die aktuelle Empfehlung (Stand: 16. September 2020) ist abrufbar

unter: https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Thema-
Arbeitsschutz/infektionsschutzgerechtes-lueften.html

Zudem wird klargestellt, dass eine ausreichende Luftung vorliegt, soweit raumbezogene
arbeitsmedizinische Vorgaben umgesetzt werden. Damit ist der Fall erfasst, dass der
arbeitsmedizinische Dienst, zum Beispiel das Zentrum fir Gesunde Arbeit der Freien
Hansestadt Bremen, nach einer Raumbegehung konkrete Empfehlungen, um
Gesundheitsgefahrdungen durch SARS-CoV-2-Infektionen méglichst zu vermeiden
beziehungsweise gering zu halten, ausgesprochen hat.

Satz 2 enthélt die Klarstellung, dass sich Kontaktpersonen zeitweise auch in einem zur
Wohnung gehdrenden Garten, einer Terrasse oder einen Balkon aufhalten durfen.

Satz 3 bericksichtigt die genannten aktuellen Empfehlungen des RKI zur Quaranténe fur
Haushaltsmitglieder.

Nach derzeitigem Wissen betragt die Inkubationszeit bis zu 14 Tage. Daher missen alle
Personen, die einen engen Kontakt im Sinn der Empfehlungen des Robert Koch-Instituts
mit einer mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten Person hatten oder sich mit einer
infizierten Person fur einen langeren Zeitraum, unabhéangig vom Abstand, in einer relativ
beengten Raumsituation mit schlechter Liftung befunden haben, abgesondert werden. Da
nicht nur bereits Erkrankte beziehungsweise Personen mit charakteristischen Symptomen,
sondern auch infizierte Personen, die noch keine Krankheitszeichen zeigen, das Virus
Ubertragen konnen, ist eine hausliche Isolation in jedem Fall erforderlich. Nur so kdnnen
die Weitergabe von SARS-CoV-2 an Dritte wirksam verhindert und Infektionsketten
unterbrochen werden. Von besonderer Bedeutung ist dabei, dass die Betroffenen sich
raumlich und zeitlich konsequent sowohl von Personen des eigenen Hausstands als auch
weiteren Personen getrennt halten. Nur so kann ein Kontakt von Dritten mit potentiell
infektiosen Sekreten und Korperflissigkeiten ausgeschlossen werden.

Absatz 2a regelt, dass Kontaktpersonen, die bereits tber einen vollstandigen Impfschutz
verfuigen, der Absonderungspflicht nicht unterliegen, weil von einer sehr viel geringeren
Ansteckungsgefahr auszugehen ist, selbst wenn sie das Virus in sich tragen. Aufgrund der


https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Kontaktperson/Management.html;jsessionid=824ABB7E2362381324A6762CA9F2B6CA.internet092?nn=13490888#doc13516162bodyText10
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derzeit noch bestehenden Unsicherheit hinsichtlich der Viruslast gilt dies nicht im Kontakt
Zu sog. vulnerablen Gruppen. Aul3erdem enthalt die Vorschrift eine Ausnahmeregelung fur
medizinisches Personal, soweit dieses eine geeignete, personliche Schutzausristung
getragen hat. Die Regelung beruht auf den genannten aktuellen Empfehlungen des RKI
zur Kontaktpersonen-Nachverfolgung (dort Nummer 2.1 Tabelle 3).

Absatz 2b stellt eine Privilegierung von Kontaktpersonen innerhalb einer Kohorte nach
Absatz 2 Nummer 3 dar. Hier kann die Absonderung durch einen negativen Test bereits
nach funf Tagen beendet werden. Diese Privilegierung kommt jedoch nicht zum Tragen,
wenn die Person Kontakt mit einem Infizierten hatte, der an dem neuartigen Coronavirus
erkrankt war.

Absatz 3 bestimmt die mal3geblichen Zeitrdume, innerhalb derer
- ein enger Kontakt im Sinne von § 19 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder

- ein gemeinsamer Aufenthalt in einer relativ beengten Raumsituation im Sinne von
§ 19 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2

die dort vorgesehene Absonderungspflicht ausldst. Die Regelung unterscheidet je
nachdem, ob die infizierte Person asymptomatisch ist (Nummer 1) oder bereits Symptome
entwickelt hat (Nummer 2). Mal3gebliche Symptome sind Fieber, neu aufgetretener
Husten, Schnupfen, Geruchs- oder Geschmacksverlust oder Atemnot.

Die Regelung in Absatz 3 beruht auf den genannten aktuellen Empfehlungen des RKI zur
Kontaktpersonen-Nachverfolgung (dort Nummer 1.5 ,Bemessung der infektiésen Periode
des Quellfalls®).

Absatz 4 stellt klar, dass die Befugnis des zustandigen Gesundheitsamtes auf Grundlage
von 8 30 IfSG und fachlich gestutzt auf die aktuellen Empfehlungen des RKI im Einzelfall
eine Absonderungsanordnung durch Verwaltungsakt auszusprechen, unberuhrt bleibt.

Absatz 5 legt fest, dass auch Minderjahrige als Kontaktpersonen oder infizierte Personen
den Regelungen zur Absonderung nach 8 19 Absatz 1 Satz 1 oder § 19 Absatz 2 Satz 1
unterfallen. In diesem Fall sind die Personensorgeberechtigten verantwortlich.

Zu § 19a

Absatz 1 gibt im Wesentlichen die rechtlichen Vorgaben aus § 29 IfSG wieder. Die
Untersuchungen durch das Gesundheitsamt kénnen insbesondere auf3erliche
Untersuchungen und Rontgenuntersuchungen, Abstriche von Haut und Schleimh&uten
sowie die Blutenthnahmen umfassen. Das erforderliche Untersuchungsmaterial ist auf
Verlangen bereitzustellen. Die Betroffenen kdnnen auch durch das Gesundheitsamt
vorgeladen werden. Ferner sind sie verpflichtet, den sich als solche ausweisenden
Beauftragten des Gesundheitsamtes zum Zwecke der Befragung oder der Untersuchung
den Zutritt zu ihrer Wohnung zu gestatten und ihnen auf Verlangen tber alle ihren
Gesundheitszustand betreffenden Umstande Auskunft zu geben.

Mit Absatz 2 wird bezweckt, die Risiken einer Ansteckung von anderen Personen,
insbesondere derer, die sich im selben Haushalt aufhalten, zu minimieren. Die Vorgaben
missen nur eingehalten werden, soweit dies moglich ist und die Voraussetzungen hierfur
vorliegen. Die Regelung greift zum Beispiel nicht, wenn in dem betreffenden Haushalt kein
Fieberthermometer vorhanden ist und auch aufgrund der Quarantane nicht beschafft
werden kann oder der Dokumentationspflicht etwa aufgrund des Alters, des
Geisteszustands oder im Falle von Analphabetismus nicht nachgekommen werden kann.

Absatz 3 sieht vor, dass auch im Falle der Minderjahrigkeit der betroffenen Personen die
in 8 19a Absatz 2 genannten Pflichten eingehalten werden sollen. Die Pflicht der
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Sorgeberechtigten besteht jedoch nur, soweit die Beachtung der Hygieneregeln nach
§ 19a Absatz 2 dem Kind oder dem oder der Jugendlichen mdglich und zumutbar ist.

Damit wird dem Recht der Eltern (Artikel 6 Absatz 2 Grundgesetz) und dem Recht jedes
Kindes auf Entwicklung und Entfaltung seiner Persodnlichkeit (Artikel 15 Absatz 1 Satz 1
der Verfassung der Freien Hansestadt Bremen) Rechnung getragen.

Zu 8 19b
Zu Absatzl

Absatz 1 sieht eine Ausnahmeregelung vor, um im Einzelfall Arztbesuche und die
Reaktion auf medizinische Notlagen zu ermdglichen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 sieht eine Mdglichkeit zur Erteilung weiterer Ausnahmen im Einzelfall in begrin-
deten Hartefallen oder zur Aufrechterhaltung der Funktionsfahigkeit der in der Anlage
genannten Bereiche vor.

Zu § 22a

§ 22a Absatz 1 sieht vor, dass die Stadtgemeinde Bremen und die Stadt Bremerhaven im
Wege der Allgemeinverfiigung o6rtliche Regelungen treffen kdnnen, wenn dies im Interesse
des Gesundheitsschutzes jeweils fir das Gebiet der Gemeinden erforderlich ist.

Hierbei geht es um die Ausweitung der Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung
auf bestimmten offentlichen StralRen und Platzen, die so stark frequentiert sind, dass die
Einhaltung des Abstandsgebotes objektiv nicht moglich ist.

Zum anderen geht es um das Verbot des Verkaufs und der Abgabe von alkoholischen
Getranken in zeitlicher und ortlicher Hinsicht, da nicht ausgeschlossen werden kann, dass
Menschen unter gré3erem Alkoholeinfluss gegen die grundlegenden Regeln zur
Bekampfung der Pandemie verstol3en.

Da die Inzidenzwerte sich in den Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven durchaus
deutlich voneinander unterscheiden kénnen, ist in Absatz 2 eine Regelung getroffen
worden, die es den ortlichen Behorden ermdglicht — abhangig vom Inzidenzwert —
regionale Mal3nahmen zu ergreifen. Hier wird auf eine Inzidenz von 200 auf 100.000
Einwohner abgestellt.

Zu 8 22b — Niedriginzidenzbestimmung

Bei dieser Vorschrift handelt es sich — &hnlich wie bei § 22a — um eine Ermachtigung der
zustandigen Behoérden in den Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven, im Wege der
Allgemeinverfligung von den Vorschriften dieser Verordnung abzuweichen, wenn
bestimmte Inzidenzwerte unterschritten sind. Die bei einem Unterschreiten des
Inzidenzwertes von 50 zuldssigen Lockerungen sind in Absatz 1 in Form einer
.insbesondere“-Aufzahlung benannt und im Wesentlichen inhaltlich beschrieben, so dass
eine hinreichende Bestimmtheit Uber die Regelungsgehalte der zu erlassenden
Allgemeinverfligungen besteht. Absatz 2 bestimmt, dass die erlassenen
Allgemeinverfiigungen wieder aufzuheben sind, wenn die Voraussetzungen fir ihren
Erlass wegfallen. Mit Absatz 3 wird eine Uber Absatz 1 hinausgehende Erméachtigung
erteilt, die beim Unterschreiten eines Inzidenzwertes von 35 anwendbar ist. § 22b regelt
damit ein Verfahren, die einschrankenden Vorschriften dieser Verordnung zeitnah und
flexibel an das sich verandernde Pandemiegeschehen anzupassen und insbesondere
Grundrechtsbeschrankungen zuriickzunehmen, sobald sie aus infektionsschutzrechtlichen
Griunden nicht mehr erforderlich sind. Die Bestimmung tragt so zur Verhaltnismafigkeit
der bremischen Coronaverordnung bei.



31
Zu Teil 5
Zu 823

Die Vorschrift qualifiziert einen Verstol3 gegen die in der Verordnung getroffenen
Anordnungen als Ordnungswidrigkeit nach 8§ 73 Absatz 1a Nummer 24 IfSG.

Zu § 24

Die Regelung kommt dem Zitiergebot des Artikel 19 Absatz 1 GG nach.
Zu § 25

Zu Abséatzen 1 und 2

Die Vorschrift regelt das In- und Aul3erkrafttreten.

Die Rechtsverordnung wird zudem zeitlich befristet. Damit wird das Erfordernis nach 8§ 28a
Absatz 5 IfSG erflllt. Danach sind Rechtsverordnungen, die nach § 32 in Verbindung mit

8§ 28 Absatz 1 und 8§ 28a Absatz 1 IfSG erlassen werden, mit zeitlich zu befristen. Die
Geltungsdauer betragt grundsatzlich vier Wochen.

Zu Absatz 3

Satz 1 sieht vor, dass fortlaufend evaluiert wird, ob die Voraussetzungen zur
Aufrechterhaltung dieser Grundrechtsbeschrankungen weiter Bestand haben. Die
Regelung stellt einen prozeduralen Mechanismus zur Sicherstellung der
VerhéaltnismaRigkeit der mit der Verordnung einhergehenden Eingriffe in Grundrechte dar
und bezweckt, dass diese nur soweit und solange aufrechterhalten werden, wie sie fir die
Bekampfung der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 geeignet und erforderlich
sind.

In Satz 2 wird nunmehr deutlich gemacht, dass das Land Bremen in Bezug auf das
Zurucknehmen von Malinahmen sowie auf das Verscharfen von MalRnahmen sich an den
Beschliussen der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der
Lander am 3. Marz 2021 orientieren wird. Im Rahmen dieser Beschliisse ist ein
funfstufiger Offnungsfahrplan erstellt worden, der als verbindliche Orientierung dienen soll.

Zu Absatz 4

Mit Absatz 4 wird verdeutlicht, dass die Vorschriften der bremischen Coronaverordnung
hinter die sog. Notbremsenregelung des § 28b des Infektionsschutzgesetzes zurticktreten,
sofern sie gleiche Sachverhalte erfassen, fir diese aber keine weitergehenden
Schutzmalinahmen vorsehen. Die Bestimmung hat ausschlie3lich deklaratorischen
Charakter.

Zu Absatz 5

Mit Absatz 5 wird von der in 8 28b Absatz 3 Satz 4 und 5 des Infektionsschutzgesetzes
enthaltenen Erméachtigung Gebrauch gemacht, durch Landesrecht die Zustandigkeiten fur
die Erteilung von Ausnahmen von dem Préasenzunterrichtsverbot fir Abschlussklassen
und Forderschulen sowie fur die Einrichtung einer Notbetreuung festzulegen. Diese
Zustandigkeiten sollen den Fachressorts der Senatorin fir Kinder und Bildung sowie der
Senatorin fur Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz tibertragen werden. Damit soll
insoweit von den Vorschriften der Verordnung Uber die zustandigen Behdrden nach dem
Infektionsschutzgesetz abgewichen werden, die eine generelle Zustandigkeit der
kommunalen Ordnungsbehérden fur die Durchfihrung des Infektionsschutzgesetzes
vorsehen.

Zur Anlage
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Die Anlage regelt den Personenkreis, der von den Regelungen zur Absonderung in
hausliche Quarantane nach § 19b Absatz 2 ausgenommen werden kann.

Bremen, den 19. Mai 2021
Die Senatorin fir Gesundheit,
Frauen und Verbraucherschutz
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	3. den Unterricht an sonstigen Einrichtungen der Aus-, Fort- und Weiterbildung, soweit die Unterschreitung des Abstandsgebots aus didaktischen Gründen, zum Beispiel bei praktischen Übungen im Rahmen einer pflegeberuflichen Ausbildung, erforderlich ist...
	4. die Ausübung von Sport im Freien nach Absatz 3.
	Begrenzung der zulässigen Personenanzahl, Verbot von Unterhaltungsveranstaltungen

	1. für die Berufsausübung im Sinne des Artikel 12 Absatz 1 des Grundgesetzes, einschließlich der Ausübung der betrieblichen Interessenvertretung,
	2. im Zusammenhang mit der Wahrnehmung eines politischen Mandats, bei Veranstaltungen und Sitzungen der Bremischen Bürgerschaft, ihren Gremien und Fraktionen und der Deputationen, der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bremerhaven, der Bremischen B...
	2a. im Rahmen von durch Rechtsvorschriften vorgeschriebenen Sitzungen von juristischen Personen des öffentlichen Rechts und des Privatrechts sowie nicht rechtsfähigen Vereinen, Initiativen und andere ehrenamtlichen Zusammenschlüssen, soweit zwischen d...
	3. bei der Wahrnehmung von Aufgaben im öffentlichen Dienst oder als Organ der Rechtspflege,
	4. bei der Benutzung des öffentlichen Personenverkehrs,
	5. im Zusammenhang mit dem Besuch von Verkaufsstellen und Dienstleistungsbetrieben nach § 4 Absatz 3 und sonstigen geöffneten privaten und öffentlichen Einrichtungen,
	6. im Rahmen von Einrichtungen und Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe, insbesondere der Sozialen Gruppenarbeit nach § 29 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) sowie der Erziehung in einer Tagesgruppe nach § 32 SGB VIII,
	7. im Rahmen von Angeboten der Jugendarbeit nach § 11 SGB VIII, der Jugendsozialarbeit nach § 13 SGB VIII und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes nach § 14 SGB VIII,
	8. im Rahmen des Besuchs der im 2. und 3. Teil geregelten Einrichtungen.
	Private Zusammenkünfte
	Mund-Nasen-Bedeckung

	1. bei der Nutzung von Verkehrsmitteln des Öffentlichen Personenverkehrs und den hierzu gehörenden Einrichtungen wie zum Beispiel Haltestellen, Bahnhöfe, Flughäfen und Fähranleger,
	2. bei dem Besuch einer Verkaufsstätte in geschlossenen Räumen und auf deren Außenbereich wie etwa Parkplätzen, in sonstigen geschlossenen Räumen, die öffentlich oder im Rahmen eines Besuchs- oder Kundenverkehrs zugänglich sind sowie bei dem Besuch vo...
	3. in Arbeits- und Betriebsstätten, einschließlich bei der Nutzung innerbetrieblicher Verkehrsmittel, mit Ausnahme der fahrzeugführenden Person, und innerhalb von Gebäuden von Einrichtungen des öffentlichen Dienstes und Behörden beim Betreten von Ver...
	Testungen, Ausnahmen für geimpfte oder genesene Personen
	Schließung von Einrichtungen, Betriebs- und Dienstleistungsbeschränkungen

	1. Theater, Opern, Kinos, Konzerthäuser für den Publikumsbetrieb,
	2. Spielhallen, Spielbanken, Wettannahmestellen für den Publikumsbetrieb,
	3. Prostitutionsstätten und Prostitutionsfahrzeuge nach dem Prostituiertenschutzgesetz zur Ausübung der Prostitution und Swingerclubs,
	4. Schwimm- und Spaßbäder für den Publikumsbetrieb, zulässig bleibt die Nutzung zu Zwecken des Schulsports, soweit das Kohortenprinzip nach Maßgabe von § 17 Absatz 3 eingehalten wird, für die Erteilung von Schwimmunterricht und für Schwimmkurse sowi...
	5. Saunen, Fitnessstudios und Studios für Elektromuskelstimulationstraining für den Publikumsbetrieb,
	6. öffentliche und private Sportanlagen, soweit diese nicht zur Berufsausübung, für die Ausübung eines Individualsports nach § 1 Absatz 3 Satz 1, für die Ausübung des Gruppensports nach § 1 Absatz 3 Satz 1 oder des Rehabilitationssports nach § 1 Absa...
	a) des Schulsports, soweit das Kohortenprinzip nach Maßgabe von § 17 Absatz 3 eingehalten wird,
	b) von Bewegungsangeboten für Kindertageseinrichtungen, soweit das Kohortenprinzip nach Maßgabe von § 16 Absatz 3 eingehalten wird,
	c) der Nutzung durch geimpfte Personen im Sinne des § 2 Nummer 2 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung oder durch genesene Personen im Sinne des § 2 Nummer 4 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung,

	7. Messen, Kongresse, gewerbliche Ausstellungen, Spezialmärkte, Jahrmärkte, Flohmärkte und ähnliche Veranstaltungen, Freizeitparks, Indoor-Spielplätze, und sonstige Vergnügungsstätten für den Publikumsbetrieb; Wochenmärkte und Ausstellungen zum Kunst...
	im Übrigen bleibt die Lieferung und Abholung von Getränken und mitnahmefähiger Speisen (Außer-Haus-Verkauf) zulässig; der Außenausschank und der Verkauf offener alkoholischer Getränke („to go“)sind untersagt; ab dem 21. Mai 2021 ist die Bewirtung von...
	10. Andere Beherbergungsbetriebe als Ferienwohnungen, soweit es die Unterbringung von Gästen, die keinen Wohnsitz oder keinen ständigen Aufenthalt in der Freien Hansestadt Bremen haben, betrifft; zulässig bleibt die Beherbergung von Personen,
	a) soweit es Übernachtungen betrifft, für die gemäß § 1 Absatz 4 des Bremischen Gesetzes über die Erhebung einer Tourismusabgabe eine Tourismusabgabe nicht erhoben wird,
	b) die beim Beherbergungsbetrieb eine eidesstattliche Versicherung hinterlegen, dass ihre Beherbergung nicht aus einem touristischen Anlass erfolgt; diese ist auf Verlangen den zuständigen Ortspolizeibehörden von der Betreiberin oder dem Betreiber vo...
	c) soweit bei Anreise aus touristischem Anlass ein negatives Testergebnis in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2, das nicht älter als 48 Stunden ist, vorgelegt wird,
	Allgemeine Anforderungen an Einrichtungen

	1. sicherzustellen, dass die Abstandsregeln nach § 1 Absatz 1 und 2 eingehalten werden; die Anzahl der Kunden in Geschäften des Groß- und Einzelhandels ist in Abhängigkeit von der Verkaufsfläche so zu begrenzen, dass bei Einrichtungen mit einer Verka...
	2. ein Schutz- und Hygienekonzept nach § 7 Absatz 1 oder bei gewerblichen Einrichtungen ein betriebliches Schutz- und Hygienekonzept nach § 7 Absatz 2 zu erstellen;
	3. bei Angeboten in geschlossenen Räumen alle Kundinnen und Kunden, Gäste oder Nutzerinnen und Nutzer in Namenslisten zum Zweck der Infektionskettenverfolgung nach § 8 zu erfassen.
	1. für Verkaufsstätten,
	2. für Angebote öffentlicher oder privater Einrichtungen der Aus-, Fort- und Weiterbildung, soweit sich die teilnehmenden Personen unter Angabe ihres Namens und ihrer Kontaktdaten (Telefonnummer oder E-Mail-Adresse) angemeldet haben,
	3. für sonstige öffentliche Einrichtungen mit Ausnahme von Begegnungsstätten und sonstigen Begegnungstreffs, Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe oder Einrichtungen nach § 5a.
	Museen und andere Ausstellungseinrichtungen
	Dienstleistungen und Handwerk
	Schutz- und Hygienekonzept

	1. wie die Abstandsregeln nach § 1 Absatz 1 und 2 eingehalten werden können; zum Beispiel durch die Festlegung von Zutrittsbeschränkungen, einer Sitzplatzpflicht oder einer Bedienpflicht,
	2. welche Hygienemaßnahmen und Hygieneregeln zur Vermeidung von Infektionen vorgesehen sind; zum Beispiel durch die Durchführung von anerkannten Tests auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2, durch das Aufstellen von Schutzvorrichtungen ode...
	3. wie bei Angeboten in geschlossenen Räumen eine ausreichende Lüftung gewährleistet werden kann, zum Beispiel durch Festlegung von Pausen zur Durchlüftung.
	Namensliste zur Kontaktverfolgung
	2. Teil Krankenhäuser, Pflegeeinrichtungen, Einrichtungen im Bereich der Eingliederungshilfe, Gemeinschaftsunterkünfte und ambulante Versorgung
	Krankenhäuser
	Besuchsregelungen

	1. Einrichtungen für ambulantes Operieren,
	2. Dialyseeinrichtungen,
	3. Tageskliniken.
	1. Besucherinnen und Besuchern erhalten Zutritt, wenn sie über ein schriftliches oder elektronisches negatives Testergebnis in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 verfügen und dieses auf Verlangen nachweisen, wobei die dem Testerge...
	2. Symptomfreiheit bezogen auf eine mögliche Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 der besuchenden und der besuchten Person,
	3. Anmeldung und Registrierung der Besuche durch die Einrichtung; zum Zweck der Infektionskettenverfolgung sind Namenslisten der Besucherinnen und Besucher zur Kontaktverfolgung nach § 8 zu führen,
	4. Einweisung von Bewohnerinnen oder Bewohnern und Besucherinnen oder Besuchern in Hygienemaßnahmen, Dokumentation der durchgeführten Einweisungen in die Hygienemaßnahmen,
	5. § 3 gilt für Besucherinnen oder Besucher entsprechend;
	6. Besucherinnen und Besucher haben zur besuchten Person sowie zu anderen Personen einen Abstand von mindestens 1,5 Metern einzuhalten; dies gilt nicht für Besucherinnen und Besucher nach § 1 Absatz 2 Nummer 1, sofern während des Besuchs die Bewohneri...
	Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen der Eingliederungshilfe
	Anerkannte Werkstätten für Menschen mit Behinderungen

	1. der Träger der Werkstatt hat ein Schutz- und Hygienekonzept nach § 7 Absatz 2 erstellt;
	2. betriebsfremde Personen sind bei Betreten der Werkstatt in einer Namensliste zur Kontaktverfolgung nach § 8 zu erfassen;
	3. es liegt eine wirksame Einwilligung der betroffenen Person vor; bei nicht einwilligungsfähigen Personen muss eine wirksame Einwilligung für die betroffene Person vorliegen;
	4. für Beförderungen, die vom Träger der Werkstatt selbst oder in seinem Auftrag von Dritten organisiert werden, gilt § 3 entsprechend.
	Tagesförderstätten und Fördergruppen für Menschen mit Behinderungen
	Einrichtungen zur gemeinschaftlichen Unterbringung und ambulanten Versorgung
	Testkonzepte in Einrichtungen und Unternehmen

	1. Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Nummer 1 bis 5 des Infektionsschutzgesetzes, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen auch dann, wenn dort keine den Krankenhäusern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt,
	2. Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Nummer 8 und 9 des Infektionsschutzgesetzes.
	Ausnahmen
	3. Teil Tageseinrichtungen und Angebote der Kindertagespflege nach dem Bremischen Tageseinrichtungs- und Kindertagespflegegesetz;  Schulen und weitere Bildungseinrichtungen sowie Frühe Hilfen
	Tageseinrichtungen und Angebote der Kindertagespflege nach dem Bremischen Tageseinrichtungs- und Kindertagespflegegesetz
	Schulen und weitere Bildungseinrichtungen  nach dem Bremischen Schulgesetz
	4. Teil Absonderungen in häusliche Quarantäne
	Infizierte Personen und Kontaktpersonen
	a) Symptomfreiheit seit mindestens 48 Stunden bezogen auf die akute Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2,
	b) Zustimmung durch den behandelnden Arzt oder die behandelnde Ärztin und
	c) Nachweis eines negativen Ergebnisses eines PoC-Antigentests oder eines PCR-Tests in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2.
	Beobachtungen und Pflichten während der Absonderung  in häuslicher Quarantäne
	Ausnahmen
	Örtliche Maßnahmen und ergänzende Anordnungen
	Niedriginzidenzbestimmung
	5. Teil Schlussvorschriften
	Ordnungswidrigkeiten
	Einschränkung von Grundrechten
	Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Evaluation
	Anlage zu § 19b Absatz 2
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